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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 713/2005 DES RATES

vom 10. Mai 2005

zur Einführung eines endgültigen Ausgleichszolls auf die Einfuhren bestimmter Breitbandantibiotika
mit Ursprung in Indien

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2026/97 des Rates vom 6. Oktober 1997 über den Schutz gegen
subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (1) (nachstehend
„Grundverordnung“ genannt), insbesondere auf Artikel 18 und Artikel 19,

auf Vorschlag der Kommission nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. VERFAHREN

I. Vorausgegangene Untersuchung und geltende Maßnahmen

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 2164/98 (2) führte der Rat einen endgültigen Ausgleichszoll auf die
Einfuhren bestimmter Breitbandantibiotika, nämlich Amoxicillintrihydrat, Ampicillintrihydrat und
Cefalexin, nicht dosiert oder für den Einzelverkauf aufgemacht (nachstehend „betroffene Ware“ ge-
nannt) der KN-Codes ex 2941 10 10, ex 2941 10 20 und ex 2941 90 00 mit Ursprung in Indien ein.
Die Maßnahmen wurden in Form eines Wertzolls eingeführt, der für die Einfuhren einzelner nament-
lich genannter Ausführer zwischen 0 % und 12 % lag und für die Einfuhren aller übrigen Ausführer
14,6 % betrug.

II. Antrag auf Einleitung einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens der
Maßnahmen und einer Interimsüberprüfung

(2) Nach der Veröffentlichung einer Bekanntmachung über das bevorstehende Außerkrafttreten (3) der
geltenden Maßnahmen stellten die verbundenen Gemeinschaftshersteller der gleichartigen Ware,
Sandoz GmbH, Österreich, und Sandoz Industrial Products S.A., Spanien (nachstehend „Antragsteller“
genannt), bei der Kommission einen Antrag auf Einleitung einer Überprüfung wegen des bevor-
stehenden Außerkrafttretens der Maßnahmen und einer Interimsüberprüfung der Verordnung (EG)
Nr. 2164/98 nach Artikel 18 Absatz 2 und Artikel 19 Absatz 2 der Grundverordnung. Auf die
Antragsteller entfällt ein erheblicher Teil, in diesem Fall mehr als 40 %, der Gesamtproduktion be-
stimmter Breitbandantibiotika in der Gemeinschaft.

(3) Der Antrag wurde damit begründet, dass im Falle eines Außerkrafttretens der Maßnahmen ein An-
halten oder Wiederauftreten der Subventionierung und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft wahrscheinlich sei und dass die Höhe der geltenden Maßnahmen nicht ausreiche, um
die schädigenden Auswirkungen der Subventionierung auszugleichen.
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(4) Vor der Einleitung der vorstehend genannten Überprüfungen unterrichtete die Kommission im Ein-
klang mit Artikel 22 Absatz 1 und Artikel 10 Absatz 9 der Grundverordnung die indische Regierung
über den Eingang eines mit den erforderlichen Unterlagen versehenen Überprüfungsantrags. Der
indischen Regierung wurden Konsultationen angeboten, um die im Antrag beschriebene Sachlage
zu klären und eine einvernehmliche Lösung zu finden. Die indische Regierung lehnte das Angebot
jedoch ab.

III. Einleitung einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens der Maßnah-
men und einer Interimsüberprüfung

(5) Die Kommission prüfte die von den Antragstellern übermittelten Beweise und gelangte zu dem
Schluss, dass diese ausreichten, um die Einleitung einer Überprüfung gemäß Artikel 18 Absatz 2
und Artikel 19 Absatz 2 der Grundverordnung zu rechtfertigen. Nach Konsultationen im Beratenden
Ausschuss leitete die Kommission mit einer im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten
Bekanntmachung (1) eine Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens der Maßnahmen
und eine Interimsüberprüfung der Verordnung (EG) Nr. 2164/98 des Rates ein.

IV. Untersuchungszeitraum

(6) Die Untersuchung betraf den Zeitraum vom 1. April 2002 bis zum 31. März 2003 (nachstehend
„Untersuchungszeitraum der Überprüfung“ genannt, oder „UZ“ abgekürzt). Die Untersuchung der für
die Schadensanalyse relevanten Entwicklungen betraf den Zeitraum vom 1. Januar 1999 bis zum
Ende des Untersuchungszeitraums der Überprüfung (nachstehend „Bezugszeitraum“ genannt).

V. Von der Untersuchung betroffene Parteien

(7) Die Kommission unterrichtete die Antragsteller, andere ihr bekannte Gemeinschaftshersteller, aus-
führende Hersteller, Einführer, Zulieferer und Verwender sowie die indische Regierung offiziell über
die Einleitung der Untersuchung. Interessierte Parteien erhielten Gelegenheit, ihren Standpunkt schrift-
lich darzulegen und eine Anhörung zu beantragen. Die mündlichen und schriftlichen Stellungnahmen
der Parteien wurden geprüft und gegebenenfalls berücksichtigt.

(8) Angesichts der offensichtlich großen Anzahl ausführender Hersteller der betroffenen Ware in Indien,
die in dem Antrag namentlich genannt waren, wurde gemäß Artikel 27 der Grundverordnung
erwogen, in der Subventionsuntersuchung mit Stichproben zu arbeiten.

(9) Da sich jedoch nur wenige ausführende Hersteller selbst meldeten und die für die Stichprobe erforder-
lichen Informationen übermittelten, wurde es nicht als notwendig erachtet, mit einer Stichprobe zu
arbeiten.

(10) Die Kommission sandte Fragebogen an alle bekanntermaßen betroffenen Parteien, die sich innerhalb
der in der Bekanntmachung über die Einleitung gesetzten Frist selbst meldeten. Fünf Gemeinschafts-
hersteller, sieben ausführende Hersteller, ein Einführer, zwei Vorlieferanten und die indische Regie-
rung beantworteten den Fragebogen.

(11) Die Kommission holte alle Informationen ein, die sie für die Untersuchung der Subventionierung und
Schädigung, für die Untersuchung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder Wiederauftretens der
Subventionierung und Schädigung und für die Feststellung, ob eine Aufrechterhaltung oder Änderung
der Maßnahmen dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderlaufen würde, als notwendig erachtete, und
prüfte sie. In den Betrieben der folgenden interessierten Parteien wurden Kontrollbesuche durchge-
führt:

1. Gemeinschaftshersteller

DSM Anti-Infectives B.V., Delft (Niederlande); das Unternehmen beantwortete den Fragebogen der
Kommission auch im Namen von DSM Anti-Infectives Deretil S.A., Almeria, (Spanien) und DSM
Anti-Infectives Chemferm S.A., Santa Perpetua de Mogoda, (Spanien). Diese drei Unternehmen
werden nachstehend als „DSM“ bezeichnet.

Sandoz GmbH (vormals Biochemie GmbH), Kundl (Österreich); das Unternehmen beantwortete
den Fragebogen der Kommission auch im Namen von Sandoz Industrial Products S.A. (vormals
Biochemie S.A.), Barcelona (Spanien). Diese beiden Unternehmen werden nachstehend als
„Sandoz“ bezeichnet.
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2. Indische Regierung

Handelsministerium, Neu-Delhi.

3. Ausführende Hersteller in Indien

KDL Biotech Ltd. (vormals Kopran Ltd.), Mumbai,

Orchid Pharmaceuticals and Chemicals Ltd., Chennai,

Nectar Lifesciences Ltd., Chandigarh,

Nestor Pharmaceuticals Ltd., Neu-Delhi,

Ranbaxy Laboratories Ltd., Neu-Delhi,

Torrent Gujarat Biotech Ltd., Ahmedabad,

Surya Pharmaceutical Ltd., Chandigarh.

VI. Unterrichtung und Bemerkungen zum Verfahren

(12) Die indische Regierung und die anderen interessierten Parteien wurden über die wesentlichen Tat-
sachen und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grundlage beabsichtigt wurde, eine Aufrechterhaltung
der Maßnahmen vorzuschlagen. Es wurde ihnen eine angemessene Frist zur Stellungnahme einge-
räumt. Einige Parteien nahmen schriftlich Stellung. Ferner legten die indische Regierung und drei
ausführende Hersteller ihre Standpunkte in Anhörungen nach der Unterrichtung dar und übermittel-
ten anschließend entsprechende Zusammenfassungen. Alle Sachäußerungen und Stellungnahmen
wurden wie nachstehend dargelegt gebührend berücksichtigt.

(13) Die indische Regierung und ein ausführender Hersteller wiesen in einer Anhörung nach der Unter-
richtung darauf hin, dass die Antragsteller einen Typ der gleichartigen Ware, nämlich Cefalexin, nicht
herstellten, und beantragten daher, diesen Warentyp aus der Untersuchung auszuklammern.

(14) Diesbezüglich sei daran erinnert, dass bereits in der Ausgangsuntersuchung alle betroffenen Waren-
typen (vgl. Abschnitt B) als eine einzige Ware angesehen wurden (1). Bei allen Typen handelt es sich
um halbsynthetische Breitbandantibiotika in Bulk-Form, die ausnahmslos für die Herstellung fertiger
Darreichungsformen, die zur Behandlung verschiedener Infektionskrankheiten dienen, verwendet wer-
den. Da für die Zwecke dieses Verfahrens alle Warentypen eine einzige Ware bilden, die von den
Antragstellern hergestellt wird, kann dem Vorbringen nicht gefolgt werden.

(15) Die indische Regierung und ein ausführender Hersteller behaupteten, die nicht vertraulichen Ant-
worten der Gemeinschaftshersteller auf den Fragebogen seien nicht ausführlich genug und erfüllten
nicht die Maßgaben des Artikels 29 der Grundverordnung. Aufgrund der unzureichenden Informa-
tionen in den nicht vertraulichen Antworten auf den Fragebogen sei es den kooperierenden Aus-
führern nicht möglich, ihre Interessen in Verbindung mit der Schädigung und der Analyse des
ursächlichen Zusammenhangs geltend zu machen und zu verteidigen.

(16) In diesem Zusammenhang ist zu bedenken, dass im Rahmen dieser Untersuchung nur zwei Parteien,
nämlich Sandoz und DSM, den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft bilden (vgl. hierzu Abschnitt E).
Darüber hinaus stellte eine Partei nur Amoxicillintrihydrat und Ampicillintrihydrat, die andere Partei
aber zusätzlich auch Cefalexin her. Aufgrund dieser besonderen Umstände im Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft erhöhte sich im Rahmen dieser Untersuchung der Vertraulichkeitsgrad bestimmter
Daten. Die Akte zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien enthält die nicht vertraulichen Ant-
worten der beiden kooperierenden Gemeinschaftshersteller auf den Fragebogen, während die vertrau-
lichen Informationen in indexierter Form vorgelegt wurden, um ein angemessenes Verständnis des
wesentlichen Inhalts der vertraulichen Informationen zu gewährleisten. Daher stehen nach Auffassung
der Kommission die nicht vertraulichen Antworten der Gemeinschaftshersteller auf den Fragebogen
durchaus mit Artikel 29 der Grundverordnung in Einklang. Auch die offen gelegten und unter
Abschnitt F aufgeführten indexierten Daten zur Schädigung stellten die Sachlage in Bezug auf Schä-
digung und Schadensursache hinreichend präzise dar, so dass eine Bewertung der Analyse und die
Verteidigung der eigenen Interessen durchaus möglich war.

DE13.5.2005 Amtsblatt der Europäischen Union L 121/3

(1) ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 17, Randnummer 9.



B. WARE UND GLEICHARTIGE WARE

I. Ware

(17) Diese Überprüfung betrifft dieselbe Ware wie die in der Verordnung (EG) Nr. 2164/98, d. h. Amo-
xicillintrihydrat, Ampicillintrihydrat und Cefalexin, nicht dosiert oder für den Einzelverkauf aufge-
macht, der KN-Codes ex 2941 10 10, ex 2941 10 20 und ex 2941 90 00, mit Ursprung in Indien
(nachstehend „betroffene Ware“ genannt).

II. Gleichartige Ware

(18) In der Anhörung nach der Unterrichtung machten die indische Regierung und ein ausführender
Hersteller auf die Tatsache aufmerksam, dass ein Gemeinschaftshersteller auf bestimmte Unterschiede
(Festigkeit, Reinheit, Gehalt, galenische Eigenschaften usw.) zwischen der betroffenen Ware und der
gleichartigen Ware hingewiesen habe. Darüber hinaus habe der einzige kooperierende Einführer
Unterschiede in Bezug auf die Wasserlöslichkeit erwähnt.

(19) Die betroffene Ware und die gleichartige Ware unterliegen jedoch denselben internationalen Arznei-
mittelverzeichnissen und müssen demzufolge bestimmten Spezifikationen genügen. Auch wenn sie
sich nicht in jeder Hinsicht gleichen, so weisen sie doch gemäß Artikel 1 Absatz 5 der Grundver-
ordnung sehr ähnliche Merkmale auf.

(20) Die Untersuchung bestätigte, dass das in der Gemeinschaft von den Gemeinschaftsherstellern herge-
stellte und verkaufte Amoxicillintrihydrat, Ampicillintrihydrat und Cefalexin mit der betroffenen Ware
identisch war oder aber ähnliche materielle Eigenschaften und Verwendungszwecke aufwies und
daher als gleichartige Ware im Sinne des Artikels 1 Absatz 5 der Grundverordnung angesehen
werden konnte.

C. SUBVENTIONEN

I. Einführung

(21) Auf der Grundlage der im Überprüfungsantrag enthaltenen Informationen und der Antworten auf
den Fragebogen der Kommission wurden die nachstehenden Regelungen untersucht, mit denen an-
geblich Subventionen gewährt werden:

1. Nationale Regelungen

a) „Advance Licence Scheme“,

b) „Duty Entitlement Passbook Scheme“,

c) „Special Economic Zones Scheme/Export Oriented Units Scheme“ (Regelung für Sonderwirt-
schaftszonen/Regelung für exportorientierte Betriebe),

d) „Export Promotion Capital Goods Scheme“,

e) Körperschaftsteuerregelungen,

— Befreiung von der Steuer auf Ausfuhrgewinne,

— Körperschaftsteuervergünstigung für Forschung und Entwicklung,

f) Regelung für Ausfuhrkredite.
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(22) Die unter den Buchstaben a bis d genannten Regelungen stützen sich auf das Außenhandelsgesetz
(„Foreign Trade (Development and Regulation) Act“) von 1992 (Nr. 22/1992), das am 7. August
1992 in Kraft trat (nachstehend „Außenhandelsgesetz“ genannt). Das Außenhandelsgesetz ermächtigt
die indische Regierung, Notifikationen über die Ausfuhr- und Einfuhrpolitik zu erlassen. Diese Noti-
fikationen werden in so genannten „Export and Import Policy (EXIM)“-Dokumenten zusammenge-
fasst, die vom Handelsministerium alle fünf Jahre herausgegeben und regelmäßig aktualisiert werden.
Für den Untersuchungszeitraum dieser Überprüfung ist der Fünfjahresplan für die Zeit vom 1. April
2002 bis zum 31. März 2007 (nachstehend „EXIM-Dokument 2002—2007“ genannt) ausschlagge-
bend. Darüber hinaus sind die für die Aus- und Einfuhrpolitik 2002—2007 maßgeblichen Verfahren
in dem Verfahrenshandbuch, Band I (1. April 2002 bis 31. März 2007) der indischen Regierung
(nachstehend „Verfahrenshandbuch“ genannt) (1) niedergelegt. Das Verfahrenshandbuch wird ebenfalls
regelmäßig aktualisiert.

(23) Die unter Buchstabe e aufgeführten Körperschaftsteuerregelungen basieren auf dem Körperschaft-
steuergesetz („Income Tax Act“) aus dem Jahr 1961, das jährlich mit dem Finanzgesetz („Finance
Act“) geändert wird.

(24) Die unter Buchstabe f aufgeführte Regelung für Ausfuhrkredite stützt sich auf die Sections 21 und
35A des Gesetzes zur Regulierung des Bankwesens („Banking Regulation Act“) von 1949, dem
zufolge die indische Zentralbank befugt ist, auf dem Gebiet der Ausfuhrkredite Anweisungen an
Geschäftsbanken zu erteilen.

2. Regionale Regelungen

(25) Auf der Grundlage der in dem Überprüfungsantrag enthaltenen Informationen und der Antworten
auf den Fragebogen untersuchte die Kommission außerdem eine Reihe von Regelungen, die angeblich
in bestimmten indischen Bundesstaaten von dortigen Regierungen und Behörden gewährt werden.

a) Bundesstaat Punjab,

— „Punjab Industrial Incentive Scheme“.

— Diese Regelung stützt sich auf das Gesetz für Industriepolitik und wirtschaftliche Anreize der
Regierung von Punjab.

b) Bundesstaat Gujarat,

— „Gujarat Industrial Incentive Scheme“,

— Befreiung von der Elektrizitätsabgabe.

— Die erste Regelung stützt sich auf die Politik von Gujarat in Bezug auf Anreize für die
industrielle Entwicklung, die zweite auf den „Bombay Electricity Duty Act“ von 1958.

c) Bundesstaat Maharashtra,

— Anreizpaket der Regierung von Maharashtra. Diese Regelung stützt sich auf Beschlüsse des
Landesministeriums für Industrie, Energie und Arbeit von Maharashtra.

(26) Eine der Körperschaftsteuerregelungen (Körperschaftsteuervergünstigungen für Forschung und Ent-
wicklung) und drei regionale Regelungen („Punjab Industrial Incentives Scheme“, „Gujarat Industrial
Incentives Scheme“ und die Befreiung von den Elektrizitätsabgaben in Gujarat) waren in dem Über-
prüfungsantrag nicht genannt worden. Daher unterrichtete die Kommission die indische Regierung
gemäß Artikel 22 Absatz 1 und Artikel 11 Absatz 10 der Grundverordnung offiziell über die
Möglichkeit, die Untersuchung auf diese Regelungen auszuweiten. Der indischen Regierung wurden
Konsultationen angeboten, um den Sachverhalt bezüglich dieser Regelungen zu klären und eine
einvernehmliche Lösung zu erzielen. Im Anschluss an diese Konsultationen, die zu keiner einver-
nehmlichen Lösung in Bezug auf diese vier Regelungen führte, weitete die Kommission die Unter-
suchung der Subventionierung auf diese Regelungen aus.
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3. Allgemeine Bemerkungen zur Subventionierung

(27) Zwei ausführende Hersteller machten nach der Unterrichtung geltend, dass die „Advance Licence“-
Regelung, die Körperschaftsteuervergünstigungen für Forschung und Entwicklung und die Regelung
für die Ausfuhrkredite aus dieser Untersuchung ausgeklammert werden sollten, da sich eine Über-
prüfung nur auf die ursprünglich untersuchten Regelungen beziehen sollte. In diesem Fall waren die
drei genannten Regelungen sowie die untersuchten regionalen Regelungen nicht Gegenstand der
Ausgangsuntersuchung.

(28) Die einschlägigen Bestimmungen in der Grundverordnung bezüglich Interimsüberprüfungen und
Überprüfungen wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens von Maßnahmen sind allerdings nicht
so eng abgesteckt. So könnte gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Grundverordnung eine Interimsüber-
prüfung der geltenden Maßnahmen dazu führen, dass diese erhöht werden, weil sie nicht mehr
ausreichen, um die schädigende anfechtbare Subvention unwirksam zu machen. Nach Artikel 19
Absatz 4 der Grundverordnung wird außerdem geprüft, „ob sich die Umstände hinsichtlich der
Subventionierung und Schädigung wesentlich verändert haben“. Eine Interimsüberprüfung zur Sub-
ventionierung kann also per se zu einer vollständigen Neubewertung aller einschlägigen Subventio-
nierungsregelungen führen und braucht sich nicht auf die Regelungen zu beschränken, die Gegen-
stand der Ausgangsuntersuchung waren und die eventuell für die betroffene Ware in Anspruch
genommen wurden. Auch eine Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens von Maß-
nahmen muss sich nicht nur auf die Regelungen beziehen, die Gegenstand der Ausgangsuntersu-
chung waren. Artikel 18 Absatz 2 der Grundverordnung verweist ganz allgemein auf das Anhalten
oder Wiederauftreten einer Subventionierung und nennt nicht nur die in der Ausgangsuntersuchung
geprüften Subventionsregelungen. Folglich sind die Überprüfungen nicht auf die ursprünglich unter-
suchten Regelungen beschränkt, sondern sollten auch laufende und zukünftige Subventionierungen,
d. h. auch Subventionsprogramme, die ursprünglich nicht untersucht wurden, einbeziehen. Nur auf
diese Weise kann die Sachlage bezüglich der Subventionierung innerhalb eines bestimmten Unter-
suchungszeitraums angemessen analysiert werden. Ansonsten könnten Regierungen sich selbst der
Subventionsdisziplin entziehen, indem sie eine Regelung einfach umbenennen oder geringfügige
strukturelle Veränderungen vornehmen. Dadurch würden jedoch Sinn und Zweck der Ausgleichs-
maßnahmen, die darin bestehen, die schädigende Subventionierung unwirksam zu machen, unter-
graben werden.

II. Nationale Regelungen

1. „Advance Licence“-Regelung (AL-Regelung)

a) R e c h t s g r u n d l a g e

(29) Eine ausführliche Beschreibung dieser Regelung befindet sich in den Abschnitten 4.1.1 bis 4.1.14 des
EXIM-Dokuments 2002—2007 und in den Kapiteln 4.1 bis 4.30 des Verfahrenshandbuchs, Bd. I
(2002—2007).

b) B e d i n g u n g e n f ü r d i e I n a n s p r u c h n a h m e

(30) Die AL-Regelung umfasst sechs Teilregelungen, die unter Randnummer 31 genauer beschrieben sind.
Diese Teilregelungen unterscheiden sich unter anderem in Bezug auf die Möglichkeiten der Inan-
spruchnahme. Hersteller/Ausführer und Händler/Ausführer, die an unterstützende Hersteller „gebun-
den“ sind, können die AL-Regelung für tatsächliche Ausfuhren und die AL-Regelung für den Jahres-
bedarf („annual requirement“) in Anspruch nehmen. Hersteller/Ausführer, die den endgültigen Aus-
führer beliefern, kommen für die AL-Regelung für Zwischenlieferungen in Betracht. Hauptlieferanten,
die die in Abschnitt 8.2 des EXIM-Dokuments genannten „deemed exports“-Kategorien wie Liefer-
anten von Waren an exportorientierte Betriebe (EOB) beliefern, können die AL-Regelung für „deemed
export“ (vorgesehene Ausfuhr) in Anspruch nehmen. Für Zwischenlieferanten schließlich, die Her-
steller/Ausführer beliefern, werden Vorteile im Rahmen der Teilregelungen „Advance Release Orders“
(ARO) und Gegenakkreditiv („Back-to-Back-Akkreditiv“) gewährt.

c) A n w e n d u n g d e r R e g e l u n g

(31) Vorablizenzen („advance licences“) können ausgestellt werden für

i) Tatsächliche Ausfuhren: Hierbei handelt es sich um die am häufigsten in Anspruch genommene
Teilregelung. Sie erlaubt die zollfreie Einfuhr der für die Herstellung einer bestimmten Ausfuhr-
ware benötigten Vorleistungen. „Tatsächliche Ausfuhren“ bedeutet in diesem Fall, dass die Aus-
fuhrware das indische Hoheitsgebiet verlassen muss. In der Vorablizenz sind die zollfreie Ein-
fuhrmenge und die Ausfuhrverpflichtung einschließlich des Typs der auszuführenden Ware genau
angegeben;
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ii) den Jahresbedarf („annual requirement“): Eine solche Lizenz wird nicht für eine bestimmte Ausfuhr-
ware, sondern für eine größere Warengruppe (z. B. chemische und verwandte Erzeugnisse) erteilt.
Der Lizenzinhaber kann — bis zu einem bestimmten Wert, der sich nach seiner bisherigen
Ausfuhrleistung richtet — alle Vorleistungen, die für die Herstellung einer jeden unter die jewei-
lige Warengruppe fallenden Ware erforderlich sind, zollfrei einführen. Der Lizenzinhaber kann
selbst entscheiden, welche Waren dieser Warengruppe, für er die Vorleistungen zollfrei eingeführt
hat, er ausführt;

iii) Zwischenlieferungen: Diese Teilregelung gilt für alle Fälle, in denen zwei Hersteller gemeinsam eine
bestimmte Ausfuhrware herstellen wollen und den Produktionsprozess aufteilen. Der Hersteller/
Ausführer stellt das Zwischenprodukt her. Hierfür kann er die benötigten Vorleistungen zollfrei
einführen und die AL-Regelung für Zwischenlieferungen in Anspruch nehmen. Der endgültige
Ausführer schließt die Produktion ab und ist verpflichtet, die fertige Ware auszuführen;

iv) Deemed exports: Diese Teilregelung ermöglicht einem Hauptlieferanten, Vorleistungen zollfrei ein-
zuführen, die für die Herstellung von Waren benötigt werden, die als „vorgesehene Ausfuhr“ an
die unter Abschnitt 8.2 Buchstaben b bis f sowie g, i und j des EXIM-Dokuments 2002—2007
genannten Abnehmerkategorien geliefert werden. Nach Aussagen der indischen Regierung handelt
es sich bei „deemed exports“ um Geschäfte, bei denen die gelieferten Waren das Land nicht
verlassen. Einige Lieferkategorien gelten als „deemed exports“, wenn die Waren in Indien herge-
stellt werden, z. B. die Lieferung von Waren an einen exportorientierten Betrieb (EOB) oder an ein
Unternehmen in einer Sonderwirtschaftszone;

v) Advance Release Orders (ARO): Inhaber von Vorablizenzen, die die Vorleistungen nicht direkt
einführen, sondern von inländischen Anbietern beziehen wollen, können dafür so genannte
„Advance Release Orders“ (ARO) verwenden. In diesem Fall werden die Vorablizenzen in ARO
umgewandelt und nach der Lieferung der darauf angegebenen Waren auf den Lieferanten über-
tragen. Dadurch ist der inländische Lieferant berechtigt, die im EXIM-Dokument 2002—2007 in
Abschnitt 8.3 für vorgesehene Ausfuhren („deemed exports“) eingeräumten Vorteile in Anspruch
zu nehmen (z. B. Vorablizenzen für Zwischenlieferungen/vorgesehene Ausfuhren, Erstattung von
Zöllen bei der Ausfuhr und die Erstattung der Verbrauchsteuer). So werden im Rahmen des ARO-
Mechanismus im Grunde dem Lieferanten der Ware Steuern und Abgaben erstattet und nicht
dem Ausführer im Rahmen der Rückerstattung/Erstattung von Zöllen. Die Erstattung von
Steuern/Abgaben kann sowohl für im Inland bezogene als auch für eingeführte Vorleistungen
in Anspruch genommen werden;

vi) Back-to-Back-Akkreditive: Auch diese Teilregelung gilt für inländische Lieferungen an einen Inhaber
einer Vorablizenz. Der Inhaber einer Vorablizenz kann bei einer Bank ein Akkreditiv zugunsten
eines einheimischen Lieferanten eröffnen. Für die Lizenz für die Direkteinfuhr verrechnet die Bank
nur Wert und Menge der im Land bezogenen Waren und nicht der eingeführten Waren. Dadurch
ist der inländische Lieferant berechtigt, die im EXIM-Dokument 2002—2007 in Abschnitt 8.3 für
vorgesehene Ausfuhren („deemed exports“) eingeräumten Vorteile in Anspruch zu nehmen (z. B.
Vorablizenzen für Zwischenlieferungen/vorgesehene Ausfuhr, Erstattung von Zöllen bei der Aus-
fuhr und die Erstattung der Verbrauchsteuer).

Die Untersuchung ergab, dass den kooperierenden Ausführern im Untersuchungszeitraum der
Überprüfung lediglich im Rahmen der folgenden vier Teilregelungen Vorteile für die betroffene
Ware eingeräumt wurden: Vorablizenzen für tatsächliche Ausfuhren, Vorablizenzen für den Jah-
resbedarf, Vorablizenzen für Zwischenlieferungen an einen endgültigen Ausführer und Vorabli-
zenzen für vorgesehene Ausfuhren als Lieferant von exportorientierten Betrieben (EOB) oder
Unternehmen in Sonderwirtschaftszonen. Daher erübrigt sich die Prüfung der Anfechtbarkeit
des ARO-Mechanismus und der Regelung für Back-to-Back-Akkreditive.

(32) Damit die indischen Behörden den ordnungsgemäßen Verbrauch und die Verwendung der einge-
führten Waren überprüfen können, ist der Ausführer rechtlich dazu verpflichtet, ein Verbrauchsver-
zeichnis („Anhang 18 Verzeichnis“) in einem vorgegebenen Format zu führen (vgl. Kapitel 4.30 und
Anhang 18 des Verfahrenshandbuchs, Band I, 2002—2007).

(33) Bei den unter Randnummer 31 aufgeführten Teilregelungen i, iii und iv werden sowohl die zollfreie
Einfuhrmenge als auch die Ausfuhrverpflichtung (einschließlich „deemed export“) von der indischen
Regierung wert- und mengenmäßig in der betreffenden Lizenz festgelegt. Außerdem sind in dieser
Lizenz zum Zeitpunkt der Ein- und Ausfuhr die entsprechenden Geschäftsvorgänge von indischen
Regierungsbeamten auszuweisen. Die im Rahmen dieser Regelung zugelassenen Einfuhrmengen wer-
den von der indischen Regierung auf der Grundlage der so genannten „Standard Input/Output
Norms“ (nachstehend „SION“ genannt) festgelegt. Für die meisten Waren, so auch für die betroffene
Ware, wurden SION festgelegt und im Verfahrenshandbuch, Band II, 2002—2007 veröffentlicht.
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(34) Im Falle der unter der Randnummer 31 genannten Teilregelung ii (Vorablizenzen für den Jahres-
bedarf) wird in der Lizenz nur der Wert der zollfreien Einfuhrmenge angegeben. Der Lizenzinhaber
ist verpflichtet, „die Verknüpfung zwischen Vorleistungen und den daraus hergestellten Ausfuhrwaren
aufrechtzuerhalten“ (Absatz 4.24A(c) Verfahrenshandbuch, Bd. I, 2002—2007).

(35) Die eingeführten Vorleistungen sind nicht übertragbar und müssen bei der Herstellung der entsprech-
enden zur Ausfuhr bestimmten Ware verwendet werden. Die Ausfuhrverpflichtung muss innerhalb
von achtzehn Monaten (zwei Verlängerungen von jeweils sechs Monaten möglich) erfüllt werden. Für
Vorablizenzen für den Jahresbedarf sind keine Fristverlängerungen möglich.

(36) Die Untersuchung ergab, dass die kooperierenden Ausführer im Rahmen der verschiedenen Teilre-
gelungen und gemäß der nach den SION ermittelten zollfreien Einfuhrmenge mehr Vorleistungen
zollfrei einführten, als zur Herstellung der Referenzmenge der entsprechenden zur Ausfuhr bestimm-
ten Ware notwendig gewesen wäre. Die SION für die betroffene Ware waren also nicht präzise
genug. Während des Untersuchungszeitraums der Überprüfung führten die kooperierenden Ausführer
außerdem kein ordnungsgemäßes Verbrauchsverzeichnis über ihren tatsächlichen Verbrauch. In vier
Fällen wurde dieses gesetzlich vorgeschriebene Verzeichnis (vgl. Randnummer 32) überhaupt nicht
geführt. In zwei Fällen erfassten die Unternehmen die tatsächlich eingesetzten Vorleistungen nicht.
Weder die untersuchten Ausführer noch die indische Regierung waren in der Lage nachzuweisen,
dass die Befreiung von den Einfuhrabgaben nicht zu einer übermäßigen Erstattung geführt hatte.

d) B e m e r k u n g e n n a c h d e r U n t e r r i c h t u n g

(37) Die indische Regierung und fünf kooperierende Ausführer nahmen zu der „Advance-Licence“-Rege-
lung Stellung. Ihrer Meinung nach handelte es sich bei der AL-Regelung um eine Rückerstattungs-
und Ersatzrückerstattungsregelung, die dem in der EG bestehenden Verfahren der aktiven Veredelung
ähnelt und für die gemäß den Anhängen I, II und III der Grundverordnung ein entsprechendes
Nachprüfungssystem eingerichtet wurde, um die Verknüpfung zwischen den zollfrei eingeführten
Vorleistungen und der daraus hergestellten Ausfuhrware gewährleisten zu können. Außerdem mach-
ten die indische Regierung und zwei Ausführer geltend, dass nur eine übermäßige Erstattung anfecht-
bar sei. Des Weiteren bestanden sie darauf, dass ein angemessenes Nachprüfungssystem bestehe. In
diesem Zusammenhang verwiesen sie auf die folgenden Elemente, die der indischen Regierung unter
anderem für die Nachprüfung zur Verfügung stünden: Standardnormen für die Ein- und Ausfuhr
(SION), Informationen über die Einfuhrmengen aus den Einfuhr- und Ausfuhrpapieren, Übersicht
über die bei den Ein- und Ausfuhren im Rahmen dieser Regelung hinterlegten Zollkautionen, ein
Verbrauchsverzeichnis, ein „Duty Entitlement Export Certification Book“ (nachstehend „DEECB“ ab-
gekürzt), eine Überprüfung der Erstattungen nach Abschluss der Einfuhr- und Ausfuhrvorgänge,
zusätzliche Kontrollen, die von den indischen Behörden im Zusammenhang mit ihrer Verbrauch-
steuer- und Zollverwaltung angewendet werden, regelmäßige Buchprüfungen und Rechtsverfolgung
im Falle von „Umlenkung“. Die indische Regierung und ein Ausführer räumten jedoch ein, dass bei
Verwendung der SION „das Ergebnis niedriger ausfallen könnte als der tatsächliche Verbrauch“. Des
Weiteren legte keiner der Ausführer ausreichendes Beweismaterial dafür vor, dass er der im EXIM-
Dokument auferlegten Verpflichtung, den tatsächlichen Verbrauch genau zu erfassen, ordnungsgemäß
nachgekommen war. Zwei Ausführer machten geltend, dass die untersuchende Behörde die über-
mäßige Erstattung hätte selbst berechnen müssen. Schließlich wurde noch geltend gemacht, dass die
Kommission an die Ergebnisse vorheriger Untersuchungen gebunden sei und daher die AL-Regelung
nicht anfechten könne. Ein Ausführer legte im Anschluss an die Anhörung nach der Unterrichtung
eine Berechnung der übermäßig erstatteten Abgaben vor.

e) S c h l u s s f o l g e r u n g

(38) Bei der Befreiung von den Einfuhrabgaben handelt es sich um eine Subvention im Sinne des Artikels
2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii und des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung, d. h. um eine
finanzielle Beihilfe der indischen Regierung, aus der den untersuchten Ausführern ein Vorteil er-
wuchs.

(39) Außerdem sind die AL-Regelung für tatsächliche Ausfuhren, die AL-Regelung für den Jahresbedarf
und die AL-Regelung für Zwischenlieferungen rechtlich eindeutig von der Ausfuhrleistung abhängig
und somit nach Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a der Grundverordnung spezifisch und anfechtbar.
Ohne eine Ausfuhrverpflichtung kann ein Unternehmen keine Vorteile im Rahmen dieser Regelungen
in Anspruch nehmen.
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(40) Die AL-Regelung für die vorgesehene Ausfuhr („deemed export“) ist unter den Gegebenheiten des
vorliegenden Falls de facto von der Ausfuhrleistung abhängig. Nur ein Unternehmen nahm diese
Regelung in begrenztem Umfang für die Belieferung exportorientierter Betriebe (EOB) oder von
Betrieben in Sonderwirtschaftszonen in Anspruch; beide Kategorien sind in dem EXIM-Dokument
2002—2007 in Absatz 8.2 Buchstabe b genannt. Dieses Unternehmen erklärte, dass seine Abnehmer
die betroffene Ware letztendlich ausführten. Das Ziel eines EOB bzw. einer Sonderwirtschaftszone
bestehe, wie in Absatz 6.1 des EXIM-Dokuments 2002—2007 ausgeführt, in der Ausfuhr. Ein
inländischer Lieferant kann somit im Rahmen der AL-Regelung für die vorgesehene Ausfuhr Vorteile
in Anspruch nehmen, weil die indische Regierung Ausfuhrerlöse von einem in einem EOB oder einer
Sonderwirtschaftszone angesiedelten Ausführer antizipiert. Gemäß Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a
der Grundverordnung wird eine Subvention als tatsächlich von der Ausfuhrleistung abhängig ange-
sehen, wenn die Tatsachen zeigen, dass die Gewährung einer Subvention, ohne rechtlich von der
Ausfuhrleistung abhängig zu sein, tatsächlich an die gegenwärtigen oder erwarteten Ausfuhren oder
Ausfuhrerlöse gebunden ist.

(41) Keine der vier hier in Rede stehenden Teilregelungen können als zulässige Rückerstattungssysteme oder
Rückerstattungssysteme für Ersatz im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Grund-
verordnung angesehen werden. Diese Feststellung wurde nach sorgfältiger Prüfung der nach der Unter-
richtung eingegangenen Stellungnahmen bestätigt. Sie genügen nicht den strengen Vorgaben in Anhang
I Buchstabe i, Anhang II (Definition und Regeln für Rückerstattung) und Anhang III (Definition und
Regeln für Rückerstattung für Ersatz) der Grundverordnung. Die indische Regierung wandte ihr Nach-
prüfungssystem bzw. -verfahren nicht effektiv an, um festzustellen, welche Vorleistungen in welchem
Umfang bei der Herstellung der für die Ausfuhr bestimmten Ware verbraucht wurden (Anhang II Teil II
Nummer 4 der Grundverordnung und Anhang III Teil II Nummer 2 der Grundverordnung im Falle von
Rückerstattungssystemen für Ersatz). Die SION für die betroffene Ware waren nicht präzise genug. Diese
Feststellung wurde durch keine Stellungnahme widerlegt. Sogar die indische Regierung gab zu, dass die
SION ungenau seien. Dies bestätigt, dass sich der tatsächliche Verbrauch nicht anhand von SION
überprüfen lässt, da die indische Regierung mit Hilfe dieser allzu großzügigen SION nicht mit ausreich-
ender Genauigkeit den Umfang der in die Ausfuhrproduktion eingeflossenen Vorleistungen nachprüfen
kann. Des Weiteren nahm die indische Regierung keine Kontrolle auf der Grundlage eines ordnungs-
gemäß geführten Verbrauchsverzeichnisses vor (Verzeichnis gemäß Artikel 18). Darüber hinaus fand
keine weitere Überprüfung auf der Grundlage der tatsächlich eingesetzten Vorleistungen statt, obwohl
dies normalerweise in Ermangelung eines effektiv angewandten Nachprüfungssystems erforderlich ge-
wesen wäre (vgl. Anhang II Teil II Absatz 5 und Anhang III Teil II Absatz 3 der Grundverordnung). Die
indische Regierung widerlegte außerdem nicht, dass eine übermäßige Erstattung erfolgte. Die angebliche
Vergleichbarkeit der AL-Regelung mit dem in der EG bestehenden Verfahren der aktiven Veredelung ist
in diesem Zusammenhang nicht relevant, da das EG-System nicht Gegenstand dieser Untersuchung ist.

(42) Die anderen in den Stellungnahmen vorgebrachten Nachprüfungselemente gibt es nicht mehr (das
DEECB wurde mit dem EXIM-Dokument 2002—2007 abgeschafft) oder beruhen anscheinend in
Ermangelung einer effektiven Kontrolle des Verzeichnisses über den tatsächlichen Verbrauch auf den
allzu großzügigen SION, was als Kontrolle nicht ausreicht (d. h. Informationen aus Ein- und Aus-
fuhrpapieren, Übersicht über die bei den Ein- und Ausfuhren hinterlegten Zollkautionen, Überprü-
fung der Erstattungen im Rahmen der AL-Regelung). Rechnungsprüfungsberichte der indischen Be-
hörden für die ausführenden Hersteller, die Gegenstand dieser Untersuchung sind, wurden nicht
unterbreitet.

(43) Da diese Regelung bisher noch nie auf der Grundlage von wie für diese Untersuchung verwendeten
Informationen (insbesondere in Bezug auf die Ungenauigkeit der SION für die betroffene Ware)
geprüft wurde, gibt es keinen bindenden Präzedenzfall, der gegen eine Anfechtung dieser Regelung
sprechen würde.

(44) Die vier Teilregelungen sind daher anfechtbar.

f) B e r e c h n u n g d e r H ö h e d e r S u b v e n t i o n

(45) In Ermangelung zulässiger Rückerstattungssysteme oder Rückerstattungssysteme für Ersatz gilt die
Befreiung von den gesamten normalerweise bei der Einfuhr zu entrichtenden Einfuhrabgaben als
anfechtbarer Vorteil. Im Gegensatz zu den Erklärungen der indischen Regierung und von zwei Aus-
führern sieht die Grundverordnung nicht nur die Anfechtbarkeit einer „übermäßigen“ Erstattung von
Zöllen vor. Gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii und Anhang I Buchstabe i der Grund-
verordnung ist eine übermäßige Erstattung nur dann anfechtbar, wenn die Bedingungen in den
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Anhängen II und III der Grundverordnung erfüllt sind. Im vorliegenden Fall waren diese Bedingungen
allerdings nicht erfüllt. Wird also festgestellt, dass es kein angemessenes Nachprüfungsverfahren gibt,
kommt nicht die vorgenannte Ausnahme für Rückerstattungssysteme, sondern die normale Regel zur
Anwendung, d. h. es wird die Höhe der nicht gezahlten Zölle (Einnahmen, auf die verzichtet wurde)
angefochten und nicht der Betrag der angeblich übermäßigen Erstattung. Wie in Anhang II Abschnitt
II und in Anhang III Abschnitt II der Grundverordnung festgelegt, obliegt es nicht der untersuch-
enden Behörde, den Betrag der übermäßigen Erstattung zu ermitteln. Gemäß Artikel 2 Absatz 1
Buchstabe a Ziffer ii der Grundverordnung muss diese nur einschlägige Beweise vorlegen, um die
Angemessenheit des angeblichen Nachprüfungssystems zu widerlegen. Des Weiteren ist anzumerken,
dass die indischen Behörden bei Fehlen eines effektiv angewandten Nachprüfungssystems rechtzeitig,
d. h. bei Untersuchungen zu Ausgleichszöllen in der Regel vor den Kontrollbesuchen vor Ort, eine
weitere Überprüfung vornehmen müssen. Die von einem Ausführer nach der Unterrichtung über-
mittelte Berechnung der übermäßig erstatteten Zölle erfolgte weder in einem angemessenen zeitlichen
Rahmen noch stammte diese von der indischen Regierung. Sie kann deshalb nicht berücksichtigt
werden.

(46) Die Höhe der Subventionen an Ausführer, die die AL-Regelung in Anspruch nahmen, wurde auf der
Grundlage der Einfuhrabgaben (Regelzoll und besonderer Zusatzzoll) ermittelt, die für die im Rahmen
der vier unter Randnummer 31 beschriebenen Teilregelungen eingeführten Vorleistungen für die
betroffene Ware hätten entrichtet werden müssen und auf deren Erhebung im Untersuchungszeit-
raum der Überprüfung verzichtet wurde (Zähler). In Einklang mit Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a der
Grundverordnung wurden Kosten, die getragen werden mussten, um in den Genuss der Subvention
zu gelangen, abgezogen. Die Höhe der Subventionen wurde gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Grund-
verordnung den gesamten während des Untersuchungszeitraums der Überprüfung getätigten Aus-
fuhrgeschäften (Nenner) zugerechnet, da die Subvention von der Ausfuhrleistung abhing und nicht
nach Maßgabe der gefertigten, produzierten, ausgeführten oder beförderten Mengen gewährt wurde.

(47) Sechs Unternehmen nahmen diese Regelung im Untersuchungszeitraum der Überprüfung in An-
spruch und erhielten Subventionen in Höhe von 22,0 % und 25,8 % (vgl. Randnummer 154).

2. „Duty Entitlement Passbook“-Regelung (DEPB-Regelung)

a) R e c h t s g r u n d l a g e

(48) Eine ausführliche Beschreibung dieser Regelung befindet sich im Abschnitt 4.3 des EXIM-Dokuments
2002—2007 und in den Kapitel 4 des Verfahrenshandbuchs, Bd. I, 2002—2007.

b) B e d i n g u n g e n f ü r d i e I n a n s p r u c h n a h m e

(49) Alle Hersteller/Ausführer oder Händler/Ausführer können diese Regelung in Anspruch nehmen.

c) A n w e n d u n g d e r D E P B - R e g e l u n g

(50) Ein Ausführer, der die einschlägigen Voraussetzungen erfüllt, kann DEPB-Gutschriften beantragen, die
als Prozentsatz des Wertes der im Rahmen dieser Regelung ausgeführten Waren berechnet werden.
Die indischen Behörden haben für die meisten Waren, so auch für die betroffene Ware, solche DEPB-
Sätze berechnet. Sie werden auf der Grundlage von SION unter Berücksichtigung des voraussicht-
lichen Anteils eingeführter Vorleistungen an der zur Ausfuhr bestimmten Ware und anhand der
Zollbelastung dieser Einfuhren berechnet, unabhängig davon, ob tatsächlich Zölle entrichtet wurden
oder nicht.

(51) Bedingung für die Inanspruchnahme dieser Regelung ist die Ausfuhr von Waren. Die im Rahmen der
DEPB-Regelung auszuführenden Waren müssen bei den indischen Behörden zum Zeitpunkt der
Ausfuhr angemeldet werden. Bei der Zollabfertigung stellen die indischen Zollbehörden Ausfuhr-
begleitpapiere aus. In diesen Papieren wird unter anderem der für dieses Ausfuhrgeschäft zu ge-
währende Betrag der DEPB-Gutschrift ausgewiesen. Zu diesem Zeitpunkt weiß der Ausführer, mit
welchem Vorteil er rechnen kann. Sobald die Zollbehörden die Papiere ausgestellt haben, ist die
indische Regierung verpflichtet, die DEPB-Gutschrift zu gewähren. Maßgeblich für die Berechnung des
Vorteils ist jeweils der zum Zeitpunkt der Ausfuhranmeldung der Waren geltende DEPB-Satz. Eine
nachträgliche Änderung der Höhe des Vorteils ist daher nicht möglich.
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(52) Die Untersuchung ergab des Weiteren, dass DEPB-Gutschriften nach den indischen Rechnungsle-
gungsgrundsätzen periodengerecht als Ertrag verbucht werden können, sobald die Ausfuhrverpflich-
tung erfüllt wurde.

(53) Solche Gutschriften können für die Zahlung von Zöllen auf spätere Einfuhren aller Waren ohne
Einfuhrbeschränkung, mit Ausnahme von Investitionsgütern, verwendet werden. Die unter Inan-
spruchnahme solcher Gutschriften eingeführten Waren können auf dem Inlandsmarkt verkauft (wo-
bei sie der Verkaufssteuer unterliegen) oder einer anderen Verwendung zugeführt werden.

(54) DEPB-Gutschriften sind übertragbar und ab dem Ausstellungsdatum für einen Zeitraum von zwölf
Monaten gültig.

(55) Ein Antrag auf DEPB-Gutschriften kann für bis zu 25 Ausfuhrgeschäfte und auf elektronischem Wege
sogar für eine unbegrenzte Anzahl an Ausfuhrgeschäften gestellt werden. De facto gelten keine
strengen Fristen für die Beantragung von DEPB-Gutschriften, da die in Kapitel 4.47 des Verfahrens-
handbuchs (Bd. I, 2002—2007) genannten Zeiträume stets vom letzten im jeweiligen Antrag auf-
geführten Ausfuhrgeschäft an berechnet werden.

d) B e m e r k u n g e n n a c h d e r U n t e r r i c h t u n g

(56) Nach der Unterrichtung nahmen drei Ausführer, denen Vorteile im Rahmen dieser Regelung gewährt
wurden, zu der vorstehenden Analyse der DEPB-Regelung Stellung. Sie machten geltend, dass i
entgegen den Feststellungen in den Randnummern 53 und 59 alle im Rahmen der DEPB-Regelung
eingeführten Vorleistungen für die Ausfuhrproduktion verwendet werden müssten und DEPB-Guts-
chriften nur dann erhältlich seien, wenn auf die Vorleistungen für die Ausfuhrware Einfuhrabgaben
entrichtet wurden; ii die neue Berechnungsmethode für anfechtbare Subventionen (vorrangige Be-
rücksichtigung der Ausfuhrgeschäfte, vgl. Randnummern 61 und 62) nicht zugrunde gelegt werden
dürfte, da ein Vorteil nur bei Einlösung der Gutschrift gewährt würde und der neue Ansatz in
diskriminierender Weise von früheren EG-Präzedenzfällen abweiche; iii die DEPB-Regelung nur
dann angefochten werden könne, wenn sich derartige Gutschriften auf die betroffene Ware bezögen
und iv die im Februar 2004 vorgenommene Senkung des DEPB-Satzes berücksichtigt werden müsse.

e) S c h l u s s f o l g e r u n g e n z u r D E P B - R e g e l u n g

(57) Im Rahmen der DEPB-Regelung werden Subventionen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a
Ziffer ii und des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung gewährt. Bei der DEPB-Gutschrift handelt
es sich um eine finanzielle Beihilfe der indischen Regierung, da die Gutschrift letztendlich zur Auf-
rechnung von Einfuhrzöllen verwendet wird und sie somit die normalerweise fälligen Zolleinnahmen
der indischen Regierung reduziert. Darüber hinaus gewährt die DEPB-Gutschrift dem Ausführer einen
Vorteil, da sie dessen Liquidität verbessert.

(58) Außerdem ist die DEPB-Regelung rechtlich von der Ausfuhrleistung abhängig und gilt daher nach
Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a der Grundverordnung als spezifisch und anfechtbar.

(59) Diese Regelung kann nicht als zulässiges Rückerstattungssystem oder Rückerstattungssystem für Er-
satz im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Grundverordnung angesehen werden.
Sie genügt nicht den strengen Vorgaben in Anhang I Buchstabe i, Anhang II (Definition und Regeln
für Rückerstattung) und Anhang III (Definition und Regeln für Rückerstattung für Ersatz) der Grund-
verordnung. Der Ausführer ist nicht verpflichtet, die zollfrei eingeführten Waren bei der Herstellung
der betreffenden Ware tatsächlich zu verbrauchen, und die Gutschrift wird nicht auf der Grundlage
der tatsächlich verwendeten Vorleistungen berechnet. Außerdem fehlt ein System oder Verfahren, mit
dem nachgeprüft werden könnte, welche Vorleistungen bei der Herstellung der Ausfuhrware ver-
braucht wurden oder ob eine übermäßige Erstattung von Einfuhrabgaben im Sinne des Anhangs I
Buchstabe i und der Anhänge II und III der Grundverordnung stattgefunden hat. Schließlich kann ein
Ausführer die DEPB-Regelung unabhängig davon, ob er überhaupt Vorleistungen einführt, in An-
spruch nehmen. Ein Ausführer muss lediglich Waren ausführen, nicht aber nachweisen, dass er
tatsächlich Vorleistungen eingeführt hat. Somit können die DEPB-Vorteile sogar von Ausführern in
Anspruch genommen werden, die sämtliche Vorleistungen vor Ort beziehen und keine Waren ein-
führen, die als Vorleistungen verwendet werden können.
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(60) Weder die Behauptung des einen Ausführers, dass die im Rahmen der DEPB-Regelung eingeführten
Vorleistungen für die Herstellung von Ausfuhrware verwendet werden müssen, noch die Behauptung,
dass die DEPB-Gutschriften angeblich nur unter der Voraussetzung erhältlich sind, dass für die ver-
wendeten Vorleistungen Einfuhrzölle entrichtet wurden, konnten durch einschlägige Beweise unter-
mauert werden. In diesem Zusammenhang sei ebenfalls darauf hingewiesen, dass die indische Regie-
rung zu keinem Zeitpunkt Einwände gegen die vorstehende Sachdarstellung zur DEPB-Regelung
erhob. Daher wurden diese Vorbringen zurückgewiesen.

f) B e r e c h n u n g d e r H ö h e d e r S u b v e n t i o n

(61) Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 5 der Grundverordnung wurde die Höhe der
anfechtbaren Subventionen anhand des dem Empfänger gewährten Vorteils berechnet, der für den
Untersuchungszeitraum der Überprüfung festgestellt wurde. In diesem Zusammenhang wurde davon
ausgegangen, dass dem Empfänger der Vorteil zum Zeitpunkt der Abwicklung des Ausfuhrgeschäfts
im Rahmen dieser Regelung erwächst. Zu diesem Zeitpunkt verzichtet die indische Regierung auf die
zu entrichtenden Zölle, was nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Grundverordnung einer
finanziellen Beihilfe entspricht. Wie unter Randnummer 51 dargelegt, hat die indische Regierung
nach Ausstellung der Ausfuhrbegleitpapiere durch die Zollbehörden, auf denen unter anderem der
Betrag der für dieses Ausfuhrgeschäft gewährten DEPB-Gutschrift ausgewiesen ist, keinen Ermessens-
spielraum mehr, was die Gewährung und die Höhe der Subvention betrifft. Außerdem bleibt die
Höhe des gewährten Vorteils von etwaigen Änderungen der DEPB-Sätze zwischen der tatsächlichen
Ausfuhr und der Ausstellung einer Lizenz unberührt (vgl. wiederum Randnummer 51). Ferner haben
die Unternehmen nach den indischen Rechnungslegungsgrundsätzen die Möglichkeit, die DEPB-Guts-
chriften zum Zeitpunkt des Ausfuhrgeschäfts periodengerecht als Ertrag zu verbuchen (vgl. Rand-
nummer 52). Letztlich ist ein Unternehmen dadurch, dass es weiß, dass es eine solche Subvention
und eventuell auch Vergünstigungen im Rahmen anderer Regelungen erhalten wird, gegenüber seinen
Konkurrenten im Vorteil, da es die Subventionen bereits bei der Preiskalkulation berücksichtigen und
niedrigere Preise anbieten kann.

(62) Der Grund für die Einführung eines Ausgleichszolls liegt aber gerade darin, unfaire Handelspraktiken
aufgrund unlauterer Wettbewerbsvorteile zu beseitigen. Aus den vorstehenden Erwägungen wird es
als angemessen erachtet, für die Berechnung des im Rahmen der DEPB-Regelung entstandenen Vor-
teils alle Gutschriften zugrunde zu legen, die im Untersuchungszeitraum der Überprüfung für alle
Ausfuhrgeschäfte ausgestellt wurden.

(63) Die Stellungnahmen nach der Unterrichtung haben keine Änderung dieser Berechnungsmethode
bewirkt. Diese neue Methode wurde bereits vor kurzem von den Europäischen Gemeinschaften im
Zusammenhang mit Graphitelektrodensystemen verwendet (1). Auch die Grundsätze der Rechtssicher-
heit und des Vertrauensschutzes schließen eine Änderung der zugrunde zu legenden Methode nicht
aus. Erstens führt der neue Ansatz nicht etwa zu einer vollständigen Neubewertung der Regelung, die
ohnehin immer anfechtbar war, sondern er bezieht sich nur auf die Berechnung der Subventions-
höhe, um diese enger mit der Sachlage in einem bestimmten Untersuchungszeitraum in Beziehung zu
setzen. Zweitens beruht dieser Ansatz unter anderem auf neuen Erkenntnissen, die die Kommission
im Laufe jüngster Untersuchungen gewinnen konnte, z. B. die Tatsache, dass DEPB-Gutschriften nach
den indischen Rechnungslegungsgrundsätzen periodengerecht als Ertrag verbucht werden können
und dass das EXIM-Dokument für derartige Gutschriften de facto keine Antragsfristen vorsieht.
Außerdem wurde in den Stellungnahmen nach der Unterrichtung bestätigt, dass ein Ausführer
zum Zeitpunkt des im Rahmen dieser Regelung getätigten Ausfuhrgeschäfts einen unwiderruflichen
Anspruch auf DEPB-Gutschriften erwirbt. Genau dieser Zeitpunkt und nicht die anschließende Ver-
wendung ist entscheidend, wenn es darum geht festzustellen, ob ein Vorteil gewährt wurde (vgl.
Randnummer 61), denn ein Ausführer, der sich dieses Anspruchs sicher sein kann, ist finanziell
natürlich „besser gestellt“.

(64) Entgegen dem Vorbringen einiger ausführender Hersteller mussten für die Ermittlung der Höhe der
anfechtbaren DEPB-Gutschriften auch DEPB-Gutschriften berücksichtigt werden, die für Ausfuhrge-
schäfte im Zusammenhang mit einer anderen als der betroffenen Ware gewährt wurden. Im Rahmen
der DEPB-Regelung ist die Verwendung der DEPB-Gutschriften jedoch nicht auf die zollfreie Einfuhr
von Vorleistungen in Verbindung mit einer bestimmten Ware beschränkt. Im Gegenteil: DEPB-Gut-
schriften sind übertragbar, können sogar verkauft und für Einfuhren jeglicher Waren ohne Einfuhr-
beschränkung (die zur Herstellung der betroffenen Ware eingesetzten Vorleistungen fallen unter diese
Kategorie), mit Ausnahme von Investitionsgütern, verwendet werden. Dementsprechend können im
Zusammenhang mit der betroffenen Ware alle gewährten DEPB-Gutschriften in Anspruch genommen
werden.
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(65) Die nach dem Untersuchungszeitraum der Überprüfung geltenden niedrigeren DEPB-Sätze können
nicht mehr in die Analyse einbezogen werden, da gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Grundverordnung
Informationen, die für einen Zeitraum nach dem Untersuchungszeitraum vorgelegt werden, in der
Regel nicht berücksichtigt werden. Außerdem gibt es keinerlei Gewähr dafür, dass die indische
Regierung die DEPB-Sätze in Zukunft nicht doch wieder anhebt.

(66) Im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a der Grundverordnung wurden Kosten, die getragen
werden mussten, um in den Genuss der Subvention zu gelangen, von den Gutschriften abgezogen,
um die Höhe der Subvention (Zähler) zu ermitteln. Die Höhe der Subventionen wurde gemäß
Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung den gesamten während des Untersuchungszeitraums der
Überprüfung getätigten Ausfuhrgeschäften (Nenner) zugerechnet, da die Subvention von der Aus-
fuhrleistung abhing und nicht nach Maßgabe der gefertigten, produzierten, ausgeführten oder beför-
derten Mengen gewährt wurde. Fünf Unternehmen nahmen diese Regelung im Untersuchungszeit-
raum der Überprüfung in Anspruch und erhielten Subventionen in Höhe von 3,2 % bis 8,0 %
(vgl. Randnummer 154).

3. Regelung für exportorientierte Betriebe (EOB)/Regelung für Sonderwirtschaftszonen (SWZ)

a) R e c h t s g r u n d l a g e

(67) Diese Regelungen werden in Kapitel 6 (EOB-Regelung) und Kapitel 7 (SWZ-Regelung) des EXIM-
Dokuments 2002—2007 bzw. des Verfahrenshandbuchs näher erläutert.

b) B e d i n g u n g e n f ü r d i e I n a n s p r u c h n a h m e

(68) Im Rahmen der SWZ-Regelung oder der EOB-Regelung kann jede Form von Unternehmen gegründet
werden (mit Ausnahme reiner Handelsgesellschaften), solange das Unternehmen sich prinzipiell dazu
verpflichtet, das gesamte Angebot von Waren oder Dienstleistungen auszuführen. Im Gegensatz zu
Dienstleistungs- und Agrarunternehmen müssen Industrieunternehmen ein Anlagevermögen von
mindestens 10 Mio. indischen Rupien nachweisen, um die EOB-Regelung in Anspruch nehmen zu
können.

c) A n w e n d u n g d e r R e g e l u n g e n

(69) Die SWZ-Regelung hat die frühere Regelung für freie Exportzonen („Export Processing Zones
Scheme“ — FEZ-Regelung) abgelöst. Sonderwirtschaftszonen sind geografisch fest abgesteckte zoll-
freie Gebiete und werden im EXIM-Dokument 2002—2007 für Handels-, Zoll- und Steuerzwecke als
Ausland betrachtet. Es gibt bereits 14 Sonderwirtschaftszonen und die Einrichtung 13 weiterer
Sonderwirtschaftszonen wurde von den indischen Behörden bereits genehmigt.

(70) Demgegenüber können exportorientierte Betriebe (EOB) überall in Indien gegründet werden. Diese
Regelung ergänzt die SWZ-Regelung.

(71) Im Antrag auf Zuerkennung des Status eines EOB oder einer SWZ müssen unter anderem ausführ-
liche Angaben zu den geplanten Produktionsmengen, dem voraussichtlichen Wert der Ausfuhren und
dem Bedarf an Einfuhren und inländischen Waren in den nächsten fünf Jahren gemacht werden.
Geben die Behörden dem Antrag des Unternehmens statt, so teilen sie ihm die damit verbundenen
Voraussetzungen und Bedingungen mit. Der SWZ-/EOB-Status wird zunächst für fünf Jahre verliehen.
Er kann um jeweils weitere fünf Jahre verlängert werden.

(72) Im EXIM-Dokument 2002—2007 ist diesbezüglich festgelegt, dass ein EOB oder eine SWZ ein
Minimum an Netto-Deviseneinnahmen erwirtschaften muss; so muss der Gesamtwert der Ausfuhren
in einem Referenzzeitraum von fünf Jahren höher sein als der Gesamtwert der eingeführten Waren.

(73) EOB/SWZ können die folgenden Vorteile in Anspruch nehmen:

i) Befreiung von den Einfuhrabgaben auf sämtliche Waren (Investitionsgüter, Rohstoffe und Be-
triebsstoffe), die für Herstellungs- und Verarbeitungsvorgänge bzw. in Verbindung damit benötigt
werden;

ii) Verbrauchsteuerbefreiung für im Inland bezogene Waren;
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iii) Erstattung der landesweiten Verkaufssteuer auf im Inland erworbene Waren;

iv) Möglichkeit, unter Entrichtung der geltenden Zölle auf die fertigen Produkte einen Teil der
Produktion auf dem Inlandsmarkt zu verkaufen (als Ausnahme von der allgemeinen Auflage,
dass die gesamte Produktion ausgeführt werden muss);

v) Nichtbesteuerung von normalerweise zu versteuernden Gewinnen aus den Ausfuhrverkäufen ge-
mäß Section 10A bzw. 10B des Körperschaftsteuergesetzes („Income Tax Act“), und zwar für
einen Zeitraum von zehn Jahren ab dem Zeitpunkt der Betriebsaufnahme, aber nicht länger als
bis 2010;

vi) Zulassung von 100 %igem Auslandseigentum.

(74) Obwohl die im Rahmen dieser beiden Regelungen gewährten Vorteile im Großen und Ganzen
vergleichbar sind, bestehen dennoch gewisse Unterschiede. So kann nur EOB ein Erlass von 50 %
der auf Inlandsverkäufe (Verkäufe im inländischen Zollgebiet — domestic tariff area, DTA) zu ent-
richtenden Zölle gewährt werden, während in SWZ auf diese Art von Verkäufen die Zölle zu 100 %
entrichtet werden müssen. Ein Betrieb mit EOB-Status kann bis zu 50 % seines Umsatzes zu ermä-
ßigten Zollsätzen auf dem Inlandsmarkt verkaufen.

(75) Betriebe, die diese Regelungen in Anspruch nehmen, befinden sich gemäß Section 65 des indischen
Zollgesetzes unter Zollverschluss und werden zollamtlich überwacht.

(76) Sie sind gesetzlich verpflichtet, alle Einfuhren, den Verbrauch und die Verwendung sämtlicher ein-
geführten Vorleistungen sowie die Ausfuhren in einer bestimmten Form ordnungsgemäß zu erfassen.
Diese Unterlagen (Vierteljahres- oder Jahresberichte) sind den zuständigen Behörden in regelmäßigen
Abständen zu übermitteln.

(77) Gemäß Absatz 10.2 des Anhangs 14-I und Absatz 13.2 des Anhangs 14-II des Verfahrenshandbuchs
(Bd. I, 2002—2007) ist ein EOB oder eine SWZ zu keinem Zeitpunkt verpflichtet, jede einzelne
Einfuhrsendung den Ausfuhren, Übertragungen zu anderen Betrieben, Verkäufen im inländischem
Zollgebiet (DTA) oder Lagerbeständen gegenüberzustellen.

(78) Inlandsverkäufe werden auf der Grundlage von Eigenbescheinigungen abgefertigt und erfasst. Die
Abfertigung der Ausfuhrsendungen eines EOB wird von einem in dem EOB ständig anwesenden
Beamten für Zölle/Verbrauchsteuern überwacht. Das Unternehmen ist verpflichtet, der indischen
Regierung das Gehalt für diesen Freilagerbeamten zu erstatten.

(79) Laut Absatz 29 des Anhangs 14-II des Verfahrenshandbuchs (Bd. I, 2002—2007) erfolgen alle
Aktivitäten der Betriebe in SWZ, einschließlich Ausfuhr und Wiedereinfuhr, auf der Grundlage von
Eigenbescheinigungen. Die Zollbehörden nehmen somit keine Routinekontrollen der Ausfuhrsendun-
gen eines SWZ-Betriebs vor.

(80) Im vorliegenden Fall wurde die EOB-Regelung von einem der kooperierenden Ausführer in Anspruch
genommen. Da kein Unternehmen von der SWZ-Regelung Gebrauch machte, muss diese nicht auf
ihre Anfechtbarkeit untersucht werden. Der vorgenannte kooperierende Ausführer nutzte die EOB-
Regelung, um Rohstoffe und Investitionsgüter zollfrei einzuführen, Waren im Inland zu beziehen und
hierbei die Verbrauchsteuerbefreiung und die Rückerstattung der landesweiten Verkaufssteuer in
Anspruch zu nehmen und einen Teil seiner Produktion auf dem Inlandsmarkt zu verkaufen. Er
nahm somit alle Vorteile in Anspruch, die im Rahmen dieser Regelung gewährt werden (vgl. Rand-
nummer 73 Ziffern i bis iv). Des Weiteren nahm dieser Ausführer die für EOB eingeräumte Befreiung
von der Körperschaftsteuer in Anspruch. Da diese Körperschaftsteuerbefreiung jedoch unter die für
einen größeren Kreis von Unternehmen geltende Körperschaftsteuerregelung fällt, wird auf die Rand-
nummern 117 und 118 verwiesen, in denen diese Regelung genauer ausgeführt ist.
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d) B e m e r k u n g e n n a c h d e r U n t e r r i c h t u n g

(81) Nach der Unterrichtung machte ein ausführender Hersteller geltend, dass die EOB-Regelung, wenn
überhaupt, nur dahingehend angefochten werden dürfe, dass die auf Inlandsverkäufe erhobenen Zölle
nicht dem vollen Betrag der Zollbefreiung für Vorleistungen, die für die auf dem Inlandsmarkt
verkaufte Ware verwendet werden, entsprechen („übermäßige Erstattung“). Der Ausführer vertritt
die Auffassung, dass für die EOB-Regelung, die dem in der EG bestehenden Verfahren der aktiven
Veredlung entspräche, ein Nachprüfungssystem bestehe, das die Kriterien der Anhänge I, II und III der
Grundverordnung erfüllt. Diesbezüglich argumentierte er, dass die indischen Behörden bei den Aus-
fuhrsendungen keine Abgleichung der Vorleistungen mit der aus den Einfuhren herzustellenden
Ausfuhrware fordere (vgl. Randnummer 77), da weder die Grundverordnung noch das WTO-Über-
einkommen über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen dies für ein ordnungsgemäßes Nachprü-
fungssystem verbindlich vorschreiben. Des Weiteren verwies der Ausführer auf sein betriebsinternes
Chargenverwaltungssystem, das die erforderlichen Informationen über die Verknüpfung zwischen
Vorleistungen und den daraus hergestellten Ausfuhrwaren zur Verfügung stellen kann. Der Ausführer
wies außerdem darauf hin, dass seine Inlandsverkäufe weniger als 5 % seiner Verkäufe im Unter-
suchungszeitraum der Überprüfung ausmachten. Außerdem würden durch die regelmäßigen Prüf-
ungen der monatlichen Verkaufssteuererklärungen durch die indische Regierung die in der Grund-
verordnung verankerten Überprüfungsnormen erfüllt.

(82) Des Weiteren machte der Ausführer Folgendes geltend: i Bei den Berechnungen sollten nicht die im
Untersuchungszeitraum der Überprüfung eingeführten und unter Randnummer 19 des Jahresberichts
dieses EOB ausgewiesenen Rohstoffe, sondern die während dieses Zeitraums verbrauchten und dort
unter Randnummer 20 angegebenen Rohstoffe herangezogen werden. ii Der Zeitraum, für den der
Betrag der nicht entrichteten Zölle auf Einfuhren von Investitionsgütern ermittelt werden soll, sollte
sich nach dem unternehmensspezifischen Abschreibungszeitraum und nicht nach einem für alle
kooperierenden ausführenden Hersteller ermittelten durchschnittlichen Abschreibungszeitraum rich-
ten. Darüber hinaus forderte der Ausführer, dass die hinzugerechneten Zinsen (der in Indien im
Untersuchungszeitraum der Überprüfung marktübliche Satz) auf den gewogenen durchschnittlichen
Zinssatz zum Zeitpunkt der Gründung des EOB während des Untersuchungszeitraums der Über-
prüfung herabgesetzt werden sollte.

e) S c h l u s s f o l g e r u n g e n z u r E O B - R e g e l u n g

(83) Bei der Befreiung der EOB von zwei Arten der Einfuhrabgaben („Regelzoll“ und „besondere Zusatz-
zoll“) und der Rückerstattung der Verkaufssteuer handelt es sich um finanzielle Beihilfen der indi-
schen Regierung im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Grundverordnung. Die
Regierung verzichtet somit auf Einnahmen, die normalerweise zu entrichten gewesen wären, und
gewährt dem EOB einen Vorteil im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung, denn auf
diese Weise wurde die Liquidität des Unternehmens geschont, weil das Unternehmen die normaler-
weise zu entrichtenden Zölle nicht zahlen musste und ihm die Verkaufssteuer zurückerstattet wurde.

(84) Die Befreiung von der Verbrauchsteuer und der entsprechenden Einfuhrabgabe („Zusatzzoll“) führt
jedoch nicht zu einem Verzicht auf ansonsten fällige Einnahmen. Wurden Verbrauchsteuern und
zusätzliche Zölle gezahlt, konnten diese im Rahmen des „Centralised Value-Added-Tax mechanism“

(CENVAT) gutgeschrieben und mit späteren Zollschulden verrechnet werden. Deshalb handelt es sich
hierbei nicht um endgültige Zölle. Im Rahmen des CENVAT-Mechanismus wird nur auf den Mehr-
wert und nicht auf die Vorleistungen eine endgültige Abgabe erhoben.

(85) Somit stellen die Befreiung von dem Regelzoll und vom besonderen Zusatzzoll und die Rücker-
stattung der Verkaufssteuer Subventionen im Sinne des Artikels 2 der Grundverordnung dar. Sie sind
rechtlich von der Ausfuhrleistung abhängig und gelten daher nach Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a
der Grundverordnung als spezifisch und anfechtbar. Laut Absatz 6.1 des EXIM-Dokuments können
nur EOB, deren Ziel in der Ausfuhr besteht, diese Anreize in Anspruch nehmen.

(86) Diese Subventionen können jedoch nicht, wie ein Ausführer behauptete, als zulässige Rückerstat-
tungssysteme oder Rückerstattungssysteme für Ersatz im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a
Ziffer ii der Grundverordnung angesehen werden. Sie genügen nicht den strengen Vorgaben in
Anhang I Buchstaben h und i, in Anhang II (Definition und Regeln für Rückerstattung) und in
Anhang III (Definition und Regeln für Rückerstattung für Ersatz) der Grundverordnung. Die angeb-
liche Vergleichbarkeit der EOB-Regelung mit dem in der EG bestehenden Verfahren der aktiven
Veredelung ist in diesem Zusammenhang nicht relevant, da das EG-Verfahren nicht Gegenstand
dieser Untersuchung ist.
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(87) Sobald die Bestimmungen bezüglich der Rückerstattung der Verkaufssteuer und der Befreiung von
den Einfuhrabgaben auf den Ankauf von Investitionsgütern angewandt werden, besteht ein Verstoß
gegen die Regeln für zulässige Rückerstattungssysteme, da diese nicht, wie in Anhang I Buchstabe h
(Rückerstattung der Verkaufssteuer) und Buchstabe i (Befreiung von den Einfuhrabgaben) bei der
Herstellung der für die Ausfuhr bestimmten Waren verbraucht werden. Der Ausführer erhob Ein-
wände gegen diese Analyse und machte geltend, dass auch Investitionsgüter für die Produktion
erforderlich seien und deshalb als solche nicht aus allen zulässigen Rückerstattungssystemen ausge-
klammert werden dürften. Diese Argumentation entspricht nicht der klaren Formulierung der Buch-
staben h und i in Anhang I; Investitionsgüter werden für die Herstellung verwendet, aber nicht in der
Herstellung verbraucht. Dieses Argument wurde daher zurückgewiesen.

(88) Darüber hinaus wurde — auch im Hinblick auf die anderen Vorteile, die im Rahmen dieser Regelung
gewährt werden — nach sorgfältiger Prüfung der Stellungnahmen des Ausführers bestätigt, dass die
indische Regierung über kein effektives Nachprüfungssystem oder -verfahren verfügt, um zu bestä-
tigen, dass und in welchem Umfang zoll- und verkaufssteuerfrei bezogene Vorleistungen bei der
Herstellung der für die Ausfuhr bestimmten Waren verbraucht wurden (Anhang II Abschnitt II
Ziffer 2 der Grundverordnung).

(89) Ein EOB darf einen erheblichen Teil seiner Produktion (bis zu 50 % seines Jahresumsatzes) auf dem
Inlandsmarkt verkaufen. Es besteht somit keine gesetzliche Verpflichtung zur Ausfuhr aller Waren,
für die die Vorleistungen verbraucht wurden. Da zudem mit einem Eigenbescheinigungsverfahren
gearbeitet wird, unterstehen die inländischen Geschäftsvorgänge nicht einer Überwachung oder Kon-
trolle durch einen Regierungsbeamten. Die unter Zollverschluss befindlichen Räumlichkeiten eines
EOB unterliegen zumindest teilweise keiner Warenkontrolle durch die indischen Behörden. Dies
erhöht jedoch die Bedeutung anderer Nachprüfungselemente, insbesondere der Nachprüfung der
Verknüpfung zwischen den zollfrei eingeführten Vorleistungen und der daraus hergestellten und
zur Ausfuhr bestimmten Ware, um als Nachprüfungssystem für Rückerstattungssysteme gelten zu
können. Es wurde festgestellt, dass der EOB, der Gegenstand der laufenden Überprüfung war, nicht
50 %, sondern nur 5 % des Jahresumsatzes im Untersuchungszeitraum der Überprüfung auf dem
Inlandsmarkt verkaufte. Dies ändert allerdings nichts an der allgemeinen Bewertung der Angemes-
senheit des derzeitigen Nachprüfungssystems.

(90) Im Hinblick auf weitere bestehende Nachprüfungsmaßnahmen ist anzumerken, dass — wie bereits
unter Randnummer 71 erläutert und in den Stellungnahmen des Ausführers bestätigt — ein EOB
bereits de jure zu keinem Zeitpunkt verpflichtet ist, jede Einfuhrsendung mit der Bestimmung der
entsprechend hergestellten Ware abzugleichen. Aber derartige Kontrollen wären für die indischen
Behörden die einzige Möglichkeit, ausreichende Informationen über die endgültige Bestimmung der
Vorleistungen zu erhalten und zu prüfen, ob die Befreiungen von den Einfuhrabgaben und der
Verkaufssteuer nicht die bei der Herstellung der Ausfuhrwaren eingesetzten Vorleistungen überstei-
gen. Die auf Selbstbewertungsbasis erfolgenden monatlichen Steuererklärungen für Inlandsverkäufe,
die in regelmäßigen Abständen von den indischen Behörden geprüft werden, reichen nicht aus.
Betriebsinterne Systeme wie Chargenverwaltungssysteme, zu denen die Betriebe rechtlich nicht ver-
pflichtet sind, sind ebenfalls kein angemessener Ersatz für ein einschlägiges Nachprüfungssystem für
Rückerstattungssysteme. Außerdem muss ein solches Nachprüfungssystem für Rückerstattungssys-
teme von einer Regierung entwickelt und durchgesetzt werden; die Einführung eines einschlägigen
Informationssystems darf nicht der Leitung des jeweils betroffenen Unternehmens überlassen werden.
Die sowohl beim Unternehmen als auch bei der indischen Regierung angeforderten Rechnungsprü-
fungsberichte der indischen Behörden wurden niemals übermittelt, so dass es keinen Beweis dafür
gibt, dass diese vorgenommen wurden. Da EOB gemäß dem indischen EXIM-Dokument eindeutig
nicht verpflichtet sind, die Verknüpfung zwischen Vorleistungen und den daraus hergestellten Aus-
fuhrwaren zu erfassen, wird bestätigt, dass die indische Regierung kein effektives Nachprüfungssystem
eingerichtet hat, mit dem festgestellt werden kann, welche Vorleistungen in welchen Mengen für die
Herstellung von für die Ausfuhr bestimmte Waren verbraucht wurden.

(91) Darüber hinaus nahm die indische Regierung keine weitere Prüfung auf der Grundlage der tatsächlich
eingesetzten Vorleistungen vor, obwohl dies in Ermangelung eines effektiv angewandten Nachprü-
fungssystems erforderlich gewesen wäre (vgl. Anhang II Teil II Absatz 5 und Anhang III Teil II
Absatz 3 der Grundverordnung). Die indischen Behörden widerlegten außerdem nicht, dass eine
übermäßige Erstattung erfolgt war. Es sei an dieser Stelle daran erinnert, dass eine solche weitere
Prüfung abgeschlossen sein sollte, bevor die Kontrollbesuche im Rahmen einer solchen Untersuchung
durchgeführt werden, damit die Kommission, wenn sie es als angemessen erachtet, eine Überprüfung
gemäß Artikel 11 Absatz 6 und Artikel 26 Absatz 1 der Grundverordnung vornehmen und ihre
Feststellungen auf diese weitere Überprüfung stützen kann.
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f) B e r e c h n u n g d e r H ö h e d e r S u b v e n t i o n

(92) In Ermangelung eines zulässigen Rückerstattungssystems oder Rückerstattungssystems für Ersatz be-
steht der anfechtbare Vorteil in der Erstattung der gesamten normalerweise auf alle Einfuhren zu
entrichtenden Einfuhrabgaben (Regelzölle und besondere Zusatzzölle) wie auch der Erstattung der
Verkaufssteuer, die im Untersuchungszeitraum der Überprüfung gewährt wurden.

(93) Der Vorschlag des Ausführers, nur den Betrag der eingesparten Zölle und Verkaufssteuern in Ver-
bindung mit Vorleistungen, die im Untersuchungszeitraum der Überprüfung verbraucht wurden, zu
berücksichtigen, wurde abgelehnt. Die Gewährung eines Vorteils im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der
Grundverordnung liegt in diesem Falle bereits vor, wenn die Vorleistungen zoll- und verkaufssteuer-
frei bezogen werden, da normalerweise zu diesem Zeitpunkt Abgaben zu entrichten wären.

i) Befreiung von den Einfuhrabgaben (Regelzölle und besondere Zusatzzölle) und Erstattung der Verkaufssteuer auf Rohstoffe

(94) Die Höhe der Subvention für den Ausführer, der die EOB-Regelung in Anspruch nahm, wird auf der
Grundlage der im Untersuchungszeitraum der Überprüfung nicht erhobenen Einfuhrabgaben (Regel-
zoll und besondere Zusatzzoll) auf die für den Produktionssektor bestimmten eingeführten Güter
(d. h. die Bulk-Ware und Zwischenprodukte) und der im Untersuchungszeitraum der Überprüfung
rückerstatteten Verkaufssteuer ermittelt. Gebühren, die getragen werden mussten, um in den Genuss
der Subvention zu gelangen, wurden im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a der Grund-
verordnung von dieser Summe abgezogen, um die Höhe der Subvention (Zähler) zu ermitteln. Die
Höhe der Subvention wurde gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung den gesamten während
des Untersuchungszeitraums der Überprüfung getätigten Ausfuhrgeschäften des die Bulk-Ware und
die Zwischenprodukte ausführenden Pharmasektors (nachstehend „Sektor“ genannt) zugerechnet
(Zähler), da die Subvention von der Ausfuhrleistung abhing und nicht nach Maßgabe der gefertigten,
produzierten, ausgeführten oder beförderten Mengen gewährt wurde. Die Subventionsspanne betrug
29,6 %.

ii) Befreiung von den Einfuhrabgaben (Regelzölle und besondere Zusatzzölle) auf Investitionsgüter

(95) Im Gegensatz zu Rohstoffen sind Investitionsgüter nicht materiell in den Endprodukten enthalten.
Der Vorteil für das untersuchte Unternehmen wurde auf der Grundlage der auf die eingeführten
Investitionsgüter nicht entrichteten Zölle berechnet, wobei dieser Betrag gemäß Artikel 7 Absatz 3
der Grundverordnung über einen Zeitraum verteilt wurde, der dem normalen Abschreibungszeitraum
für solche Investitionsgüter in dem betreffenden Wirtschaftszweig entspricht. Zur Ermittlung dieses
normalen Abschreibungszeitraums wurde der gewogene Durchschnitt der Abschreibungszeiträume
aller kooperierenden Ausführer berechnet. Der Vorschlag des untersuchten EOB, den unternehmens-
spezifischen Abschreibungszeitraum zugrunde zu legen, wurde abgelehnt, da in der Grundverord-
nung mit „normal“ nicht „individuell“, sondern ein „repräsentativer Durchschnitt“ gemeint ist. Der auf
diese Weise für den Untersuchungszeitraum der Überprüfung berechnete Betrag wurde dann durch
Zurechnung der in diesem Zeitraum angefallenen Zinsen berichtigt, um die Entwicklung des Werts
des Vorteils über die Zeit widerzuspiegeln und somit den gesamten, dem Empfänger aus dieser
Regelung erwachsenden Vorteil zu ermitteln. Dieser Zinsbetrag wurde auf der Grundlage der während
des Untersuchungszeitraums der Überprüfung marktüblichen Zinssätze in Indien ermittelt. Der Vor-
schlag des Ausführers, seinen niedrigeren durchschnittlichen Zinssatz zugrunde zu legen, führte zu
keinem anderen Ergebnis, d. h. die Subventionsspanne blieb dieselbe. Gebühren, die getragen werden
mussten, um in den Genuss der Subvention zu gelangen, wurden im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1
Buchstabe a der Grundverordnung von dieser Summe abgezogen, um die Höhe der Subvention
(Zähler) zu ermitteln. Die Höhe der Subvention wurde gemäß Artikel 7 Absätze 2 und 3 der
Grundverordnung den gesamten während des Untersuchungszeitraums der Überprüfung getätigten
Ausfuhrgeschäften des die Bulk-Ware und die Zwischenprodukte ausführenden Sektors zugerechnet
(Nenner), da die Subvention von der Ausfuhrleistung abhing und nicht nach Maßgabe der gefertigten,
produzierten, ausgeführten oder beförderten Mengen gewährt wurde. Es ergab sich eine Subventions-
spanne von 1,3 %.

(96) Dem betreffenden Unternehmen wurden somit im Rahmen der EOB-Regelung Subventionen in Höhe
von insgesamt 30,9 % gewährt.
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4. „Export Promotion Capital Goods“-Regelung (EPCG-Regelung)

a) R e c h t s g r u n d l a g e

(97) Eine ausführliche Beschreibung der EPCG-Regelung befindet sich im Abschnitt 5 des EXIM-Doku-
ments 2002—2007 und in Kapitel 5 des Verfahrenshandbuchs (Bd. I, 2002—2007).

b) B e d i n g u n g e n f ü r d i e I n a n s p r u c h n a h m e

(98) Für diese Regelung kommen Hersteller/Ausführer und Händler/Ausführer in Betracht, die an unter-
stützende Hersteller und Dienstleistungserbringer „gebunden“ sind.

c) A n w e n d u n g d e r R e g e l u n g

(99) Besteht für ein Unternehmen eine Ausfuhrverpflichtung, ist es befugt, neue und — seit April 2003 —

auch gebrauchte, bis zu zehn Jahre alte Investitionsgüter zu einem ermäßigten Zolleinsatz einzu-
führen. Hierfür erteilt die indische Regierung auf Antrag und nach Entrichtung einer Gebühr eine
EPCG-Lizenz. Seit April 2000 gilt für alle im Rahmen dieser Regelung eingeführten Investitionsgüter
ein ermäßigter Zollsatz von 5 %. Bis zum 31. März 2000 betrug der tatsächliche Zollsatz 11 %
(einschließlich eines Aufschlags von 10 %) und bei Einfuhren von hochwertigen Waren wurde kein
Zoll erhoben. Um die Ausfuhrverpflichtung zu erfüllen, müssen die eingeführten Investitionsgüter für
einen bestimmten Zeitraum zur Herstellung einer bestimmten Menge von zur Ausfuhr bestimmten
Waren verwendet werden.

(100) Der EPCG-Lizenzinhaber kann die Investitionsgüter auch im Inland beziehen. In diesem Fall kann der
inländische Investitionsgüterhersteller die Teile, die er für die Herstellung solcher Investitionsgüter
benötigt, zollfrei einführen, oder der inländische Hersteller kann den für den Fall einer Ausfuhr
vorgesehenen Vorteil für die Lieferung von Investitionsgütern an einen EPCG-Lizenzinhaber bean-
spruchen.

d) B e m e r k u n g e n n a c h d e r U n t e r r i c h t u n g

(101) Nach der Unterrichtung machten die indische Regierung und ein ausführender Hersteller geltend, dass
die interessierten Parteien nicht ordnungsgemäß über den für die Investitionsgüter zugrunde gelegten
Abschreibungszeitraum unterrichtet worden waren und dass nicht ausreichend erläutert worden war,
warum und in welcher Höhe bei der Ermittlung der anfechtbaren Subvention Zinsen hinzugerechnet
worden waren.

e) S c h l u s s f o l g e r u n g z u r E P C G - R e g e l u n g

(102) Im Rahmen der EPCG-Regelung werden Subventionen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a
Ziffer ii und des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung gewährt. Die Zollermäßigung ist eine
finanzielle Beihilfe der indischen Regierung, da die Regierung mit diesem Zugeständnis auf ansonsten
zu entrichtende Abgaben verzichtet. Darüber hinaus wird dem Ausführer mit der Zollermäßigung ein
Vorteil gewährt, da durch die eingesparten Abgaben dessen Liquidität verbessert wurde.

(103) Des Weiteren ist die EPCG-Regelung rechtlich von der Ausfuhrleistung abhängig, weil die Lizenzen
im Rahmen dieser Regelung ohne Ausfuhrverpflichtung nicht erteilt würden. Es handelt sich somit
um eine spezifische und anfechtbare Subvention im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe a der
Grundverordnung.

(104) Diese Regelung kann nicht als zulässiges Rückerstattungssystem oder Rückerstattungssystem für Er-
satz im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Grundverordnung angesehen werden.
Investitionsgüter fallen gemäß Anhang I Buchstabe i der Grundverordnung nicht in den Anwen-
dungsbereich derartiger zulässiger Systeme, da sie nicht bei der Herstellung der für die Ausfuhr
bestimmten Waren verbraucht werden.
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f) B e r e c h n u n g d e r H ö h e d e r S u b v e n t i o n

(105) Die Höhe der Subvention wurde auf der Grundlage der für die eingeführten Investitionsgüter nicht
entrichteten Zölle berechnet, wobei dieser Betrag gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Grundverordnung
über einen Zeitraum verteilt wurde, der dem normalen Abschreibungszeitraum für solche Investi-
tionsgüter in diesem Wirtschaftszweig entspricht. Gemäß der üblichen Vorgehensweise wurde der auf
diese Weise für den Untersuchungszeitraum der Überprüfung berechnete Betrag durch Zurechnung
der in diesem Zeitraum angefallenen Zinsen berichtigt, um die Entwicklung des vollen Werts des
Vorteils über die Zeit widerzuspiegeln. Der im Untersuchungszeitraum der Überprüfung marktübliche
Zinssatz in Indien wurde für diesen Zweck als angemessen betrachtet. Gebühren, die getragen werden
mussten, um in den Genuss der Subvention zu gelangen, wurden im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1
Buchstabe a der Grundverordnung von dieser Summe abgezogen, um die Höhe der Subvention
(Zähler) zu ermitteln. Die Höhe der Subvention wurde gemäß Artikel 7 Absätze 2 und 3 der
Grundverordnung den gesamten während des Untersuchungszeitraums der Überprüfung getätigten
Ausfuhrgeschäften zugerechnet (Nenner), da die Subvention von der Ausfuhrleistung abhing und
nicht nach Maßgabe der gefertigten, produzierten, ausgeführten oder beförderten Mengen gewährt
wurde. Vier Unternehmen nahmen diese Regelung während des Untersuchungszeitraums der Über-
prüfung in Anspruch. Diese Subventionen waren allerdings unerheblich.

(106) Da die EPCG-Regelung in diesem Falle nicht angefochten wird, erübrigt es sich, auf die nach der
Unterrichtung unterbreiteten Stellungnahmen einzugehen.

5. Regelung für Ausfuhrkredite (Export Credit Scheme — ECS)

a) R e c h t s g r u n d l a g e

(107) Genaue Ausführungen zu dieser Regelung befinden sich im „Master Circular IECD No.
5/04.02.02/2002-03“ (Runderlass über Ausfuhrkredite in Fremdwährungen) und im „Master Circular
IECD No. 4/04.02.02/2002-03“ (Runderlass über Ausfuhrkredite in Rupien) der indischen Zentral-
bank (Reserve Bank of India — RBI), die sich an alle Geschäftsbanken in Indien richten.

b) B e d i n g u n g e n f ü r d i e I n a n s p r u c h n a h m e

(108) Für diese Regelung kommen Hersteller/Ausführer und Händler/Ausführer in Betracht.

c) A n w e n d u n g d e r R e g e l u n g

(109) Im Rahmen dieser Regelung legt die indische Zentralbank verbindliche Zinshöchstsätze für Ausfuhr-
kredite (in indischen Rupien oder in Fremdwährung) fest, die Geschäftsbanken verlangen können, um
„Ausführern Kredite zu international wettbewerbsfähigen Zinssätzen einzuräumen“. Die Regelung für
Ausfuhrkredite umfasst zwei Teilregelungen, die „Pre-Shipment Export Credit“-Regelung (Kredite für
Ausführer zur Finanzierung des Einkaufs, der Verarbeitung, Herstellung, Verpackung und/oder Ver-
ladung von Waren vor der Ausfuhr) und die „Post-Shipment Export Credit“-Regelung (Betriebsmittel-
kredite zur Finanzierung von Forderungen aus Ausfuhrgeschäften). Die indische Zentralbank hat die
Banken außerdem angewiesen, einen bestimmten Teil ihres Nettokreditvolumens zur Exportfinanzie-
rung zu verwenden.

(110) Auf der Grundlage dieser beiden Runderlasse der indischen Zentralbank können Ausführer Ausfuhr-
kredite zu Vorzugszinssätzen in Anspruch nehmen, die unter den marktüblichen Zinssätzen der
gängigen Kredite von Geschäftsbanken („Barkredite“) liegen. Diesbezüglich heißt es im Master Circular
über Ausfuhrkredite in Rupien, dass die Höchstzinsen für die in diesem Runderlass vorgesehenen
Ausfuhrkredite niedriger sind als die maximalen Kreditzinssätze, die Kreditnehmern normalerweise
eingeräumt werden, und in diesem Sinne als eine Vergünstigung zu verstehen sind. Die Differenz
zwischen den Zinssätzen kann bei Unternehmen mit guter Bonitätseinstufung geringer ausfallen.
Unternehmen mit hoher Bonitätseinstufung können eventuell sogar Ausfuhrkredite und Barkredite
zu gleichen Bedingungen in Anspruch nehmen.
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d) B e m e r k u n g e n n a c h d e r U n t e r r i c h t u n g

(111) Nach der Unterrichtung machten zwei Ausführer, die Vorteile im Rahmen dieser Regelung in An-
spruch nahmen, geltend, dass es sich bei der Regelung für Ausfuhrkredite nicht um eine anfechtbare
Subvention handele, da i eine anfechtbare Subvention immer einen Transfer öffentlicher Gelder
beinhalte, ii die Ausfuhrkredite zu marktüblichen Zinssätzen gewährt würden, da verschiedene Ge-
schäftsbanken ganz unterschiedliche Zinssätze anböten und iii die Zinssätze für Barkredite im Ver-
gleich zu jenen für Ausfuhrkredite höher seien, weil die Exportfinanzierung weniger risikobehaftet sei
(„Selbstabwicklung“) und weil im Falle der Ausfuhrkredite in Fremdwährung die Inflationsrate von frei
konvertierbaren Währungen im Gegensatz zur indischen Rupie niedriger sei, was sich wiederum auf
die Zinssätze auswirke.

(112) Darüber hinaus machte ein Ausführer — allerdings ohne eine Neuberechnung der Höhe der Sub-
ventionsspanne vorzulegen — geltend, dass zu Berechnungszwecken andere Banken als die im
Rahmen der Kontrollbesuche als Kreditgeber identifizierten Banken herangezogen und beim Vergleich
nur die niedrigsten Zinssätze sowohl für die Ausfuhr- als auch die Barkredite berücksichtigt werden
sollten. Ein anderer Ausführer, der ebenfalls keine einschlägigen Beweise vorlegte, argumentierte, dass
die Kreditsumme um einen Betrag von 25 % gesenkt werden müsse; dieser Betrag entspräche dem
Eigenkapital, auch wenn dieses in den Büchern als Fremdkapital ausgewiesen sei.

e) S c h l u s s f o l g e r u n g e n z u r A u s f u h r k r e d i t r e g e l u n g

(113) Erstens, die Vorzugszinssätze für die im Rahmen dieser Regelung gewährten und im Runderlass der
indischen Zentralbank beschriebenen Kredite (vgl. Randnummer 107) können den Zinsaufwand des
begünstigten Ausführers im Vergleich zu den Kosten eines nach marktüblichen Bedingungen ge-
währten Kredits senken, so dass dem betreffenden Ausführer in diesem Falle ein Vorteil im Sinne
des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung erwächst. Nur im Falle jener kooperierenden Aus-
führer, bei denen derartige Unterschiede bei den gewährten Zinssätzen festgestellt wurden, wurde der
Schluss gezogen, dass ihnen ein Vorteil gewährt wurde. Diese Unterschiede sind nicht, wie von den
Ausführern geltend gemacht, ausschließlich auf das Marktverhalten der Geschäftsbanken zurückzu-
führen. Ausfuhrkredite sind nicht unbedingt immer sicherer als Inlandskredite. Normalerweise gilt die
Ausfuhrfinanzierung als risikoreicher, und über die für einen bestimmten Kredit verlangten Sicher-
heiten entscheidet die betreffende Geschäftsbank — unabhängig von dem Finanzierungsgegenstand
— nach rein geschäftlichen Gesichtspunkten. Die unterschiedlichen Zinssätze der einzelnen Banken
sind das Ergebnis der Vorgehensweise der indischen Zentralbank, für jede einzelne Geschäftsbank
bestimmte Höchstzinssätze festzulegen. Den Runderlassen der indischen Zentralbank zufolge wären
die Geschäftsbanken allerdings nicht verpflichtet, eventuell vorteilhaftere Zinssätze für Ausfuhrkredite
in Fremdwährungen an Kunden von Ausfuhrkrediten weiterzugeben. Zusammenfassend sei festge-
halten, dass das Ziel der Runderlasse der indischen Zentralbank darin besteht, eine Exportfinanzie-
rung zu international wettbewerbsfähigen Zinssätzen zu gewähren, und dass die indische Zentralbank
die Zinssätze für Ausfuhrkredite als „Vergünstigung“ betrachtet. Zweitens, auch wenn die Vorzugs-
zinssätze im Rahmen der Ausfuhrkreditregelung von Geschäftsbanken eingeräumt werden, handelt es
sich um eine finanzielle Beihilfe der Regierung im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Ziffer iv der
Grundverordnung. In diesem Rahmen sei darauf hingewiesen, dass weder gemäß Artikel 2 Absatz
1 Ziffer iv der Grundverordnung noch laut WTO-Übereinkommen über Subventionen und Aus-
gleichsmaßnahmen ein Transfer öffentlicher Gelder erforderlich ist, d. h. in diesem Falle Entschädi-
gung der Geschäftsbanken durch die indische Regierung, um das Vorliegen einer Subvention nach-
zuweisen, sondern lediglich eine Anweisung durch die Regierung, die in Artikel 2 Absatz 1 unter den
Ziffern i, ii oder iii genannten Aufgaben wahrzunehmen. Die indische Zentralbank ist eine öffentliche
Körperschaft und gilt somit als „Regierung“ im Sinne des Artikels 1 Absatz 3 der Grundverordnung.
Sie befindet sich zu 100 % im Besitz der.indischen Regierung, verfolgt ordnungspolitische Ziele (z. B.
auf dem Gebiet der Währungspolitik), und die Verwaltungsposten werden von der indischen Regie-
rung besetzt. Die indische Zentralbank erteilt Anweisungen an private Einrichtungen; so sind die
Geschäftsbanken unter anderem an die von der Zentralbank per Runderlass festgesetzten Zinshöchst-
sätze für Ausfuhrkredite sowie an die Vorgabe der Zentralbank, dass sie einen bestimmten Teil ihres
Nettokreditvolumens in Ausfuhrkredite investieren sollten, gebunden. Nach dieser Anweisung sind
Geschäftsbanken verpflichtet, Aufgaben wahrzunehmen, die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i
der Grundverordnung genannt sind, in diesem Falle die Gewährung von Krediten in Form zinsver-
günstigter Ausfuhrkredite. Ein derartiger direkter Transfer von Geldern in Form von Krediten, die nur
zu bestimmten Konditionen gewährt werden, obliegt normalerweise nur der Regierung, und diese
Praktik unterscheidet sich faktisch von den Praktiken, die normalerweise von den Regierungen aus-
geübt werden (vgl. Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iv). Diese Subvention gilt somit gemäß
Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a als spezifische und anfechtbare Subvention, da die Vorzugszinssätze
nur in Verbindung mit Krediten für Ausfuhrgeschäfte gewährt werden und somit von der Ausfuhr-
leistung abhängig sind.
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f) B e r e c h n u n g d e r H ö h e d e r S u b v e n t i o n

(114) Die Höhe der Subvention wurde auf der Grundlage der Differenz zwischen den im Untersuchungs-
zeitraum der Überprüfung für Ausfuhrkredite gezahlten Zinsen und dem Betrag, der von dem be-
treffenden Unternehmen bei einer Geschäftsbank für einen Kredit zu den marktüblichen Zinssätzen
zu zahlen gewesen wäre, ermittelt. Die Höhe der Subvention (Zähler) wurde gemäß Artikel 7 Absatz 2
der Grundverordnung den gesamten während des Untersuchungszeitraums der Überprüfung getätig-
ten Ausfuhrgeschäften (Nenner) zugerechnet, da die Subvention von der Ausfuhrleistung abhing und
nicht nach Maßgabe der gefertigten, produzierten, ausgeführten oder beförderten Mengen gewährt
wurde. Das späte Vorbringen eines Ausführers, dass die im Rahmen des Kontrollbesuchs geprüfte
Kreditsumme um 25 % herabgesetzt werden müsse, da dieser Betrag angeblich dem Eigenkapitalanteil
entspreche — ein Aspekt, der zuvor und auch während des Kontrollbesuchs nicht geltend gemacht
worden war — konnte nicht belegt werden und musste deshalb abgelehnt werden. Auch dem
Vorbringen, in Bezug auf die Kredit gebenden Banken neue Daten zu verwenden und nicht auf
die im Rahmen des Kontrollbesuchs vorgelegten Daten zurückzugreifen, konnte nicht stattgegeben
werden, da derartige Informationen nicht fristgemäß vorgelegt wurden und nicht ordnungsgemäß
geprüft werden konnten. Dieser Ausführer konnte ohnehin für sein Vorbringen, dass er zur Finan-
zierung seiner Ausfuhrgeschäfte nur Kredite von Geschäftsbanken zu den günstigsten Bedingungen in
Anspruch genommen hatte, keine einschlägigen Belege vorlegen. Sechs Unternehmen nahmen Vor-
teile im Rahmen der Ausfuhrkreditregelung in Anspruch. Die Subvention betrug bis zu 2,3 %.

6. Körperschaftsteuerregelungen

a) B e f r e i u n g v o n d e r S t e u e r a u f A u s f u h r g e w i n n e ( „ E I T E - R e g e l u n g “ )

i) Section 80 HHC des Körperschaftsteuergesetzes von 1961 (Income Tax Act — ITA)

(115) Die Untersuchung ergab, dass vier der untersuchten Ausführer im Untersuchungszeitraum der Über-
prüfung in den Genuss einer partiellen Befreiung von der Körperschaftsteuer auf Gewinne aus den
Ausfuhrverkäufen kamen. Die Rechtsgrundlage für diese Befreiung ist Section 80HHC des „Income
Tax Act“ von 1961.

(116) Section 80HHC ITA (1961) wurde zum Steuerjahr 2005—2006 (d. h. ab dem Geschäftsjahr vom
1. April 2004 bis zum 31. März 2005) aufgehoben. Daher entstehen dem Antragsteller nach dem
31. März 2004 keine Vorteile mehr im Rahmen von Section 80HHC des ITA. Auch wenn vier der
untersuchten Ausführer diese Regelung im Untersuchungszeitraum der Überprüfung in Anspruch
nahmen, wird sie in Anbetracht der Tatsache, dass sie seitdem nicht mehr besteht, in Einklang
mit Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung nicht angefochten.

ii) Section 10A und Section 10B ITA

(117) Die Regelung, dass für neu gegründete Unternehmen in einer SWZ, in einer Freihandelszone, in
einem Technologiepark für elektronische Hardware oder für Software (Section 10A ITA) und für neu
gegründete EOB (Section 10B ITA) für die ersten zehn Produktionsjahre eine vollständige Befreiung
von der Körperschaftsteuer auf Gewinne aus den Ausfuhrverkäufen gilt, bleibt bis zum 31. März
2010 in Kraft.

(118) Ein Unternehmen hat in den letzten zehn Jahren und zwar seit dem Geschäftsjahr 1993/94 Vorteile
auf der Grundlage von Section 10B ITA in Anspruch genommen, so dass ihm ab dem Geschäftsjahr
2003—2004 derartige Vorteile nicht mehr zur Verfügung stehen. Daher wird im vorliegenden Fall in
Einklang mit Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung diese Regelung nicht angefochten.

b) K ö r p e r s c h a f t s t e u e r v e r g ü n s t i g u n g f ü r F o r s c h u n g u n d E n t w i c k l u n g
( „ I T I R A D “ )

i) Rechtsgrundlage

(119) Eine ausführliche Beschreibung dieser Regelung befindet sich in Section 35 (2AB) ITA.
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ii) Bedingungen für die Inanspruchnahme

(120) Alle Unternehmen, die auf dem Gebiet der Biotechnologie und der Herstellung von Arzneimitteln, in
der Pharma- oder Chemieindustrie tätig sind, die elektronische Ausrüstungen, Computer und Com-
putersoftware, Telekommunikationsausrüstungen, Hubschrauber, Flugzeuge oder andere Artikel oder
Dinge, die später notifiziert werden, herstellen, können diese Regelung in Anspruch nehmen.

iii) Anwendung der Regelung

(121) Bei allen Ausgaben (außer Grundstücks- und Gebäudekosten) für betriebliche, vom Ministerium für
wissenschaftliche und industrielle Forschung genehmigte Forschungs- und Entwicklungsanlagen kann
zu Körperschaftsteuerzwecken ein Betrag von 150 % der tatsächlichen Kosten abgezogen werden.
Mittels eines Abzugs fiktiver Kosten (d. h. nicht tatsächlich entstandene Kosten) in Höhe von 50 %
wird die Steuerbemessungsgrundlage und somit auch die Steuerschuld künstlich herabgesetzt.

iv) Bemerkungen nach der Unterrichtung

(122) Nach der Unterrichtung machte ein Ausführer, der Vorteile im Rahmen dieser Regelung in Anspruch
nahm, geltend, dass die Regelung aus folgenden Gründen nicht anfechtbar sei: Auch wenn sich die
ITIRAD-Regelung in der Tat nur an bestimmte Wirtschaftszweige richte, sei sie nicht anfechtbar im
Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der Grundverordnung, weil alle Unternehmen dieser Sektoren die
Regelung in Anspruch nehmen könnten. Des Weiteren kämen Ausgaben, die nach dem 31. März
2005 angefallen seien, gemäß Section 35 (2AB) Subsection 5 ITA nicht mehr für diese Regelung in
Anbetracht.

v) Schlussfolgerungen zur ITIRAD-Regelung

(123) Im Rahmen der ITIRAD-Regelung werden Subventionen im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der
Grundverordnung gewährt. Die künstliche Herabsetzung der Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage
nach Section 35 (2AB) ITA ist eine finanzielle Beihilfe der indischen Regierung, da die indische
Regierung auf einen Teil der ansonsten fälligen Körperschaftsteuer verzichtet. Darüber hinaus gewährt
die Körperschaftsteuerermäßigung dem Unternehmen einen Vorteil, da sie dessen Liquidität verbes-
sert.

(124) Die Argumentation der indischen Regierung, die sie auch nach der Unterrichtung, allerdings ohne
einschlägige Beweise vorzulegen, bekräftigte, hob darauf ab, dass sich die Inanspruchnahme der
ITIRAD-Regelung auf objektive Kriterien stütze und es sich deshalb nicht um eine spezifische Sub-
vention handele. Die unmissverständliche Formulierung von Section 35 (2AB) ITA lässt allerdings
keinen Zweifel daran, dass es sich bei der ITIRAD-Regelung de facto um eine spezifische Subvention
im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe a der Grundverordnung handelt, die deshalb anfechtbar
ist. Die Kriterien für den Anspruch auf die Subvention sind in diesem Fall nicht objektiver Art, denn
diese müssen laut Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Grundverordnung neutral sein. Die im Rahmen
dieser Regelung gewährten Vorteile stehen nur bestimmten Wirtschaftszweigen (vgl. Randnummer
120) zur Verfügung, denn die indische Regierung hat nicht allen Wirtschaftszweigen Zugang zu
dieser Regelung gewährt. Entgegen dem Vorbringen eines Ausführers begründet eine solche Ein-
schränkung durchaus den Sachverhalt der Spezifität, da der Wortlaut „Gruppe von Wirtschaftszwei-
gen“ in Artikel 3 Absatz 2 der Grundverordnung gleichbedeutend ist mit „nicht alle, sondern nur
bestimmte Wirtschaftszweige“. Diese Einschränkung ist nicht wirtschaftlicher Art und nicht horizon-
tal anwendbar wie z. B. die Zahl der Beschäftigten oder die Größe der Unternehmen.

(125) Das Vorbringen, dass nach dem 31. März 2005 angefallene Kosten nicht mehr unter diese Regelung
fielen, bedeutet allerdings nicht, dass die Regelung im Sinne des Artikels 15 Absatz 1 der Grund-
verordnung nicht mehr anfechtbar ist. Es wurde bisher weder nachgewiesen, dass diese Regelung bei
Abschluss der Sachaufklärung im Rahmen der Überprüfung bereits aufgehoben war, noch dass der
Ausführer keine Vorteile mehr im Rahmen der ITIRAD-Regelung erhält. Die ITIRAD-Regelung ist
auch im gesamten Steuerjahr 2005/2006 (d. h. im Geschäftsjahr 2004/2005) noch in Kraft, so dass
weiter Vorteile in Anspruch genommen werden können. Außerdem konnte der Ausführer seine
Behauptung, die Regierung plane keine Verlängerung der Regelung, nicht belegen. Bisher wurde
die Regelung bereits mehrmals verlängert (1). Es spricht nichts dagegen, dass mit einem neuen Finanz-
gesetz nicht doch eine weitere Verlängerung vorgenommen wird, denn die indische Regierung hat
weder in den Konsultationen noch in ihren Stellungnahmen in irgendeiner Weise erkennen lassen,
dass die Regelung ab dem 31. März 2005 außer Kraft tritt und keine neue und vergleichbare
Regelung für eine Körperschaftsteuervergünstigung an deren Stelle tritt.
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vi) Berechnung der Höhe der Subvention

(126) Die Höhe der Subvention wurde anhand der Differenz zwischen der für den Untersuchungszeitraum
der Überprüfung gemäß Section 35 (2AB) ITA fälligen und der bei Nichtanwendung von Section 35
(2AB) ITA fälligen Körperschaftsteuer berechnet. Die Höhe der Subvention (Zähler) wurde gemäß
Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung den gesamten während des Untersuchungszeitraums der
Überprüfung getätigten Ausfuhrgeschäften (Nenner) zugerechnet, da sich die Subvention auf alle
Verkäufe (Inlands- und Ausfuhrverkäufe) bezieht und sie nicht nach Maßgabe der gefertigten, pro-
duzierten, ausgeführten oder beförderten Mengen gewährt wurde. Für das Unternehmen, dem im
Rahmen der ITIRAD-Regelung Vorteile gewährt wurden, ergab sich eine Subventionsspanne von
1,5 %.

III. Regionale Regelungen

1. Die „Industrial Incentive Schemes“ („IIS“) der Bundesstaaten Gujarat und Punjab

(127) Die Bundesstaaten Gujarat und Punjab bieten förderfähigen Industrieunternehmen Steueranreize in
Form von Verkaufs- und Erwerbssteuerbefreiungen und/oder -stundungen, um die industrielle Ent-
wicklung wirtschaftlich rückständiger Gebiete in diesen Bundesstaaten zu fördern. Da die entsprech-
enden Regelungen fast identisch sind, werden sie hier gemeinsam bewertet.

a) R e c h t s g r u n d l a g e

(128) Eine ausführliche Beschreibung dieser Regelungen und deren Anwendung durch die Regierungen der
Bundesstaaten Gujarat und Punjab befindet sich in der Resolution der Regierung von Gujarat Nr. INC-
1090-1023-(2)-I(GR No. 2) vom 16. Oktober 1990 bzw. in der Resolution der Regierung von
Punjab Nr. 15/43/96-5IB/2238 vom 20. März 1996.

b) B e d i n g u n g e n f ü r d i e I n a n s p r u c h n a h m e

(129) Unternehmen, die in wirtschaftlich rückständigen Gebieten eine neue Niederlassung ansiedeln oder
ihre bestehenden Anlagen in großem Umfang ausbauen, können die im Rahmen dieser Regelungen
gewährten Vorteile in Anspruch nehmen. Dennoch bestehen umfassende Listen nicht förderfähiger
Unternehmen, so dass Unternehmen bestimmter Wirtschaftsbereiche nicht in den Genuss dieser
Regelungen kommen.

c) A n w e n d u n g d e r R e g e l u n g e n

(130) Unternehmen, die diese Regelungen in Anspruch nehmen wollen, müssen in wirtschaftlich rück-
ständigen Gebieten investieren. Diese Regionen in den beiden Bundesstaaten werden entsprechend
ihrem wirtschaftlichen Entwicklungsstand einer bestimmten Kategorie zugeordnet; gleichzeitig gibt es
Gebiete, die nicht in den Geltungsbereich der Regelungen fallen oder ausgeklammert wurden. Die
Höhe der Steueranreize richtet sich in erster Linie nach dem Umfang der Investitionen und nach dem
Gebiet, in dem das Unternehmen angesiedelt ist bzw. sein wird.

(131) Die Steueranreize können jederzeit gewährt werden; es gibt keine festen Fristen für die Antragstellung
oder die Erfüllung der quantitativen Kriterien.

d) B e m e r k u n g e n n a c h d e r U n t e r r i c h t u n g

(132) Nach der Unterrichtung machten zwei Ausführer, denen Vorteile im Rahmen der „Industrial Incenti-
ves Schemes“ (IIS) gewährt wurden, geltend, dass es sich bei diesen Regelungen nicht um eine
Ausfuhrsubvention handele, sondern um einen Ausgleich für Mehraufwendungen aufgrund unzu-
reichender Infrastrukturen in den als wirtschaftlich rückständig ausgewiesenen Gebieten, und dass
einer der beiden Ausführer seit dem 5. Juli 2003 die Regelung nicht mehr in Anspruch nehme.

e) S c h l u s s f o l g e r u n g e n z u d e n I I S

(133) Im Rahmen dieser Regelungen werden Subventionen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a
Ziffer ii und des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung gewährt. Es handelt sich um finanzielle
Beihilfen der Regierung des Bundesstaates Gujarat bzw. der Regierung des Bundesstaates Punjab, da
die betreffenden Steueranreize — in diesem Falle Befreiung von der Verkaufs- und Erwerbssteuer —
die Steuereinnahmen der betreffenden Bundesstaaten senken. Darüber hinaus gewähren diese Steuer-
anreize dem begünstigten Unternehmen einen Vorteil, weil sie dessen finanzielle Lage durch die
Steuereinsparungen verbessern.
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(134) Außerdem handelt es sich bei den Regelungen um regional spezifische Subventionen im Sinne des
Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe a und des Artikels 3 Absatz 3 der Grundverordnung, weil sie nur
bestimmten Unternehmen zur Verfügung stehen, die in einem bestimmten geografischen Gebiet im
Zuständigkeitsbereich der Behörden der betreffenden Bundesstaaten investieren. Diese Regelungen
stehen Unternehmen, die nicht in diesen Gebieten ansässig sind, nicht offen und differenzieren
außerdem nach dem jeweils betroffenen Gebiet.

(135) Diese Auffassung wird von der indischen Regierung nicht geteilt. Sie machte geltend, dass interna-
tionale Handelsgeschäfte an sich schon keiner Verkaufssteuer unterlägen und dies auch in der indi-
schen Verfassung verankert sei. Daher werde im Rahmen derartiger Regelungen bei Ausfuhrgeschäf-
ten nicht auf normalerweise zu entrichtende Abgaben verzichtet; sie seien folglich nicht anfechtbar.
Diesem Vorbringen ist entgegenzustellen, dass die Regelung ohnehin nicht, wie in den Stellung-
nahmen von zwei Ausführern dargestellt wurde, als Ausfuhrsubvention im Sinne des Artikels 3
Absatz 4 Buchstabe a der Grundverordnung mit direktem Schwerpunkt auf den Ausfuhren der
betroffenen Ware betrachtet werde, sondern als spezifische Subvention (vgl. Randnummer 134).
Eine Subventionsregelung kann durchaus anfechtbar sein, auch wenn keine direkte Verbindung
zwischen der Subvention und der ausgeführten Ware besteht. Nach Artikel 1 Absatz 1 der Grund-
verordnung reicht es aus, eine direkte Verbindung zwischen der Subvention und dem herstellenden
Unternehmen nachzuweisen. In Anbetracht der „Fungibilität von Geld“ schlägt sich jede Art von
inländischer Subvention über niedrigere Preise in den Ausfuhrgeschäften nieder, da eine solche
Subvention die allgemeine Liquidität verbessert. Außerdem hat die indische Regierung keine Beweise
dafür vorgelegt, dass die allgemeine Verkaufssteuerbefreiung bei Ausfuhrverkäufen auch für die Er-
werbssteuer auf Vorleistungen gilt. Im vorliegenden Fall haben Unternehmen die IIS auch in An-
spruch genommen, um Verbindlichkeiten in Verbindung mit der Erwerbssteuer zu verrechnen.

(136) Die indische Regierung machte außerdem geltend, dass die zugegebenermaßen auf wirtschaftlich
rückständige Gebiete innerhalb der Bundesstaaten Punjab und Gujurat beschränkten IIS nicht als
spezifisch betrachtet werden dürften, denn sie würden innerhalb dieser besonders ausgewiesenen
Gebiete keine bestimmten Unternehmen bevorteilen. Die indische Regierung räumte allerdings ein,
dass nicht alle Produktionsbereiche innerhalb dieser Gebiete für die IIS in Betracht kämen. Eine
regionale Einschränkung einer staatlichen Subventionsregelung auf Unternehmen innerhalb eines
abgesteckten Gebiets innerhalb des Hoheitsgebiets begründet an sich schon die Spezifität der betreff-
enden Regelung. Solche Regelungen begünstigen eindeutig bestimmte Unternehmen gegenüber ande-
ren, weil ein Unternehmen in einem unter die betreffende Regelung fallenden Gebiet Beihilfen er-
halten kann, die sein Mitbewerber in einem Gebiet, für das die betreffende Regelung nicht gilt, nicht
in Anspruch nehmen kann. Eine solche Abgrenzung gilt nicht als objektiv im Sinne des Artikels 3
Absatz 2 Buchstabe b der Grundverordnung und ist deshalb spezifisch, weil die Regelungen nicht
horizontal im gesamten Hoheitsgebiet des betreffenden Bundesstaates anwendbar sind.

(137) Entgegen dem Vorbringen eines Ausführers, dass im Rahmen der IIS ein Ausgleich für Mehraufwen-
dungen aufgrund unzureichender Infrastrukturen erfolge, ändert dies nichts an der Feststellung, dass
es sich hier um eine anfechtbare Subvention handelt. Für diese angeblichen Mehraufwendungen
wurden keine Beweise erbracht.

(138) Auch der Ausführer, der geltend machte, dass er die Vorteile im Rahmen der IIS nicht mehr länger in
Anspruch nehme, hat dies nicht durch einschlägige Beweise (z. B. eine offizielle Bestätigung seitens
der indischen Regierung) untermauert. In den Managementberichten dieses Ausführers für
2002/2003 (gleichzeitig der Überprüfungszeitraum der Untersuchung) heißt es sogar, dass er eine
Verlängerung der IIS-Vorteile bis 2012 beantragen wolle. Im Rahmen des IIS des Bundesstaates
Gujarat ist eine solche Verlängerung der Inanspruchnahme durchaus möglich. Das Unternehmen
hat keine Beweise dafür vorgelegt, dass die Regierung von Gujarat seinem Verlängerungsantrag nicht
stattgegeben hat.

(139) Die Argumente der indischen Regierung und die Stellungnahmen nach der Unterrichtung haben
folglich nichts an der Feststellung geändert, dass die hier in Rede stehenden Regelungen — die
Befreiung von der Verkaufs- und Erwerbssteuer — anfechtbar sind.

f) B e r e c h n u n g d e r H ö h e d e r S u b v e n t i o n

(140) Die Höhe der Subvention wurde auf der Grundlage der Verkaufs- und Erwerbssteuer, die normaler-
weise im Untersuchungszeitraum der Überprüfung zu entrichten gewesen wäre, aber im Rahmen
dieser Regelungen nicht entrichtet wurde, berechnet. Die Höhe der Subvention (Zähler) wurde gemäß
Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung den gesamten während des Untersuchungszeitraums der
Überprüfung getätigten Verkäufen (Nenner) zugerechnet, da die Subvention nicht von der Ausfuhr-
leistung abhing und nicht nach Maßgabe der gefertigten, produzierten, ausgeführten oder beförderten
Mengen gewährt wurde. Während dieses Zeitraums nahmen drei Unternehmen die Vorteile im
Rahmen dieser Regelungen in Anspruch. Sie erhielten Subventionen in Höhe von 2,4 % (zwei Unter-
nehmen) bzw. 3,1 % (ein Unternehmen).
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2. Befreiung von der Elektrizitätsabgabe (EDE-Regelung) der Regierung des Bundesstaates Gujarat

(141) Der Bundesstaat Gujarat bietet förderungswürdigen Industrieunternehmen Steueranreize in Form
einer Befreiung von der Elektrizitätsabgabe, um die industrielle Entwicklung wirtschaftlich rückständi-
ger Gebiete in Gujarat zu fördern.

a) R e c h t s g r u n d l a g e

(142) Eine ausführliche Beschreibung dieser von der Regierung von Gujarat angewandten Regelung befindet
sich im Elektrizitätsabgabegesetz („Bombay Electricity Duty Act“) von 1958 und insbesondere in der
Section 3(2)(vi) und der Section 3(2)(vii)(a) und (b) dieses Gesetzes in der Fassung des Änderungs-
erlasses des Bundesstaates Gujarat („Gujarat Adaptation of Laws Order“) von 1960.

b) B e d i n g u n g e n f ü r d i e I n a n s p r u c h n a h m e

(143) Förderungswürdig sind Unternehmen, die in wirtschaftlich rückständigen Gebieten investieren, indem
sie entweder einen neuen Industriebetrieb ansiedeln oder hohe Kapitalinvestitionen zur Erweiterung
oder Diversifizierung eines bestehenden Industriebetriebs tätigen.

c) A n w e n d u n g d e r R e g e l u n g

(144) Die Regelung kann nur von Unternehmen in Anspruch genommen werden, die in bestimmten
bezeichneten geografischen Gebieten des Bundesstaates Gujarat investiert haben. Im Rahmen dieser
Regelung ist die Regierung von Gujarat befugt, bestimmte Gebiete und neu angesiedelte Industrie-
unternehmen von der Elektrizitätsabgabe zu befreien. Außerdem müssen neue, in besonders bezeich-
neten Gebieten angesiedelte Industrieunternehmen fünf Jahre lang, beginnend mit dem Tag der
Aufnahme der Produktion, keine Energieabgaben oder nur 50 % des regulären Satzes zahlen.

d) B e m e r k u n g e n n a c h d e r U n t e r r i c h t u n g

(145) Nach der Unterrichtung erklärte ein Ausführer, dem Vorteile im Rahmen dieser Regelung gewährt
wurden, dass er seit dem 4. Juni 2004 diese Regelung nicht mehr in Anspruch nehme. Ein anderer
Ausführer behauptete, die Regelung nie genutzt zu haben. In diesem Rahmen sei angemerkt, dass für
den zuletzt genannten Ausführer diese Regelung bei der Ermittlung der Höhe der Subvention ohne-
hin nicht berücksichtigt wurde.

e) S c h l u s s f o l g e r u n g z u r E D E - R e g e l u n g

(146) Bei dieser Regelung handelt es sich um eine Subvention im Sinne des Artikels 2 Absatz 1
Buchstabe a Ziffer ii und des Artikels 2 Absatz 2 der Grundverordnung, in deren Rahmen die
Regierung von Gujarat eine finanzielle Beihilfe leistet, da durch die gewährten Steuervergünstigungen
die normalerweise fälligen Steuereinnahmen des Bundesstaates sinken. Darüber hinaus wird den
Unternehmen, denen diese Steuervergünstigungen eingeräumt werden, ein Vorteil gewährt. Außerdem
handelt es sich bei der Regelung um eine regional spezifische Subvention im Sinne des Artikels 3
Absatz 2 Buchstabe a und des Artikels 3 Absatz 3 der Grundverordnung, weil sie nur bestimmten
Unternehmen zur Verfügung steht, die in einem bestimmten bezeichneten geografischen Gebiet im
Zuständigkeitsbereich der Behörden des Bundesstaates Gujarat investieren. Des Weiteren sind die
Kriterien und Bedingungen für die Inanspruchnahme dieser Steuervergünstigungen weder gesetzlich
noch in Verordnungen oder anderen amtlichen Dokumenten festgelegt. Während der Kontrollbe-
suche wurde festgestellt, dass ein Unternehmen die Regelung neun Jahre in Anspruch genommen
hatte. Das Unternehmen legte allerdings trotz ausdrücklicher Aufforderung außer dem Bombayer
Elektrizitätsabgabegesetz keine anderen einschlägigen Informationen vor, die diese Feststellung hätten
entkräften können.

(147) Die indische Regierung machte geltend, diese Regelung sei in einem anderen Fall aus dem Jahre 1999
nicht angefochten worden, weil sie damals als im gesamten Bundesstaat horizontal anwendbar be-
trachtet worden war; deshalb solle die Regelung auch in diesem Fall nicht angefochten werden.
Diesbezüglich übermittelte die indische Regierung allerdings nur eine Notifikation des Landesminis-
teriums für Industrie, Energie und Arbeit von Maharashtra zum Bombayer Elektrizitätsabgabegesetz
von 1958. Diese Informationen sind jedoch für den Bundesstaat Gujarat nicht von Bedeutung.
Außerdem sei angemerkt, dass dieser Notifikation zufolge die EDE-Regelung nicht für alle Distrikte/
Gebiete in Maharashtra gilt und somit als regional spezifische Regelung anzusehen ist. Die Unter-
suchung ergab, dass einer der untersuchten und in Gujarat angesiedelten Ausführer die Regelung
während des Untersuchungszeitraums der Überprüfung in Anspruch nahm. Daraus wird geschlossen,
dass diese Regelung aus den in der vorigen Randnummer erläuterten Gründen für diesen Ausführer
anfechtbar ist.
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(148) Der Ausführer, der geltend machte, dass er die Vorteile im Rahmen der EDE-Regelung nicht mehr in
Anspruch nehme, hat dies nicht durch einschlägige Beweise (z. B. eine offizielle Bestätigung seitens
der indischen Regierung) untermauert. Demgegenüber heißt es in den Managementberichten des
Ausführers für 2002/2003 (gleichzeitig der Überprüfungszeitraum der Untersuchung), dass er eine
Verlängerung der Inanspruchnahme der EDE-Regelung bis 2012 beantragen werde; schon zuvor hatte
er für insgesamt neun Jahre die Regelung in Anspruch genommen, obwohl den gesetzlichen Be-
stimmungen zufolge nur eine Befreiung für fünf Jahre eingeräumt werden darf. Das Unternehmen hat
keine Beweise dafür vorgelegt, dass die Regierung von Gujarat seinem Verlängerungsantrag nicht
stattgegeben hat.

f) B e r e c h n u n g d e r H ö h e d e r S u b v e n t i o n

(149) Der dem ausführenden Hersteller gewährte Vorteil wurde auf der Grundlage der während des Unter-
suchungszeitraums der Überprüfung normalerweise zu entrichtenden, im Rahmen der betreffenden
Regelung aber nicht entrichteten Elektrizitätsabgabe berechnet. Die Höhe der Subvention (Zähler)
wurde gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung den gesamten während des Untersuchungs-
zeitraums der Überprüfung getätigten Verkäufen (Nenner) zugerechnet, da sich die Subvention auf
alle Verkäufe (Inlands- und Ausfuhrverkäufe) bezieht und nicht nach Maßgabe der gefertigten, pro-
duzierten, ausgeführten oder beförderten Mengen gewährt wurde. Für das Unternehmen, dem im
Rahmen der EDE-Regelung Vorteile gewährt wurden, ergab sich eine Subventionsspanne von 0,2 %.

3. Anreizpaket der Regierung des Bundesstaates Maharashtra („Package Scheme of Incentives — PS“)

(150) Die Untersuchung ergab, dass den ausführenden Herstellern im Rahmen dieser Regelung keine
anfechtbaren Vorteile gewährt wurden.

IV. Höhe der anfechtbaren Subventionen

(151) Zum Zwecke der Ermittlung der Subventionsspanne sieht die Kommission verbundene Unternehmen
üblicherweise als ein Unternehmen an. Die Berechnung individueller Dumpingspannen könnte der
Umgehung von Ausgleichsmaßnahmen Vorschub leisten und diese Maßnahmen somit unwirksam
machen, da die verbundenen Hersteller ihre Ausfuhren in die Gemeinschaft über das Unternehmen
mit der niedrigsten Spanne lenken könnten. Um dieser Situation vorzubeugen, wird zunächst für jede
Regelung und für jedes verbundene Unternehmen die jeweilige Höhe der Subvention berechnet und
anschließend ein gewogener Durchschnitt dieser Beträge ermittelt und den einzelnen verbundenen
Unternehmen zugerechnet.

(152) Zwei ausführende Hersteller wurden als verbundene Unternehmen betrachtet; diesen wurde ein und
dieselbe Subventionsspanne zugewiesen, da beide Unternehmen in der Lage wären, Einfluss auf das
andere Unternehmen zu nehmen. Ihren Jahresabschlussberichten zufolge sind die Geschäftsführer der
beiden Unternehmen miteinander verwandt und somit in der Lage, einen „erheblichen Einfluss“ auf
das Unternehmen des anderen zu nehmen. Indischen Rechnungslegungsgrundsätzen zufolge ist unter
„erheblicher Einflussnahme“ die Beteiligung an Entscheidungen, die die finanziellen und/oder operati-
ven Bereiche eines Unternehmens betreffen, zu verstehen. Eine solche Einflussnahme begründet nach
den indischen Rechnungslegungsgrundsätzen die Annahme, dass die betreffenden Unternehmen „ver-
bunden“ sind. Nach europäischem Zollrecht gelten zwei Parteien als verbunden, wenn eine von ihnen
die andere unmittelbar oder mittelbar kontrolliert oder sie Mitglieder derselben Familie sind (1).

(153) Nach der Unterrichtung erhob einer dieser beiden ausführenden Hersteller Einwände gegen die Fest-
stellung, dass es sich bei ihnen um verbundene Parteien handeln soll. Das Unternehmen machte ohne
Vorlage weiterer Beweise geltend, dass es zwischen diesen beiden Unternehmen keine geschäftlichen
Beziehungen gebe. Der ausführende Hersteller erhob jedoch weder Einwände gegen den unter Rand-
nummer 152 dargelegten Sachverhalt noch konnte er mit entsprechenden Nachweisen belegen, dass
es sich trotz der dort erläuterten Tatsachen nicht um verbundene Parteien handelte. Daher konnte
dem Vorbringen nicht gefolgt werden.

Gemäß der Grundverordnung ergaben sich für die untersuchten ausführenden Hersteller, wertmäßig
ausgedrückt, anfechtbare Subventionen in Höhe von 25,3 % und 35,1 %.
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(154) In Anbetracht der hohen Mitarbeit wird für alle nicht kooperierenden Unternehmen die höchste
Subventionspanne zugrunde gelegt, die bei einem Unternehmen ermittelt wurde, d. h. eine Spanne
von 35,1 %.

REGELUNG → ALS DEPBS EOUS EPCGS ECS ITIRAD PSI IIS PIIS EDE Insge-
samt

UNTERNEHMEN ↓ % % % % % % % % % % %

KDL Biotech Ltd.

22,8 4,6 Null

uner-
heb-
lich 1,0 Null Null Null Null Null 28,4

Nectar Lifesciences Ltd.

25,8 3,2 Null

uner-
heb-
lich 2,3 Null Null Null 2,4 Null 33,7

Nestor Pharmaceuticals
Ltd.

22,0 3,3 Null Null

uner-
heb-
lich Null Null Null Null Null 25,3

Orchid Chemicals &
Pharmaceuticals Ltd. Null Null 30,9 Null 1,1 Null Null Null Null Null 32,0

Ranbaxy Laboratories Ltd.

25,6 8,0 Null

uner-
heb-
lich

uner-
heb-
lich 1,5 Null Null Null Null 35,1

Surya Pharmaceutical Ltd.

25,8 3,2 Null

uner-
heb-
lich 2,3 Null Null Null 2,4 Null 33,7

Torrent Gujarat Biotech
Ltd. 24,8 Null Null Null Null Null Null 3,1 Null 0,2 28,1

D. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER WIEDERAUFTRETENS DER
SUBVENTIONIERUNG

(155) Gemäß Artikel 18 Absatz 2 der Grundverordnung wurde untersucht, ob im Falle des Außerkraft-
tretens der geltenden Maßnahmen ein Anhalten oder Wiederauftreten der Subventionierung wahr-
scheinlich wäre.

(156) Wie unter den Randnummern 21 bis 153 erläutert, wurde festgestellt, dass indische Ausführer der
betroffenen Ware im Untersuchungszeitraum der Überprüfung weiterhin Vorteile im Rahmen an-
fechtbarer Subventionsregelungen von indischen Behörden in Anspruch nahmen. Die in dieser Über-
prüfung ermittelten Subventionsspannen sind höher als jene der Ausgangsuntersuchung, die damals
zwischen 0 % und 15,3 % lagen (vgl. Randnummer 43 der Verordnung (EG) Nr. 2164/98). Nur die
unter den Randnummern 115 und 116 genannte Subventionsregelung (Section 80HHC ITA von
1961) wurde aufgehoben; in anderen Fällen haben einzelne Unternehmen auf bestimmte Regelungen
keinen Anspruch mehr. Dies wurde bereits bei der Ermittlung der Subventionsspannen berücksichtigt.
Im Rahmen der anderen Subventionsregelungen werden weiterhin Vorteile gewährt, und es gibt keine
Anzeichen dafür, dass diese Regelungen in nächster Zukunft auslaufen oder geändert würden. Dies
bedeutet, dass die Ausführer der betroffenen Ware auch weiterhin anfechtbare Subventionen erhalten
werden. Jeder Ausführer kommt für mehrere Subventionsregelungen in Betracht. Unter diesen Um-
ständen ist die Schlussfolgerung vertretbar, dass die Subventionierung bei einem Außerkrafttreten der
Maßnahmen wahrscheinlich anhalten würde.

(157) Da nachgewiesen wurde, dass die Subventionierung zum Zeitpunkt der Überprüfung anhielt und
auch in Zukunft wahrscheinlich anhalten wird, ist der Aspekt der Wahrscheinlichkeit eines erneuten
Auftretens einer Subventionierung nicht relevant.

E. WIRTSCHAFTSZWEIG DER GEMEINSCHAFT

I. Gemeinschaftsproduktion

(158) Im Untersuchungszeitraum der Überprüfung wurde die gleichartige Ware in der Gemeinschaft von
den Gemeinschaftsherstellern Sandoz, DSM, ACS Dobfar SpA und Antibioticos S.A. hergestellt.
Sandoz beantragte eine Interimsüberprüfung der geltenden Ausgleichsmaßnahmen kombiniert mit
einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens jener Maßnahmen. DSM unterstützte
den Antrag. Sandoz und DSM arbeiteten uneingeschränkt an der entsprechenden Untersuchung mit.
Die anderen Gemeinschaftshersteller arbeiteten nicht an dieser kombinierten Überprüfung mit, spra-
chen sich aber auch nicht dagegen aus.
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(159) Ein kooperierender Gemeinschaftshersteller führte im Bezugszeitraum zwei Typen der betroffenen
Ware sowohl aus Indien als auch aus anderen Drittländern ein. Dies ändert nichts an seinem Status
als Hersteller im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Grundverordnung. Im Vergleich zu seiner
Produktion der gleichartigen Ware in der Gemeinschaft entfiel auf die im Untersuchungszeitraum
der Überprüfung aus Indien eingeführten Mengen ein nur relativ geringer Anteil von weniger als
10 %. Zudem führte er die betroffene Ware nur vorübergehend aus Indien ein, da er seine Produktion
in der Gemeinschaft umstrukturiert und inzwischen zuvor unter anderem aus Indien eingeführte
Warentypen selbst herstellt.

II. Definition des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft

(160) Auf die kooperierenden Gemeinschaftshersteller entfielen im Untersuchungszeitraum der Überprü-
fung 70,5 % der gesamten Gemeinschaftsproduktion der gleichartigen Ware. Daher bilden diese
Unternehmen den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Grund-
verordnung und werden im Folgenden als solcher bezeichnet.

F. ANALYSE DER LAGE AUF DEM GEMEINSCHAFTSMARKT

I. Einleitung

(161) Die Analyse der Mengen- und der Preistrends wurde anhand der Eurostat-Statistiken für die TARIC-
Codes 2941 10 10 10, 2941 10 20 10 und 2941 90 00 30 und von Daten aus den geprüften Ant-
worten des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf den Fragebogen vorgenommen.

(162) Die Daten für den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft wurden den geprüften Antworten der koope-
rierenden Gemeinschaftshersteller auf den Fragebogen entnommen.

(163) Wo dies aus Gründen der Vertraulichkeit notwendig ist, wird die Entwicklung der Trends in Form
von Indizes veranschaulicht.

(164) Nach der Unterrichtung machte ein Ausführer geltend, dass die Schädigung auf der Grundlage von
Informationen für den Gemeinschaftsmarkt nach der Erweiterung am 1. Mai 2004, d. h. einschließ-
lich der zehn neuen Mitgliedstaaten, hätte untersucht werden müssen.

(165) Da gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Grundverordnung Informationen über einen Zeitraum nach dem
UZ in der Regel nicht berücksichtigt werden und die Erweiterung nach dem UZ erfolgte, musste
dieses Vorbringen zurückgewiesen werden. Aus den verfügbaren Informationen geht ohnehin hervor,
dass in den zehn neuen Mitgliedstaaten keine gleichartige Ware hergestellt wird, so dass die Be-
rücksichtigung von Daten über die zehn neuen Mitgliedstaaten nichts an den Feststellungen über die
Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft ändern würde.

(166) Ein Ausführer merkte ganz allgemein und ohne Vorlage von Beweisen an, dass bei der Schädigungs-
analyse, so wie sie in der Unterrichtung dargelegt wurde, nicht alle in Artikel 8 der Grundverordnung
festgelegten Faktoren berücksichtigt und keine stichhaltigen Nachweise erbracht worden seien.

(167) Auf die konkreten Behauptungen zu einzelnen Aspekten der Schädigungsanalyse wird jeweils im
Zusammenhang mit dem entsprechenden Teil der im Folgenden dargelegten Analyse eingegangen. Zu
der allgemeinen Anmerkung ist jedoch festzuhalten, dass i die Schädigungsanalyse anhand geprüfter
und mit Beweisen belegter Informationen vorgenommen und ii wie im Folgenden dargelegt, alle
einfuhrbezogenen Faktoren des Artikels 8 Absatz 2 der Grundverordnung, alle 17 Indikatoren des
Artikels 8 Absatz 5 der Grundverordnung für die Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft und
alle anderen, neben den subventionierten Einfuhren bekannten Faktoren des Artikels 8 Absatz 7 der
Grundverordnung analysiert wurden.
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II. Ermittlung des betroffenen Gemeinschaftsmarktes

(168) Um festzustellen, ob der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft geschädigt wurde und um den Ver-
brauch sowie die verschiedenen Wirtschaftsindikatoren für die Lage des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft zu untersuchen, wurde geprüft, ob und in welchem Umfang die spätere Verwendung
der Produktion der gleichartigen Ware des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft bei der Analyse
berücksichtigt werden musste.

(169) Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft verkauft die gleichartige Ware sowohl i an unabhängige
Abnehmer als auch ii zur nachgelagerten Weiterverarbeitung zu Formulierungen innerhalb der eige-
nen Unternehmensgruppe (nachstehend „verbundene Einheiten“ genannt). Die Verkäufe an unabhän-
gige Abnehmer wurden als Verkäufe auf dem „freien Markt“ angesehen. Die Verkäufe an verbundene
Einheiten zur nachgelagerten Weiterverarbeitung wurden als Eigenverbrauch angesehen, weil die
Bezugsquelle nicht frei wählbar war.

(170) In Bezug auf die folgenden Wirtschaftsindikatoren für die Lage des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft wurde festgestellt, dass eine aussagekräftige Analyse und Bewertung sich auf die Lage auf dem
freien Markt konzentrieren musste: Verkaufsvolumen und -preise auf dem Gemeinschaftsmarkt,
Marktanteil, Wachstum, Rentabilität, Ausfuhrvolumen und -preise. Sofern möglich und gerechtfertigt,
wurden diese Feststellungen dann mit den Daten über den konzerninternen Absatz verglichen, um zu
einem lückenlosen Bild der Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft zu gelangen.

(171) In Bezug auf die übrigen Wirtschaftsindikatoren ergab die Untersuchung jedoch, dass ihre Unter-
suchung nur unter Berücksichtigung der Gesamttätigkeit vertretbar war. Denn die (konzerninterne
und für den freien Markt bestimmte) Produktion, Produktionskapazität, Kapazitätsauslastung, Inves-
titionen, Lagerbestände, Beschäftigung, Produktivität, Löhne und Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten
hängen von der Gesamttätigkeit ab, ob die Produktion nun konzernintern verbraucht oder auf
dem freien Markt verkauft wird.

(172) Zwei Ausführer fochten die Analyse bezüglich des freien und des konzerninternen Markts an. Ihrer
Meinung nach war sie nicht objektiv im Sinne des Artikels 8 Absatz 2 der Grundverordnung.

(173) Es wird jedoch die Auffassung vertreten, dass in dieser Untersuchung klar zwischen dem freien und
dem konzerninternen Markt differenziert wurde, denn die konzerninternen Abnehmer hatten keine
Substitutionsmöglichkeiten. Aus diesen Gründen muss sich die Analyse im Wesentlichen auf den
freien Markt stützen, da die konzerninternen Verkäufe nicht mit den Verkäufen auf dem freien Markt
konkurrierten und somit durch die subventionierten Einfuhren nicht beeinträchtigt wurden. Bei der
Schadensanalyse wurde der konzerninterne Markt trotz dieser klaren Differenzierung nicht außer
Acht gelassen. Im Gegenteil, die Lage auf beiden Märkten wurde, wie im Folgenden dargelegt, ge-
genüber gestellt, um zu einer objektiven endgültigen Feststellung über die Lage des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft insgesamt zu gelangen. Folglich ist dieses Vorbringen zurückzuweisen.

III. Gemeinschaftsverbrauch

(174) Zur Ermittlung des sichtbaren Gemeinschaftsverbrauchs der betroffenen Ware und der gleichartigen
Ware addierte die Kommission

— die Menge aller von Eurostat ausgewiesenen Einfuhren der betroffenen Ware und der gleichartigen
Ware in die Gemeinschaft,

— die Menge der Verkäufe der vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft hergestellten gleichartigen
Ware in der Gemeinschaft,

— die Menge des Eigenverbrauchs der gleichartigen Ware durch den Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft

— und, auf der Grundlage der in dem Überprüfungsantrag enthaltenen Informationen, die geschätzte
Menge der Verkäufe der gleichartigen Ware durch die anderen bekannten Gemeinschaftshersteller
in der Gemeinschaft.
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Wie aus der nachstehenden Tabelle hervorgeht stieg der Gemeinschaftsverbrauch der betroffenen
Ware und der gleichartigen Ware im Bezugszeitraum um 51 %.

Verbrauch
(in kg) 1999 2000 2001 2002 UZ

Betroffene Ware und gleichartige Ware 2 482 053 3 240 481 3 254 464 3 801 666 3 745 549

Index 100 131 131 153 151

(175) Die indische Regierung und ein Ausführer machten geltend, die vorstehend dargelegten Daten über
den Gemeinschaftsverbrauch hätten weiter aufgeschlüsselt werden müssen, und zwar nach Gemein-
schaftsherstellern sowie nach freiem und konzerninternem Verbrauch. Ferner wurde behauptet, dass
die Zuverlässigkeit der Daten über die nicht zum Wirtschaftszweig der Gemeinschaft gehörenden
Gemeinschaftshersteller nicht geprüft worden sei.

(176) Hierzu ist zu bemerken, dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft aus nur zwei Parteien besteht,
von denen lediglich eine auf dem konzerninternen Markt tätig ist. Daher können die Daten gemäß
Artikel 29 der Grundverordnung (Vertraulichkeit) nicht weiter aufgeschlüsselt werden. In Bezug auf
die Daten über die nicht zum Wirtschaftszweig der Gemeinschaft gehörenden Gemeinschaftshersteller
sei daran erinnert, dass diese Hersteller nicht mitarbeiteten. In Ermangelung anderer verfügbarer
Informationen über ihren Anteil am Gemeinschaftsverbrauch wurden die im Überprüfungsantrag
übermittelten Daten zugrunde gelegt. Zudem übermittelte keine Partei gegenteilige Informationen,
und auch die Prüfung der im Überprüfungsantrag übermittelten Daten ließ keine Zweifel an ihrer
Zuverlässigkeit aufkommen.

IV. Einfuhren der betroffenen Ware in die Gemeinschaft

1. Menge, Preis und Marktanteil der Einfuhren aus Indien

Einfuhren
(in kg) 1999 2000 2001 2002 UZ

Betroffene Ware 36 800 47 400 72 100 101 800 95 200

Index 100 129 196 277 259

(177) Die Einfuhren der betroffenen Ware nahmen mengenmäßig im Bezugszeitraum erheblich zu und
waren im Untersuchungszeitraum der Überprüfung im Vergleich zu 1999 um 159 % gestiegen. Die
Einfuhren nahmen viel schneller zu als der Verbrauch (+ 51 %), die Einfuhren aus anderen Drittlän-
dern als Indien (+ 13 %) und die Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft (+ 80 %) im selben
Zeitraum. Bezüglich des Entwicklungslandstatus Indiens und Artikel 14 Absatz 4 der Grundverord-
nung ergab die Untersuchung, dass die Einfuhren aus Indien im Untersuchungszeitraum der Über-
prüfung erheblich mehr als 4 % der Gesamteinfuhren der gleichartigen Ware in die Gemeinschaft
ausmachten.

Durchschnittl. Einfuhrpreis in EUR/kg 1999 2000 2001 2002 UZ

Betroffene Ware 34,66 33,94 35,51 36,57 35,34

Index 100 98 102 106 102

(178) Der durchschnittliche Einfuhrpreis der betroffenen Ware stieg leicht, erreichte 2002 den höchsten
Stand, und ging danach auf den Stand von 2001 zurück.

Anteil am EG-Markt 1999 2000 2001 2002 UZ

Betroffene Ware 1,5 % 1,5 % 2,2 % 2,7 % 2,5 %

Index 100 99 149 181 171
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(179) Der Anteil der Einfuhren aus Indien am Gemeinschaftsmarkt stieg im Bezugszeitraum um 71 %. Es
wurde geltend gemacht, dass der indexierte Anstieg lediglich 66 % und nicht 71 % betrage. Ausge-
hend von den abgerundeten, in Prozent ausgedrückten Marktanteildaten ist diese Behauptung rein
mathematisch stichhaltig. Der vorstehende Index ist aber dennoch korrekt, weil im Interesse einer
genauen Indexierung die Marktanteilprozentpunkte nicht gerundet wurden. Ersichtlich wird dies aus
einem Vergleich der indexierten Zahlen mit den Prozentpunkten für die Jahre 1999 und 2000.
Außerdem wurde diese Methode einheitlich in allen Tabellen dieser Verordnung angewendet.

2. Preisunterbietung

(180) Im Rahmen der Preisunterbietungsuntersuchung wurden Preisdaten für den Untersuchungszeitraum
der Überprüfung analysiert. Zu diesem Zweck wurden die Verkaufspreise, die der Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft seinen ersten unabhängigen Abnehmern in Rechnung stellte, auf der Stufe ab Werk
mit den Verkaufspreisen, die die indischen ausführenden Hersteller ihren ersten unabhängigen Ab-
nehmern in der Gemeinschaft fakturierten, auf der Stufe cif Gemeinschaftsgrenze, beide abzüglich
Preisnachlässe, Rabatte und Provisionen, verglichen.

(181) Ausgehend von den Antworten auf den Fragebogen konnten für die Zwecke des Vergleichs ausge-
hend von den Warentypen (Amoxicillintrihydrat, Ampicillintrihydrat und Cefalexin) und ihren Dar-
reichungsformen (Pulver oder Tabletten) verschiedene Untertypen der betroffenen Ware und der
gleichartigen Ware definiert werden.

(182) Dann wurde je Untertyp der gewogene durchschnittliche Verkaufspreis des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft mit dem gewogenen durchschnittlichen cif-Einfuhrpreis der ausführenden Hersteller auf
derselben Handelsstufe (Händler/Vertriebsgesellschaften auf dem Gemeinschaftsmarkt) verglichen. Im
Untersuchungszeitraum der Überprüfung wickelten die ausführenden Hersteller praktisch alle Ver-
käufe in die Gemeinschaft über Händler/Vertriebsgesellschaften ab.

(183) Der Vergleich ergab erhebliche Preisunterbietungsspannen, ausgedrückt als Prozentsatz der Verkaufs-
preise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft im Untersuchungszeitraum der Überprüfung. Für die
ausführenden Hersteller beliefen sich diese Spannen den Untersuchungsergebnissen zufolge auf
11,5 % bis 17,1 %. Diese Preisunterbietungsspannen lassen den Schluss zu, dass die Einfuhren aus
Indien auf dem Gemeinschaftsmarkt trotz der Maßnahmen anhaltenden Preisdruck ausübten.

V. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft

1. Produktion, Produktionskapazität und Kapazitätsauslastung

Index 1999 2000 2001 2002 UZ

Produktion 100 121 127 154 160

Produktionskapazität 100 117 123 148 157

Kapazitätsauslastung 100 103 103 104 102

(184) Infolge des stetigen Anstiegs des Gemeinschaftsverbrauchs nahm die Produktion der betroffenen
Ware des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft im Bezugszeitraum kontinuierlich zu. Dieser positive
Trend trat im Untersuchungszeitraum der Überprüfung noch ausgeprägter zu Tage, als einer der
kooperierenden Gemeinschaftshersteller begann, einen zuvor ausschließlich eingeführten Warentyp
selbst herzustellen.

(185) Bei der Produktionskapazität des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft war der gleiche positive Trend
zu beobachten wie bei seiner Produktion. Dies ist zum Teil auf die umfangreichen Investitionen in
eine neue Produktionsanlage zurückzuführen, die ein kooperierender Gemeinschaftshersteller im
Untersuchungszeitraum der Überprüfung tätigte.
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(186) Die Kapazitätsauslastung blieb über den Bezugszeitraum konstant auf einem relativ hohen Niveau.
Eine so hohe Kapazitätsauslastung ist in dieser Art Wirtschaftszweig häufig zu beobachten, weil die
gleichartige Ware im „continuous batch“-Verfahren hergestellt wird und der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft außerdem noch für den Eigenbedarf produziert.

(187) Im Zuge der Unterrichtung behaupteten drei Ausführer, dass die Entwicklung dieser Faktoren nicht
auf eine Schädigung hindeute. Hierzu ist zu bemerken, dass sich die Schlussfolgerung zur Schädigung
nicht auf diese Faktoren stützte.

2. Verkaufsmenge, Verkaufspreis, Marktanteil und Wachstum

a) V e r k ä u f e a u f d e m f r e i e n M a r k t

Verkäufe auf dem freien Markt in der Gemeinschaft 1999 2000 2001 2002 IP

Index Menge 100 170 162 192 180

Index Durchschnittl. Verkaufspreis 100 94 94 94 95

Index Marktanteil 100 130 123 125 120

(188) Aufgrund der günstigen Entwicklung des Gemeinschaftsverbrauchs verkaufte der Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft im Bezugszeitraum auf dem freien Markt immer größere Mengen. Im Bezugszeit-
raum stiegen die Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf dem freien Markt stärker als
der Gemeinschaftsverbrauch. Von 2000 bis zum Untersuchungszeitraum der Überprüfung blieb die
Zunahme der Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf dem freien Markt aber hinter
jener des Gemeinschaftsverbrauchs zurück. Die beträchtliche Zunahme der Verkäufe des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft auf dem freien Markt von 1999 bis 2000 ist hauptsächlich auf die Über-
nahme eines anderen Gemeinschaftsherstellers durch den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft zurück-
zuführen. Dennoch war die Zunahme der Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf dem
freien Markt in der Gemeinschaft im Bezugszeitraum mit 80 % weniger ausgeprägt als jene der
Einfuhren der betroffenen Ware, die im selben Zeitraum um 159 % stiegen.

(189) Die indischen Behörden und vier Ausführer machten geltend, dass die Zunahme der Verkäufe des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft insgesamt eine positive Entwicklung sei und dies gegen das
Vorliegen einer Schädigung spreche. Ferner wurde behauptet, ein relativer Vergleich der Geschäfts-
ergebnisse des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft mit jenen der indischen Ausführer sei irreführend,
weil zwischen den Wettbewerbern erhebliche Größenunterschiede bestünden.

(190) Hierzu ist zu bemerken, dass die Entwicklung der Verkaufsmengen im vorliegenden Fall nicht als
maßgeblicher Faktor für das Ausmaß der erlittenen Schädigung angesehen wurde. Da die Zunahme
der Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft aber weitgehend auf eine Übernahme im Jahr
2000 zurückgeführt werden kann, d. h. es kamen nicht etwa neue Verkäufe, sondern Verkäufe eines
ehemaligen Konkurrenten hinzu, darf sie nicht als Anhaltspunkt dafür angesehen werden, dass der
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft keine Schädigung erlitt. Außerdem ging die Verkaufsmenge des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf dem freien Markt 2001 und im UZ zurück.

(191) Trotz der wachsenden Nachfrage, auf die der Anstieg des Gemeinschaftsverbrauchs hindeutet, sanken
von 1999 bis 2000 die durchschnittlichen Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
auf dem freien Markt. Dies ist ein Anhaltspunkt dafür, dass die Konkurrenten Preisdruck ausübten.
Bis zum Ende des Untersuchungszeitraums der Überprüfung blieben die Preise praktisch konstant auf
dem niedrigeren Niveau, obwohl die Nachfrage weiter stieg.

(192) Die indischen Behörden und drei Ausführer behaupteten, die Preisentwicklung sei als positiv für den
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft zu werten.

(193) Diesem Vorbringen kann nicht gefolgt werden, denn im Bezugszeitraum konnte der Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft zu keiner Zeit nicht schädigende Preise erzielen.

(194) Von 1999 bis 2000 erhöhte der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft seinen Marktanteil um 30 %
zum Nachteil der Marktanteile der anderen Gemeinschaftshersteller und Ausführer in anderen Dritt-
ländern als Indien. Ab 2000 ging der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft zurück
und erreichte im Untersuchungszeitraum der Überprüfung den niedrigsten Stand seit 1999. Gleich-
zeitig stieg der Marktanteil der Einfuhren aus Indien sehr rasch an.
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(195) Ein Ausführer behauptete, dass die Marktanteilverluste des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft 2001
und im UZ gemessen an dem Anstieg im Jahr 2000 unerheblich wären, und wies darauf hin, dass der
Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft im Bezugszeitraum insgesamt gestiegen sei.

(196) Diese Behauptung ist jedoch nicht annehmbar, weil sie sich nicht auf eine Beurteilung der Ent-
wicklung insgesamt, sondern lediglich auf einen Vergleich der Zahl von 1999 mit jener des UZ
stützt und zudem den Ausnahmecharakter des Anstiegs im Jahr 2000 vernachlässigt. Dieser Aus-
führer erläuterte auch nicht, warum diese ganz offensichtlich rückläufige Entwicklung des Anteils des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft am freien Markt ab 2001 nicht als negativ anzusehen war.

(197) In diesem Zusammenhang machten zwei weitere Ausführer geltend, dies sei angesichts der positive-
ren Entwicklung auf dem konzerninternen Markt darauf zurückzuführen, dass sich der Wirtschafts-
zweig der Gemeinschaft ganz bewusst für den rentableren Markt für Formulierungen entschieden
hätte.

(198) Dieses Argument ist nicht annehmbar, da es der Tatsache der gestiegenen Lagerbestände keine
Rechnung trägt, die auf dem freien Markt hätten verkauft werden können.

b) V e r k ä u f e i n n e r h a l b d e r U n t e r n e h m e n s g r u p p e

Konzerninterne Verkäufe in der Gemeinschaft 1999 2000 2001 2002 IP

Index Menge 100 88 124 180 189

Index Durchschnittl. Verkaufspreis 100 102 104 102 99

Index Marktanteil 100 67 95 117 125

(199) Im Bezugszeitraum stiegen die Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf dem freien
Markt um 80 % und jene auf dem konzerninternen Markt um 89 %. Insbesondere ab 2001 ist
eine Expansion des konzerninternen Markts des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft zu beobachten,
während die Lage auf dem freien Markt nahezu unverändert blieb. Diese Entwicklung fiel zeitlich mit
einem starken Anstieg der Einfuhren aus Indien auf dem freien Markt zusammen, was darauf
schließen lässt, dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft die Möglichkeit, zu einem anderen Markt
zu wechseln, zumindest bis zu einem gewissen Grad nutzte, um der direkten Konkurrenz durch die
subventionierten Einfuhren der betroffenen Ware zu Billigpreisen zu entgehen.

(200) Ein Vergleich der Entwicklung der Marktanteile des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf dem
freien Markt und auf dem konzerninternen Markt lässt ein ähnliches Muster erkennen. Dies ist
ebenfalls ein Anhaltspunkt dafür, dass der konzerninterne Markt ab 2001 für den Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft an strategischer Bedeutung gewann.

(201) Während die Preise auf dem freien Markt bereits ab 2000 zurückgingen, war auf dem konzernin-
ternen Markt noch bis 2001 ein leichter Anstieg der Verrechnungspreise zu beobachten. Dabei
handelte es sich aber lediglich um eine Verzögerung, denn ab 2002 sanken die Preise auch auf
dem konzerninternen Markt. Dies lässt sich darauf zurückführen, dass Verrechnungspreise in der
Regel nicht so rasch angepasst werden, weil sie keiner unmittelbaren Konkurrenz ausgesetzt sind.
Aber die Entwicklung der Preise auf dem freien Markt und jene der konzerninternen Verkäufe sind
über den Bezugszeitraum insgesamt vergleichbar.
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3. Lagerbestände

Lagerbestände 1999 2000 2001 2002 UZ

Index 100 74 100 141 161

(202) Die Jahresendbestände des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft gingen im Verhältnis zur Produktion
von 1999 bis 2000 um 26 % zurück, stiegen dann aber zum Ende des Untersuchungszeitraums der
Überprüfung drastisch um mehr als 115 % an. Dieser Anstieg fiel zeitlich mit einer Verdoppelung der
Einfuhren aus Indien zusammen.

(203) Die indische Regierung und vier Ausführer behaupteten, der Anstieg der Lagerbestände sei nicht
außergewöhnlich hoch und somit kein Beweis für eine Schädigung. Außerdem wurden Einwände
gegen die Zugrundelegung von Jahresendbeständen erhoben. Stattdessen wurden als geeignetere
Indikatoren der gleitende Durchschnitt der Bestände oder die Bestände gemessen an der Anzahl
der Verkaufstage vorgeschlagen.

(204) Hierzu ist zu bemerken, dass bei der Quantifizierung der Lagerbestände die übliche Methode der
Gemeinschaft angewandt wurde. Dieser Ansatz ist objektiv und WTO-konform. Die Forderung nach
Anwendung einer anderen Methode wurde nicht mit Beweisen untermauert. Somit ist das Vorbrin-
gen, eine andere Methode anzuwenden, nicht haltbar. Zweitens kann angesichts der geprüften Fakten
nicht in Abrede gestellt werden, dass die Lagerbestände drastisch stiegen.

4. Rentabilität

a) V e r k ä u f e a u f d e m f r e i e n M a r k t

Rentabilität
(Verkäufe auf dem freien Markt in der Gemeinschaft) 1999 2000 2001 2002 UZ

Index – 100 113 239 146 87

(205) Die Rentabilität des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft, ausgedrückt als Nettoumsatzerlöse auf dem
freien Markt, erholte sich nach der Verlustsituation im Jahr 1999 deutlich. Nach der Einführung der
geltenden Maßnahmen im Jahr 1998 stieg die Rentabilität bis 2001, brach dann aber bis zum
Untersuchungszeitraum der Überprüfung ein. Außerdem ist zu bemerken, dass der Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft den Untersuchungsergebnissen zufolge im gesamten Bezugszeitraum nicht in der
Lage war, auch nur die Hälfte der Gewinnspanne in Höhe von 15 % zu erzielen, von der er den
Ergebnissen der Ausgangsuntersuchung zufolge ohne subventionierte Einfuhren hätte ausgehen kön-
nen. Der Entwicklung der Rentabilität und insbesondere ihrem Rückgang seit 2002 wird große
Bedeutung beigemessen, da sie den Umfang der finanziellen Mittel bestimmt, die dem Wirtschafts-
zweig der Gemeinschaft für Investitionen in Forschung und Entwicklung zur Verfügung stehen, die
wiederum erforderlich sind, um Herstellungsverfahren weiter zu verbessern und neue Waren zu
entwickeln.

(206) Die indische Regierung und vier Ausführer nahmen zur Analyse der Rentabilität Stellung. Sie mach-
ten geltend, dass i der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft angemessene Gewinne erzielte, ii die zur
Beseitigung der Schädigung erforderliche Gewinnspanne mit 10 % (vgl. Randnummer 260) zu hoch
sei und 5 % ausreichten, iii der Rentabilitätsrückgang im Wesentlichen auf die Investitionspolitik des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft zurückzuführen sei, iv die Schädigung durch die Anlaufphase bei
einer Partei selbst verursacht worden sei und v die Entwicklung der Rentabilität nach Gemeinschafts-
herstellern hätte aufgeschlüsselt werden müssen.
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(207) Es sei erneut darauf hingewiesen, dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft den Untersuchungs-
ergebnissen zufolge im gesamten Bezugszeitraum nicht in der Lage war, eine angemessene Gewinn-
spanne zu erzielen. Somit stellte der Rückgang ab 2002 lediglich eine Verschlechterung einer bereits
nicht zufrieden stellenden Ausgangslage dar. Darüber hinaus gilt angesichts der besonderen Gege-
benheiten im pharmazeutischen Sektor eine Gewinnspanne von 5 % als nicht ausreichend. Der
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft übermittelte Beweise dafür, dass er bei vergleichbaren Bulk-Waren
Gewinne von über 10 % erzielen kann. Eine solche Gewinnspanne ist erforderlich, damit die Pharma-
industrie auch langfristig über die finanziellen Mittel verfügt, die im Interesse der pharmazeutischen
Innovation mit dem damit einhergehenden hohen wirtschaftlichen Risiko erforderlich sind. Außer-
dem lässt sich die Tatsache, dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft keine angemessenen Ge-
winne erzielte, nicht nur auf seine Investitionspolitik zurückführen. Denn im Bezugszeitraum befand
sich lediglich ein Gemeinschaftshersteller in einer Anlaufphase, aber keine Partei erzielte angemessene
Gewinne. Abgesehen davon ist es gemäß Artikel 29 der Grundverordnung (Vertraulichkeit) nicht
möglich, weitere Einzelheiten offen zu legen.

b) K o n z e r n i n t e r n e V e r k ä u f e

Rentabilität
(konzerninterne Verkäufe in der Gemeinschaft) 1999 2000 2001 2002 UZ

Index 100 482 564 431 325

(208) Bei den konzerninternen Verkäufen lag die Rentabilität zwar auf einem höheren Niveau, entwickelte
sich aber parallel zu jener bei den Verkäufen auf dem freien Markt, d. h. sie stieg bis 2001 und ging
danach kontinuierlich zurück. Die unterschiedlichen Rentabilitätsniveaus können im Wesentlichen
darauf zurückgeführt werden, dass i die Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten (nachstehend
„VVG-Kosten“ genannt) bei konzerninternen Verkäufen niedriger sind, weil keine Marketingkosten
anfallen, und ii die Verrechnungspreise im Vergleich zu den Preisen auf dem freien Markt höher sind.
Wenn bei den konzerninternen Verkäufen keine höheren Gewinne erzielt worden wären, befände
sich der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft insgesamt in einer noch schlechteren finanziellen Lage.

5. Investitionen, Kapitalrendite (RoI), Cashflow und Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten

1999 2000 2001 2002 UZ

Index Investitionen 0 100 300 1 123 351

Index RoI – 100 160 286 161 91

Index Cashflow 100 186 71 160 33

(209) Ab dem Jahr 2000 tätigte der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft kontinuierlich Investitionen in die
Herstellung der gleichartigen Ware. Insbesondere 2002 investierte er erheblich in neue Produktions-
techniken, um wettbewerbsfähig zu bleiben, den Umweltschutz- und den Sicherheitsstandard anzu-
heben und die Produktionskapazität auszubauen.

(210) Von 1999 bis 2001, d. h. nach der Einführung der Maßnahmen, verbesserte sich die RoI. Danach
ging sie aber drastisch zurück. Dies mag zwar zum Teil auf die Anlaufphase einer neuen Produktions-
anlage zurückzuführen sein, aber die infolge des Preisdrucks durch die Konkurrenz nicht zufrieden
stellende Rentabilität trug auch zu dieser Situation bei.

(211) Die Schwankungen im mit den Verkäufen der gleichartigen Ware erwirtschafteten Cashflow im
Bezugszeitraum sind bis zu einem gewissen Grad die Folge der Investitionspolitik des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft in dieser Zeit. Aber der drastische Rückgang des Cashflows von 2002 bis
zum Untersuchungszeitraum der Überprüfung ist nicht nur auf diesen Faktor zurückzuführen. Der
Preisdruck durch die Konkurrenz trug ebenfalls zu der negativen Entwicklung des Cashflows bei.

(212) Bei der Kapitalbeschaffung hatte der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft keine nennenswerten
Schwierigkeiten.
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(213) Nach der Unterrichtung machten die indische Regierung und die Ausführer geltend, dass i die vor-
stehenden Daten nach Gemeinschaftsherstellern hätten aufgeschlüsselt werden müssen, ii die Lage
bezüglich der Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten nicht dafür sprach, dass eine Schädigung vorlag, iii
der Cashflow sich angesichts der Trends von RoI und Rentabilität nicht auf diese Weise entwickelt
haben könne und deshalb neu ermittelt werden müsse und iv die Analyse ohne weitere Beweise
unzureichend sei.

(214) Hierzu ist zu bemerken, dass die Daten gemäß Artikel 29 der Grundverordnung (Vertraulichkeit)
nicht nach den einzelnen Gemeinschaftsherstellern aufgeschlüsselt werden können. Im Zusammen-
hang mit den Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten wurde keine negative Feststellung zur Schädigung
getroffen. Was den Cashflow angeht, so wurde der entsprechende, oben dargelegte Index nach ein-
gehender Überprüfung bestätigt. Und zu der allgemeinen Behauptung, die Analyse der vorgenannten
Faktoren sei unzureichend, ist anzumerken, dass i diese Indikatoren für die Schädigungsfeststellung
nicht allein ausschlaggebend sind und ii dass aus der Stellungnahme nicht hervorgeht, warum eine
weitere Vertiefung noch etwas an dem Gesamtergebnis ändern könne.

6. Beschäftigung, Produktivität und Löhne

1999 2000 2001 2002 UZ

Index Beschäftigung 100 101 101 187 185

Index Produktivität 100 120 127 83 86

Index Löhne 100 103 106 185 178

(215) Die Zahl der im Bereich der gleichartigen Ware Beschäftigten blieb bis 2001 konstant, stieg 2002
aber erheblich, da ein kooperierender Gemeinschaftshersteller eine neue Produktionsanlage in der
Gemeinschaft errichtete. Die Lohngesamtkosten folgten demselben Trend. Die Produktivität je Be-
schäftigten stieg bis 2001, ging danach aber zurück. Dies ist eindeutig auf die Anlaufphase der neuen
Produktionsanlage zurückzuführen. Im Laufe der Untersuchung wurden keine Beweise für einen
Rückgang der Effizienz gefunden.

(216) Die indische Regierung und vier Ausführer behaupteten, dass die Entwicklung bei Beschäftigung,
Produktivität und Löhnen im vorliegenden Fall die Feststellung einer bedeutenden Schädigung nicht
untermauern.

(217) Hierzu ist zu bemerken, dass im Zusammenhang mit der Beschäftigung und der Produktivität kein
solcher Schluss gezogen wurde. Was die Löhne angeht, so stieg lediglich deren Gesamtbetrag. Der
Durchschnittslohn je Beschäftigten ging sogar leicht zurück (vgl. nachstehende Tabelle). Dies zeigt,
dass i je Beschäftigten die Entwicklung nicht positiv war und ii der Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft entschlossen war, seine Kosten möglichst niedrig zu halten.

1999 2000 2001 2002 UZ

Index Löhne je Beschäftigten 100 103 105 99 96

7. Höhe der Subventionen und Erholung von früheren Subventionierungspraktiken

(218) Angesichts der Menge und insbesondere der Preise der subventionierten Einfuhren aus Indien können
die Auswirkungen der tatsächlichen Höhe der Subventionen nicht als unerheblich angesehen werden.

(219) Diesbezüglich behaupteten die indische Regierung und drei Ausführer, dass die Subventionsspannen
zu hoch seien.
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(220) Wie unter den Randnummern 153 und 154 dargelegt, ergab die Untersuchung aber, dass die Höhe
der anfechtbaren Subventionen, wertmäßig ausgedrückt, für die untersuchten ausführenden Hersteller
zwischen 25,3 % und 35,1 % liegt. Somit liegt eindeutig eine bedeutende Subventionierung vor.

(221) Die Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft verbesserte sich im Bezugszeitraum. Allerdings
konnte er sich von früheren Subventionierungspraktiken nicht vollständig erholen und ist weiterhin
anfällig.

VI. Schlussfolgerung zur wirtschaftlichen Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft

(222) Von 1999 bis zum Untersuchungszeitraum der Überprüfung nahm die Menge der subventionierten
Einfuhren der betroffenen Ware mit 159 % erheblich zu und ihr Anteil am Gemeinschaftsmarkt stieg
um 70 %. Diese Entwicklung kontrastiert mit der deutlich ungünstigeren Entwicklung für die Aus-
führer in anderen Ländern und den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft. Die Einfuhren aus anderen
Ländern auf den Gemeinschaftsmarkt stiegen im Bezugszeitraum um nur 7 % und ihr Marktanteil
ging sogar um 29 % zurück. Das Verkaufsvolumen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft stieg um
80 % und sein Marktanteil um 20 % im Bezugszeitraum. Diese positive Entwicklung ist aber weit-
gehend darauf zurückzuführen, dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft 2000 einen anderen
Gemeinschaftshersteller übernahm. Ab 2001 ging der Marktanteil des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft jedoch zurück. Im Einzelnen ergab die Untersuchung, dass der Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft ab 2000 relativ gesehen mit der Zunahme des Gemeinschaftsverbrauchs und der starken
Evolution seiner indischen Konkurrenten nicht Schritt hielt.

(223) Hierzu ist zu bemerken, dass die durchschnittlichen Preise der subventionierten Einfuhren aus Indien
im Bezugszeitraum durchweg unter jenen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft lagen. Und auch
im Untersuchungszeitraum der Überprüfung unterboten die indischen Ausführer die Preise des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft. Die gewogene durchschnittliche Preisunterbietungsspanne bewegte
sich im Untersuchungszeitraum der Überprüfung zwischen 11,5 % und 17,1 %.

(224) Infolge dieses Preisdrucks durch die subventionierten Einfuhren aus Indien war der Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft über den gesamten Bezugszeitraum nicht in der Lage, ein nicht schädigendes
Preisniveau zu erreichen. Obwohl die Rentabilität des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft sich
nach der Einführung der geltenden Maßnahmen zunächst erholte, ging sie ab 2001 wieder zurück
und liegt derzeit deutlich unter dem Niveau von 10 % des Umsatzes, mit dem er ohne subventio-
nierte Einfuhren hätte rechnen können (vgl. Randnummer 260). Nur ein annehmbares Rentabilitäts-
niveau wird es dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft ermöglichen, auf Dauer existenzfähig zu
bleiben.

(225) Diese negative Entwicklung für den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft spiegelt sich auch in den
Trends von RoI und Cashflow.

(226) Zu den konzerninternen Verkäufen ist zu bemerken, dass die Möglichkeit des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft, einen Teil seiner Produktion konzernintern zu verkaufen, ihm Gelegenheit bot, eine
hohe Kapazitätsauslastung aufrechtzuerhalten. Eine hohe Kapazitätsauslastung trägt aufgrund von
Größenvorteilen zur Senkung der Produktionskosten bei. Außerdem wichen die Trends bei Verkaufs-
mengen, Preisen und Marktanteilen auf dem freien und dem konzerninternen Markt nicht nennens-
wert voneinander ab. Wenn bei den konzerninternen Verkäufen keine höheren Gewinne erzielt
worden wären, befände sich der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft in einer noch schlechteren
finanziellen Lage. Somit trug der konzerninterne Verbrauch nicht zu der Schädigung bei. Im Gegen-
teil, ohne den konzerninternen Markt wäre der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft womöglich noch
schwerer geschädigt worden.

(227) Zwei Ausführer fochten die Schlussfolgerung an, dass die konzerninternen Verkäufe nicht zur Schä-
digung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft beigetragen hätten, weil die konzerninternen Preise
angeblich nicht zuverlässig seien, d. h. die Rentabilität bei den konzerninternen Verkäufen künstlich
angehoben werde.

(228) Die höhere Rentabilität auf dem konzerninternen Markt war jedoch nicht auf höhere Verrechnungs-
preise, sondern insbesondere auf niedrigere VVG-Kosten zurückzuführen (vgl. Randnummer 208).
Außerdem trägt diese Behauptung etwaigen Größenvorteilen nicht Rechnung. Somit entkräftet sie die
Schlussfolgerung nicht, dass die konzerninternen Verkäufe nicht zur Schädigung beitrugen.
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(229) Aufgrund der vorstehenden Feststellungen wird bestätigt, dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
eine bedeutende Schädigung im Sinne des Artikels 8 Absatz 1 der Grundverordnung erlitt. Es sei
daran erinnert, dass gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Grundverordnung für die Feststellung des Vor-
liegens einer bedeutenden Schädigung nicht notwendigerweise alle Wirtschaftsindikatoren für den
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft negativ sein müssen. Zudem sind nicht alle Wirtschaftsindikato-
ren gleichermaßen zu gewichten. Die Rentabilität ist aber einer der wichtigsten Wirtschaftsindikato-
ren, da Gewinne das übergeordnete Ziel einer jeden wirtschaftlichen Unternehmung sind. Im vor-
liegenden Fall wurde eine nur unzureichende Rentabilität festgestellt. Ein weiterer wichtiger Schadens-
indikator mit maßgeblichen Auswirkungen auf die Rentabilität sind die Preise. Aufgrund des Preis-
drucks von außen, der hauptsächlich von den stark subventionierten Einfuhren aus Indien ausging,
war der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft im gesamten Bezugszeitraum nicht in der Lage, auf dem
freien Markt ein nicht schädigendes Preisniveau zu erreichen.

VII. Auswirkungen der subventionierten Einfuhren

(230) Im Jahr 2000 büßte Indien höchstwahrscheinlich infolge der Einführung von Maßnahmen vorüber-
gehend seinen Platz als zweitgrößter Ausführer auf dem Gemeinschaftsmarkt ein, während omanische
Ausführer Marktanteile eroberten. Seither haben die indischen Ausführer diesen Platz nicht nur
wieder zurückerobert, sondern standen im Untersuchungszeitraum der Überprüfung als größter Aus-
führer in der Gemeinschaft sogar an erster Stelle.

(231) Dieser Anstieg in der Menge subventionierter Einfuhren aus Indien, insbesondere ab 2002, fiel
zeitlich mit einem Rückgang der Rentabilität des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft um rund
36 % im Vergleich zu 2001 zusammen. Den Untersuchungsergebnissen zufolge errichtete ein Ge-
meinschaftshersteller eine neue Anlage und befand sich in einer Anlaufphase, was sich unter Um-
ständen auf seine Rentabilität in jener Zeit auswirkte. Die Untersuchung ergab aber auch, dass der
andere Gemeinschaftshersteller, der sich nicht in einer Anlaufphase befand, mit einem erheblichen
Rückgang seiner Rentabilität konfrontiert war, die im Vergleich zu 2001 um 17 % sank und sich im
Untersuchungszeitraum der Überprüfung noch weiter verschlechterte. Außerdem war der Wirtschafts-
zweig der Gemeinschaft, wie unter Randnummer 207 erwähnt, im gesamten Bezugszeitraum nicht in
der Lage, ein nicht schädigendes Preisniveau zu erreichen. Im Gegenteil, ab 2002 musste der Wirt-
schaftszweig der Gemeinschaft erneut seine Preise nach unten anpassen, um seinen Marktanteil halten
zu können.

(232) Nach der Unterrichtung behaupteten drei Ausführer, dass der Anteil der indischen Einfuhren am
Gemeinschaftsmarkt (2,5 % im UZ) und ihr Volumen im Verhältnis zu den Gesamteinfuhren (8,4 %
im UZ), die beide im Vergleich zu 2002 etwas niedriger waren, insbesondere angesichts des größeren
Marktanteils des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft zu gering und unbedeutend seien, um sich
schädigend auswirken zu können. Ferner sei eine Analyse in relativen Zahlen irreführend, weil das
Ausgangsniveau Indiens 1999 mit einem Marktanteil von 1,5 % und einer Einfuhrmenge von 3,7 %
sehr niedrig war.

(233) Hierzu ist zu bemerken, dass Indiens Marktanteil und auch seine Ausfuhrmenge im UZ deutlich über
den in Artikel 10 Absatz 11 und Artikel 14 Absatz 4 der Grundverordnung festgelegten Geringfü-
gigkeitsschwellen lagen und somit durchaus ursächliche Auswirkungen haben konnten. Gemäß Arti-
kel 8 Absatz 6 der Grundverordnung können entweder das Einfuhrvolumen oder aber das Preis-
niveau der subventionierten Einfuhren ursächliche Auswirkungen haben. Im vorliegenden Fall sind es
eindeutig die Auswirkungen des Preisniveaus. Wie bereits die Ausgangsuntersuchung ergeben hatte,
ist die untersuchte Ware, ein Rohstoff in Bulk-Form, äußerst preisempfindlich und reagiert rasch auf
jeglichen Druck nach unten. In solchen Fällen können bereits kleine Mengen die Preise auf dem
Markt beeinflussen. Und tatsächlich waren es die indischen Preise, die im Bezugszeitraum im Durch-
schnitt für den Preisdruck maßgeblich waren.

(234) Daher wurde bestätigt, dass sich die subventionierten Einfuhren aus Indien während des Bezugs-
zeitraums äußerst negativ auf die Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft und insbesondere auf
seine Rentabilität auswirkten.
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VIII. Auswirkungen anderer Faktoren

1. Einfuhren aus anderen Drittländern

Einfuhren aus anderen Drittländern 1999 2000 2001 2002 UZ

Menge (kg)

Indien 36 800 47 400 72 100 101 800 95 200

Index 100 129 196 277 259

Oman 77 400 119 700 85 100 88 400 93 500

Index 100 155 110 114 121

USA 11 100 2 800 16 600 106 300 70 000

Index 100 25 149 932 631

China 0 3 900 21 800 75 600 63 000

Index 0 100 559 1 938 1 615

Südkorea 19 800 75 300 40 200 54 500 45 000

Index 100 380 203 275 227

Singapur 0 4 600 128 300 62 700 37 700

Index 0 100 2 789 1 363 820

Durchschnittlicher Einfuhrpreis (EUR/kg)

Indien 34,66 33,94 35,51 36,57 35,34

Index 100 98 102 106 102

Oman 36,10 36,21 39,30 39,15 38,34

Index 100 100 109 108 106

USA 74,87 115,35 108,90 101,40 48,74

Index 100 154 145 135 65

China 0,00 188,97 116,06 68,22 58,59

Index 0 100 61 36 31

Südkorea 34,84 37,52 37,66 45,59 48,06

Index 100 108 108 131 138

Singapur 0,00 76,88 57,47 57,47 51,28

Index 0 100 75 75 67

(235) Die Einfuhren der fraglichen Ware aus anderen Ländern als Indien stiegen von 1999 bis zum
Untersuchungszeitraum der Überprüfung um nur 7 % und damit deutlich weniger als der Verbrauch
in der Gemeinschaft. Von diesen Ländern sind Oman, die USA, China, Südkorea und Singapur die
wichtigsten Lieferanten für den Gemeinschaftsmarkt. Die durchschnittlichen Preise der Einfuhren aus
diesen Ländern lagen erheblich über jenen der Einfuhren aus Indien und, mit Ausnahme der omani-
schen Preise, auch jener des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft. Die Preise der Einfuhren aus Oman
sind mit jenen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft vergleichbar, aber Omans Marktanteil stieg im
Verlauf des Bezugszeitraums deutlich weniger als jener der anderen Drittländer.
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(236) Nach der Unterrichtung machten die indischen Behörden und zwei Ausführer geltend, dass der für
die Einfuhren aus Indien geltende Ausgleichszoll bei dem Vergleich der durchschnittlichen Verkaufs-
preise hätte berücksichtigt werden müssen. Würde der Ausgleichszoll berücksichtigt, wären das
indische und das omanische Preisniveau praktisch vergleichbar. Außerdem wurde behauptet, dass
die durchschnittlichen Preise der Einfuhren aus bestimmten Drittländern (USA und China) im Be-
zugszeitraum erheblich zurückgingen, während die Preise der Einfuhren aus Indien stiegen. Ein
weiterer Ausführer brachte vor, dass dem mengenmäßigen Rückgang der Einfuhren aus Indien von
2002 bis zum Untersuchungszeitraum der Überprüfung im Rahmen der Analyse nicht ordnungsge-
mäß Rechnung getragen worden sei, dass andere Drittländer die Hauptzulieferer und die durch-
schnittlichen Preise der Einfuhren aus Südkorea und jene der Einfuhren aus Indien von 1999 bis
2001 vergleichbar seien.

(237) Bezüglich des geltenden Ausgleichszolls ist festzuhalten, dass für die überwiegende Mehrheit der
Einfuhren aus Indien entweder ein Zollsatz von 0 oder aber ein so niedriger Zollsatz galt, dass selbst
die Preise frei Bestimmungsort noch unter dem Durchschnittsniveau der omanischen Preise lagen.
Folglich übten die Einfuhren aus Oman im Durchschnitt keinen so starken Druck auf die Preise aus.
Auch die Preise der Einfuhren aus den übrigen Drittländern lagen im Bezugszeitraum im Durch-
schnitt über jenen der Einfuhren aus Indien — erneut ein eindeutiger Hinweis darauf, dass der
Preisdruck in erster Linie von den Einfuhren aus Indien ausging. Was die Mengen angeht, so trifft
es zu, dass im Verlauf des Bezugszeitraums nicht nur aus Indien bedeutende Mengen eingeführt
wurden. Allerdings galten nur für Indien Maßnahmen. Dies wirkte sich naturgemäß auf die Handels-
ströme der betroffenen Ware aus. Außerdem stiegen die Einfuhren aus Indien trotz der Maßnahmen
ab 2001 drastisch, so dass Indien seinen Platz als zweitgrößter Ausführer 2002 zurückerobern und
im UZ sogar zum größten Ausführer avancieren konnte. Deshalb zeigte der leichte Rückgang der
Einfuhren aus Indien zwischen 2002 und dem UZ keine Auswirkungen auf den Markt, auf dem die
indische Preispolitik in zunehmendem Maße griff. Folglich kann diesen Argumenten nicht gefolgt
werden. Daher wurde bestätigt, dass die Einfuhren aus anderen Drittländern als Indien nicht in einem
solchen Maße zur Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft beitrugen, das den ursäch-
lichen Zusammenhang zwischen den subventionierten Einfuhren aus Indien und der Schädigung des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft entkräftet hätte.

2. Entwicklung des Gemeinschaftsverbrauchs

(238) Im Bezugszeitraum stieg der Verbrauch der untersuchten Ware auf dem Gemeinschaftsmarkt um
51 %. Daher lässt sich die Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft nicht auf einen
Nachfragerückgang auf dem Gemeinschaftsmarkt zurückführen.

3. Ausfuhrtätigkeit des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft

(239) Im Bezugszeitraum stiegen die Ausfuhren des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft um 16 %. Die
Ausfuhrpreise des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft lagen im Durchschnitt 10 % bis 15 % über
den Verkaufspreisen in der Gemeinschaft. Folglich konnte die Ausfuhrtätigkeit des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft nicht zu seiner Schädigung beitragen.

(240) Diesbezüglich behaupteten die indischen Behörden und ein Ausführer, dass die Unternehmen des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft in ihren Antworten auf den Fragebogen scharfe Konkurrenz
durch indische Wettbewerber auf Drittlandsmärkten geltend machten, aufgrund deren sie niedrige
Preise und Marktanteilverluste in Drittländern hinnehmen mussten, was prima facie der vorstehenden
Feststellung widerspräche. Ausgehend von dieser Einschätzung des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft läge folglich keine Schädigung auf dem Gemeinschaftsmarkt vor bzw. bestünde kein ursächli-
cher Zusammenhang mit den Einfuhren aus Indien.

(241) Hierzu ist zu bemerken, dass angesichts des Wachstums auf dem Weltmarkt für Breitbandantibiotika
kein Widerspruch besteht zwischen einem etwaigen Rückgang der Ausfuhrpreise und Marktanteil-
verlusten des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft in Drittländern und der Tatsache, dass das Volu-
men der entsprechenden Ausfuhren gestiegen war und die Ausfuhrpreise über den Verkaufspreisen
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft in der Gemeinschaft lagen. Der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft hätte ohne subventionierte Billigausfuhren aus Indien auf Drittlandsmärkten mit seinen
Ausfuhren zwar bessere Ergebnisse erzielen können, dies ist aber kein Beweis dafür, dass er wegen
seiner Ausfuhrtätigkeit nicht einer schädigenden Preiskonkurrenz auf dem Gemeinschaftsmarkt aus-
gesetzt war, deren Hauptursache die subventionierten Billigausfuhren aus Indien waren. Deshalb ist
das Argument zurückzuweisen.
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4. Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft

(242) Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft ist, wie sein Marktanteil zeigt, ein wichtiger Wettbewerber für
die untersuchte Ware und hat kontinuierlich Investitionen getätigt, um seine Produktion auf dem
modernsten Stand zu halten. Der Rückgang der in Kilogramm je Beschäftigten gemessenen Produk-
tivität ab 2002 ist ausschließlich auf die Anlaufphase einer neuen Produktionsanlage eines Gemein-
schaftsherstellers zurückzuführen. Sie war daher nur vorübergehender Natur. Folglich wurde kein
Beweis dafür gefunden, dass die Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft durch man-
gelnde Wettbewerbsfähigkeit und nicht durch die Einfuhren aus Indien verursacht wurde.

5. Eigenverbrauch

(243) Wie unter Randnummer 226 erwähnt, trug der konzerninterne Verbrauch nicht zu der Schädigung
bei. Im Gegenteil, ohne den konzerninternen Absatz wäre der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
womöglich noch schwerer geschädigt worden.

G. WAHRSCHEINLICHKEIT EINES ANHALTENS ODER WIEDERAUFTRETENS DER SCHÄDIGUNG

(244) Gemäß Artikel 18 Absatz 2 der Grundverordnung wurde untersucht, ob im Falle des Außerkraft-
tretens der geltenden Maßnahmen ein Anhalten oder Wiederauftreten der Schädigung wahrscheinlich
war.

(245) Wie unter den Randnummern 161 bis 243 dargelegt, ergab die Untersuchung, dass der Wirtschafts-
zweig der Gemeinschaft im Untersuchungszeitraum der Überprüfung trotz der geltenden Maßnahmen
weiterhin geschädigt wurde und dass diese Schädigung durch die subventionierten Einfuhren der
betroffenen Ware verursacht wurde. Die im Rahmen dieser Untersuchung festgestellte Schadensbe-
seitigungsschwelle liegt zwischen 17,3 % und 48,1 % und damit über jener in der Ausgangsunter-
suchung (zwischen 12,6 % und 28,9 %), obwohl bei dieser Überprüfung die vertretbare Gewinn-
spanne für den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft im Vergleich zu jener in der Ausgleichsunter-
suchung um ein Drittel niedriger angesetzt wurde (vgl. Randnummer 260). Zudem ergab die Unter-
suchung, dass es in Indien trotz der Inlandsverkäufe und Ausfuhren in andere Länder immer noch
beträchtliche ungenutzte Produktionskapazitäten für die untersuchte Ware gibt, und zwar insbeson-
dere bei den Ausführern, für deren Ausfuhren in die Gemeinschaft relativ hohe Zollsätze gelten.
Deshalb wurde die Schlussfolgerung als vertretbar erachtet, dass im Falle des Außerkrafttretens der
Maßnahmen die subventionierten Billigeinfuhren aus Indien weiter zunähmen und die Schädigung
somit wahrscheinlich anhielte.

(246) Angesichts der Feststellung, dass die bedeutende Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
durch die subventionierten Einfuhren trotz der geltenden Maßnahmen anhält, erübrigte sich die
Untersuchung der Wahrscheinlichkeit eines Wiederauftretens der Schädigung.

H. INTERESSE DER GEMEINSCHAFT

I. Einleitung

(247) Es wurde geprüft, ob zwingende Gründe für den Schluss sprachen, dass die Einführung von Maß-
nahmen in diesem besonderen Fall dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderliefe. Zu diesem Zweck
wurde gemäß Artikel 31 Absatz 1 der Grundverordnung geprüft, welche Auswirkungen die Maß-
nahmen auf alle von der Untersuchung betroffenen Parteien haben könnten. Um feststellen zu
können, ob die Aufrechterhaltung der Maßnahmen im Interesse der Gemeinschaft liegt, wurden
Fragebogen an Verwender und Einführer der betroffenen Ware und an Lieferanten von Rohstoffen
für die Herstellung der gleichartigen Ware gesandt.
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II. Interesse des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft

(248) Wie bereits dargelegt steigerte der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft die Herstellung der gleich-
artigen Ware kontinuierlich. Dies wurde durch die konstante Zunahme der Investitionen durch den
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft ermöglicht, der seine Wettbewerbsfähigkeit aufrechterhalten
wollte, da er zu den Hauptwettbewerbern für die untersuchte Ware zählt. Es sei daran erinnert,
dass der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft im Untersuchungszeitraum der Überprüfung seine Pro-
duktionsfazilitäten ausbaute, indem er eine neue Anlage in der Gemeinschaft errichtete und Pläne für
die Errichtung einer weiteren Anlage in der Gemeinschaft ausarbeitete. Diese kontinuierlichen Inves-
titionen des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft werden insbesondere durch die wegen des anhalten-
den Preisdrucks durch die Einfuhren der betroffenen Ware aus Indien in die Gemeinschaft nicht
zufrieden stellende Entwicklung seiner Rentabilität unterminiert.

Ohne Maßnahmen zum Ausgleich der Auswirkungen der subventionierten Einfuhren wird der Wirt-
schaftszweig der Gemeinschaft wahrscheinlich weiterhin mit Preisunterbietungen und folglich Preis-
druck mit allen nachteiligen Auswirkungen auf Rentabilität, RoI und Cashflow konfrontiert werden.
Auf lange Sicht könnte dies sogar die Existenzfähigkeit des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
gefährden. Folglich läge ein Außerkrafttreten der Maßnahmen nicht im Interesse des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft.

III. Interesse der Einführer/Händler

(249) Alle 19 der Kommission bekannten Einführer/Händler der betroffenen Ware erhielten Fragebogen, es
ging aber nur eine Antwort ein. Zu den wahrscheinlichen Auswirkungen einer Aufrechterhaltung der
Maßnahmen auf seine Tätigkeit nahm der kooperierende Einführer jedoch nicht Stellung. Aus den
übermittelten Informationen geht hervor, dass die Einführer/Händler in der Gemeinschaft die unter-
suchte Ware aus den verschiedensten Quellen beziehen. Da zwischen den Einfuhren aus Indien und
der aus anderen Quellen bezogenen Ware keine grundlegenden Qualitätsunterschiede bestehen, dürf-
ten die Einführer/Händler in der Gemeinschaft im Falle einer Aufrechterhaltung der Maßnahmen die
Ware ohne weiteres aus verschiedenen anderen Quellen beziehen können. Außerdem handelt der
kooperierende Einführer noch mit einer Vielzahl anderer Waren, so dass seine Existenzfähigkeit nicht
allein von der betroffenen Ware abhängt. Seine Verkäufe der betroffenen Ware stiegen im Bezugs-
zeitraum zwar erheblich (auf das Siebenfache), aber auf diese Verkäufe entfällt nur ein kleiner Teil
seines Umsatzes (ca. 1,4 % im Untersuchungszeitraum der Überprüfung). Der Einführer machte auch
nicht geltend, dass eine Aufrechterhaltung der Maßnahmen Auswirkungen auf die Beschäftigung
hätte, da die Einfuhr keine arbeitsintensive Tätigkeit ist.

(250) Die Einführer/Händler befürworten die Maßnahmen zwar unter Umständen nicht, aber die verfügba-
ren Informationen rechtfertigen die Schlussfolgerung, dass dieses etwaige Interesse am Außerkraft-
treten der Maßnahmen das reale Interesse des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft an einem weiteren
Ausgleich der unter Randnummer 248 dargelegten unlauteren und schädigenden indischen Handels-
praktiken nicht aufwiegt.

IV. Interesse der Zulieferer

(251) Um die wahrscheinlichen Auswirkungen einer Aufrechterhaltung der Ausgleichsmaßnahmen auf die
Zulieferer des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft zu beurteilen, wurden allen bekannten Lieferanten
Fragebogen zugesandt. Insgesamt wurden sechs Fragebogen versandt, und es gingen zwei Antworten
ein. Diese Zulieferer, die den Wirtschaftszweig der Gemeinschaft insbesondere mit Glukose und
Dextrose versorgen, sprachen sich für eine Aufrechterhaltung der Maßnahmen aus. Der Wirtschafts-
zweig der Gemeinschaft zählt zwar nicht zu den wichtigsten Abnehmern dieser Zulieferer, aber der
entsprechende Geschäftsbereich trägt dennoch zur Beschäftigung und Rentabilität der Zulieferer bei.
Wenn der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft die Produktion der gleichartigen Ware zurückfahren
oder gar einstellen würde, wären diese vorteilhaften Geschäftsbeziehungen gefährdet.

(252) Daher wird, auch in Ermangelung gegenteiliger Informationen, der Schluss gezogen, dass eine Auf-
rechterhaltung der Maßnahmen im Interesse der Zulieferer läge.
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V. Interesse der Verwender

(253) Auch den fünf bekannten Gemeinschaftsverwendern der betroffenen Ware, bei denen es sich um
Pharmaunternehmen handelt, wurden Fragebogen übermittelt. Neben anderen Informationen forderte
die Kommission von diesen Unternehmen Stellungnahmen dazu an, ob eine Aufrechterhaltung der
geltenden Maßnahmen im Interesse der Gemeinschaft läge und wie sich dies auf sie auswirken würde.
Es gingen aber keine Antworten auf den Fragebogen und somit keine Stellungnahmen ein. Da die
Verwender die untersuchte Ware nicht nur aus Indien, sondern auch aus anderen Quellen beziehen
konnten, und in Ermangelung jeglicher Informationen über die wirtschaftlichen Auswirkungen der
Maßnahmen auf die Verwender (Beschäftigung, Rentabilität, Investitionspolitik usw.) konnten keine
zwingenden Gründe dafür festgestellt werden, dass eine Aufrechterhaltung der Maßnahmen dem
Interesse der Verwender zuwiderliefe.

(254) Obwohl die Verwender — trotz ihres Stillschweigens — die Maßnahmen zwar unter Umständen
nicht befürworten, rechtfertigen die von den kooperierenden interessierten Parteien zur Verfügung
gestellten Informationen die Schlussfolgerung, dass ihr etwaiges Interesse am Außerkrafttreten der
Maßnahmen das reale Interesse des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft an einem weiteren Ausgleich
der unter Randnummer 248 dargelegten unlauteren und schädigenden indischen Handelspraktiken
nicht aufwiegt.

(255) Ein Ausführer behauptete, die Interessen der Verbraucher in der Gemeinschaft seien nicht ordnungs-
gemäß berücksichtigt worden, so dass die Untersuchung des Gemeinschaftsinteresses nicht uneinge-
schränkt mit Artikel 31 der Grundverordnung im Einklang stehe. Angeblich könnten die Interessen
der Verbraucher nachteilig beeinflusst werden, wenn die Hersteller von Formulierungen etwaige
Preiserhöhungen infolge gestiegener Kosten bei der Herstellung der fertigen Darreichungsformen
weitergäben.

(256) Hierzu ist zu bemerken, dass keine Verbraucherorganisation im Laufe dieser Untersuchung Stellung
nahm. Außerdem sind die Verbraucher in der Gemeinschaft in der Regel krankenversichert. Es liegen
keine stichhaltigen Beweise dafür vor, dass sich eine angebliche Erhöhung der Kosten bestimmter
Antibiotikaformulierungen in nennenswertem Maße nachteilig auf die Krankenversicherungsprämien
auswirkte. Zudem ist nicht klar, in welchem Ausmaß die Hersteller bestimmter Antibiotikaformulie-
rungen, d. h. die Verwender, Kostenerhöhungen weitergeben können. Deshalb konnten keine zwin-
genden Gründe dafür festgestellt werden, dass eine Aufrechterhaltung der Maßnahmen dem Interesse
der Verbraucher zuwiderliefe.

VI. Schlussfolgerung

(257) Die Prüfung aller auf dem Spiel stehenden Interessen ergab, dass bei Betrachtung des Gemeinschafts-
interesses insgesamt kein Einzelinteresse mehr Gewicht hat als das Interesse des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft an der Aufrechterhaltung der Maßnahmen. Im Falle der Aufrechterhaltung der Maß-
nahmen dürfte der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft seine Rentabilität auf ein angemessenes Niveau
anheben und sein Investitionsprogramm in der Gemeinschaft fortsetzen können, was sich positiv auf
Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit auswirken wird. Auf der anderen Seite ergaben die ver-
fügbaren Informationen keine Anhaltspunkte für etwaige entgegengesetzte Interessen anderer be-
troffener Gemeinschaftsparteien (Einführer/Händler, Zulieferer, Verwender und Verbraucher), die
das Interesse des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft aufwiegen.

I. AUSGLEICHSMASSNAHMEN

(258) In Anbetracht der Schlussfolgerungen zum Anhalten der Subventionierung, zur Schädigung und zum
Gemeinschaftsinteresse sollten die Ausgleichsmaßnahmen gegenüber den Einfuhren der betroffenen
Ware aus Indien aufrechterhalten werden. Die Höhe dieser Maßnahmen wurde unter Berücksichti-
gung der für den Untersuchungszeitraum der Überprüfung festgestellten Höhe der Subventionen und
des für die Beseitigung der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft erforderlichen Betrags
festgesetzt.

I. Schadensbeseitigungsschwelle

(259) Die zur Beseitigung der Schädigung erforderliche Preiserhöhung wurde je Unternehmen anhand eines
Vergleichs des gewogenen durchschnittlichen Einfuhrpreises der betroffenen Ware mit dem nicht
schädigenden Preis der vom Wirtschaftszweig der Gemeinschaft auf dem Gemeinschaftsmarkt ver-
kauften gleichartigen Ware ermittelt. Die Differenz wurde als Prozentsatz des cif-Einfuhrwertes aus-
gedrückt.
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(260) Der nicht schädigende Preis wurde anhand der gewogenen durchschnittlichen Produktionskosten des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft zuzüglich einer Gewinnspanne von 10 % ermittelt. Diese Ge-
winnspanne, die nur zwei Drittel der in der Ausgangsuntersuchung zugrunde gelegten Spanne beträgt
(vgl. Randnummer 205), spiegelt die Gewinnspanne wider, die der Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft mit vergleichbaren, keiner unlauteren Konkurrenz ausgesetzten Waren erzielen könnte. Ange-
sichts des scharfen Wettbewerbs wurde diese Gewinnspanne und nicht die in der Ausgangsunter-
suchung festgesetzte Gewinnspanne von 15 % als angemessenes und vertretbares Minimum ange-
sehen. Sie würde es dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft ermöglichen, im Interesse seiner Wett-
bewerbsfähigkeit weiter in Forschung und Entwicklung zu investieren.

II. Art und Höhe der Maßnahmen

(261) Da keine besonderen Umstände vorliegen, wurde die Einführung der Standardzollart, d. h. eines
Wertzolls, als angemessen erachtet.

(262) Was die Höhe des Zolls angeht, so war die Höhe der Subvention im Falle der vier kooperierenden
Ausführer höher als die Schadensbeseitigungsschwelle. Somit wurde für die Einfuhren dieser vier
Ausführer gemäß Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung der niedrigere Zoll in Höhe der Scha-
densbeseitigungsschwelle für die Beseitigung der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft
als ausreichend angesehen. Für die Einfuhren von diesen Ausführern sollten Zollsätze in Höhe von
17,3 % bis 30,3 % festgesetzt werden. Bei den anderen drei Ausführern überstieg die Schadensbeseiti-
gungsschwelle die Höhe der festgestellten Subventionen, so dass sich die Maßnahmen für jene drei
Ausführer auf letztere stützen sollten. Für die Einfuhren von diesen Ausführern sollten Zollsätze in
Höhe von 25,3 % bis 32 % festgesetzt werden. Angesichts der Tatsache, dass die Mitarbeit der
indischen Ausführer hoch war (über 80 %), sollte der Zollsatz für alle übrigen Unternehmen in
Höhe des höchsten unternehmensspezifischen Zollsatzes, d. h. 32 %, festgesetzt werden.

(263) Die in dieser Verordnung festgesetzten unternehmensspezifischen Ausgleichszollsätze spiegeln die
Lage wider, die im Rahmen der Überprüfung für die kooperierenden Ausführer festgestellt wurde.
Sie gelten somit ausschließlich für die Einfuhren der von diesen Unternehmen hergestellten betroffe-
nen Ware. Einfuhren der betroffenen Ware, die andere, nicht im verfügenden Teil dieser Verordnung
genannte Unternehmen einschließlich der mit den ausdrücklich genannten Unternehmen verbunde-
nen Unternehmen herstellen, unterliegen nicht diesen individuellen Zollsätzen, sondern dem für „alle
übrigen Unternehmen“ geltenden Zollsatz.

(264) Etwaige Anträge auf Anwendung dieser unternehmensspezifischen Ausgleichszollsätze (z. B. infolge
einer Umfirmierung des betreffenden Unternehmens oder nach Gründung neuer Produktions- oder
Verkaufseinheiten) sind umgehend unter Beifügung aller relevanten Informationen an die Kommis-
sion zu richten (1). Beizufügen sind insbesondere Informationen über etwaige Änderungen der Unter-
nehmenstätigkeit in den Bereichen Produktion, Inlandsverkäufe, Ausfuhrverkäufe im Zusammenhang
mit z. B. der Umfirmierung oder der Gründung von Produktions- und Verkaufseinheiten. Sofern
erforderlich, wird die Verordnung dann nach Konsultationen im Beratenden Ausschuss entsprechend
geändert und die Liste der Unternehmen, für die unternehmensspezifische Zollsätze gelten, aktuali-
siert —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Auf die Einfuhren von Amoxicillintrihydrat, Ampicillintrihydrat und Cefalexin, nicht dosiert oder in
Aufmachungen für den Einzelverkauf, der KN-Codes ex 2941 10 10 (TARIC-Code 2941 10 10 10),
ex 2941 10 20 (TARIC-Code 2941 10 20 10) und ex 2941 90 00 (TARIC-Code 2941 90 00 30) mit Ur-
sprung in Indien wird ein endgültiger Ausgleichszoll eingeführt.
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(2) Für die von den nachstehend genannten Unternehmen in Indien hergestellten Einfuhren gelten
folgende Zollsätze auf den Nettopreis frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt:

— 17,3 % für KDL Biotech Ltd., Mumbai (TARIC-Zusatzcode: A580),

— 28,1 % für Nectar Lifesciences Ltd., Chandigarh (TARIC-Zusatzcode: A581),

— 25,3 % für Nestor Pharmaceuticals Ltd., Neu-Delhi (TARIC-Zusatzcode: A582),

— 30,3 % für Ranbaxy Laboratories Ltd., Neu-Delhi (TARIC-Zusatzcode: 8221),

— 28,1 % für Torrent Gujarat Biotech Ltd., Ahmedabad (TARIC-Zusatzcode: A583),

— 28,1 % für Surya Pharmaceuticals Ltd., Chandigarh (TARIC-Zusatzcode: A584),

— 32 % für alle übrigen Unternehmen (TARIC-Zusatzcode: 8900).

(3) Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden Zollvorschriften Anwendung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 10. Mai 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. KRECKÉ
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VERORDNUNG (EG) Nr. 714/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf Ar-
tikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im An-
hang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 12. Mai 2005 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 103,2
204 77,1
212 122,7
999 101,0

0707 00 05 052 128,0
204 64,6
999 96,3

0709 90 70 052 91,3
204 35,2
999 63,3

0805 10 20 052 39,4
204 45,1
212 59,6
220 51,6
388 69,2
400 43,4
624 54,2
999 51,8

0805 50 10 052 49,0
382 61,5
388 62,9
528 55,0
624 64,2
999 58,5

0808 10 80 388 88,6
400 135,3
404 114,3
508 67,3
512 78,0
524 70,3
528 71,8
720 70,8
804 108,5
999 89,4

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) NR. 715/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Eröffnung und Verwaltung eines Zollkontingents für gefrorenes Rindfleisch des KN-Codes 0202
und Erzeugnisse des KN-Codes 0206 29 91 (1. Juli 2005 bis 30. Juni 2006)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Rind-
fleisch (1), insbesondere auf Artikel 32 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Liste CXL des WTO ist die Gemeinschaft
verpflichtet, für gefrorenes Rindfleisch des KN-Codes
0202 sowie für Erzeugnisse des KN-Codes 0206 29 91
ein jährliches Einfuhrzollkontingent von 53 000 Tonnen
zu eröffnen (laufende Nummer 09.4003). Es ist ange-
zeigt, Durchführungsbestimmungen für das am 1. Juli
2005 beginnende Kontingentsjahr 2005/06 festzulegen.

(2) Das Kontingent für 2004/05 war gemäß den Vorschrif-
ten der Verordnung (EG) Nr. 1203/2004 der Kommis-
sion vom 29. Juni 2004 zur Eröffnung und Verwaltung
eines Zollkontingents für gefrorenes Rindfleisch des KN-
Codes 0202 und Erzeugnisse des KN-Codes 0206 29 91
(1. Juli 2004 bis 30. Juni 2005) (2) verwaltet worden. Mit
vorgenannter Verordnung ist ein Verwaltungsverfahren
eingeführt worden, das sich auf das Kriterium der Ein-
fuhrvolumen gründet, so dass das Kontingent gewerbli-
chen Marktteilnehmern zugeteilt wird, die in der Lage
sind, Rindfleisch ohne unangebrachte Spekulationen ein-
zuführen.

(3) Bei der Anwendung dieses Verfahrens wurden günstige
Ergebnisse erzielt und es ist daher angebracht, dasselbe
Verwaltungsverfahren für das Kontingentsjahr vom 1. Juli
2005 bis zum 30. Juni 2006 beizubehalten.

(4) Es ist ein Bezugszeitraum für die in Betracht kommenden
Einfuhren festzusetzen, der lang genug ist, um eine re-

präsentative Leistung erkennen zu lassen, und so kurz
zurückliegt, dass die jüngsten Handelsentwicklungen wi-
dergespiegelt werden.

(5) Aus Kontrollgründen müssen die Anträge in den Mit-
gliedstaaten eingereicht werden, in denen der Marktteil-
nehmer im nationalen Mehrwertsteuerregister eingetragen
ist.

(6) Um Spekulationen vorzubeugen, sollte für jeden Antrag-
steller im Rahmen des Kontingents eine Sicherheit für die
Einfuhrrechte festgesetzt werden.

(7) Um Marktteilnehmer zu verpflichten, für alle zugeteilten
Einfuhrrechte Einfuhrlizenzen zu beantragen, sollte fest-
gelegt werden, dass eine solche Verpflichtung eine Haupt-
pflicht im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2220/85 der
Kommission vom 22. Juli 1985 mit gemeinsamen
Durchführungsbestimmungen zur Regelung der Sicher-
heiten für landwirtschaftliche Erzeugnisse (3) darstellt.

(8) Die im Rahmen dieser Verordnung erteilten Einfuhrlizen-
zen unterliegen den Vorschriften der Verordnung (EG)
Nr. 1291/2000 der Kommission vom 9. Juni 2000 mit
gemeinsamen Durchführungsvorschriften für Einfuhr-
und Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfestsetzungsbescheini-
gungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse (4) und der
Verordnung (EG) Nr. 1445/95 der Kommission vom
26. Juni 1995 mit Durchführungsvorschriften für Ein-
fuhr- und Ausfuhrlizenzen für Rindfleisch und zur Auf-
hebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/80 (5), es sei
denn, Ausnahmen sind angemessen.

(9) Der Verwaltungsausschuss für Rindfleisch hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Für gefrorenes Rindfleisch des KN-Codes 0202 sowie für
Erzeugnisse des KN-Codes 0206 29 91 wird für den Zeitraum
vom 1. Juli 2005 bis 30. Juni 2006 ein Zollkontingent in Höhe
von insgesamt 53 000 Tonnen, ausgedrückt als Fleisch ohne
Knochen, eröffnet.

Das Zollkontingent hat die laufende Nummer 09.4003.

(2) Auf das Kontingent gemäß Absatz 1 wird ein gemein-
samer Wertzollsatz von 20 % angewandt.

Article 2

Zum Zwecke dieser Verordnung

a) entsprechen 100 kg Fleisch mit Knochen 77 kg Fleisch ohne
Knochen;

b) ist „gefrorenes Rindfleisch“ Fleisch, das sich zum Zeitpunkt
des Eingangs ins Zollgebiet der Gemeinschaft im gefrorenen
Zustand befindet und eine Kerntemperatur von – 12 °C oder
weniger aufweist.

Artikel 3

(1) Marktteilnehmer in der Gemeinschaft können auf der
Grundlage einer Referenzmenge, die in der Menge Rindfleisch
der KN-Codes 0201, 0202, 0206 10 95 oder 0206 29 91 be-
steht, die sie zwischen dem 1. Mai 2004 und dem 30. April
2005 im Rahmen der geltenden Zollvorschriften selber oder auf
eigene Rechnung eingeführt haben, Einfuhrrechte beantragen.

(2) Ein Unternehmen, das durch Zusammenschluss mehrerer
Unternehmen gegründet wurde, von denen jedes einzelne Refe-
renzeinfuhrrechte besitzt, kann diese Referenzmengen als
Grundlage für seine Antragstellung verwenden.

(3) Der Nachweis für die Einfuhren gemäß Absatz 1 muss
dem Antrag auf Einfuhrrechte beiliegen und wird durch eine
ordnungsgemäß mit einem Sichtvermerk versehene Ausferti-
gung der Zolldokumente für den Empfänger erbracht, die die
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr bescheinigen.

Artikel 4

(1) Anträge auf Einfuhrrechte sind der zuständigen Behörde
des Mitgliedstaats, in dem der Antragsteller im nationalen Mehr-
wertsteuerregister eingetragen ist, bis zum zweiten Freitag, der
auf die Veröffentlichung dieser Verordnung im Amtsblatt der
Europäischen Union folgt, um 13 Uhr Brüsseler Zeit zu übermit-
teln.

Alle in Anwendung von Artikel 3 als Referenzmenge gestellten
Mengen stellen die beantragten Einfuhrrechte dar.

(2) Nach Überprüfung der übermittelten Dokumente teilen
die Mitgliedstaaten der Kommission bis zum fünften Freitag,
der auf die Veröffentlichung dieser Verordnung im Amtsblatt
der Europäischen Union folgt, die Liste der Antragsteller auf Ein-
fuhrrechte im Rahmen des Kontingents gemäß Artikel 1 Absatz
1, insbesondere mit Angabe ihrer Namen und Anschriften und
der in Frage kommenden Fleischmengen, die während des be-
treffenden Bezugszeitraums eingeführt wurden, mit.

(3) Mitteilungen gemäß Absatz 2, einschließlich derjenigen
ohne Angaben, erfolgen per Fax oder E-Mail unter Verwendung
des Formulars gemäß Anhang I.

Artikel 5

Die Kommission entscheidet so bald wie möglich, in welchem
Umfang Einfuhrrechte im Rahmen des Kontingents gemäß Arti-
kel 1 Absatz 1 zugeteilt werden können. Überschreiten die be-
antragten Einfuhrrechte die verfügbare Menge gemäß Artikel 1
Absatz 1, so setzt die Kommission einen entsprechenden Ver-
ringerungskoeffizienten fest.

Artikel 6

(1) Anträge auf Einfuhrrechte sind nur gültig, wenn eine Si-
cherheit in Höhe von 6 EUR je 100 kg Eigengewicht ohne
Knochen gestellt wird.

(2) Bewirkt die Anwendung des Verringerungskoeffizienten
gemäß Artikel 5, dass weniger Einfuhrrechte zugeteilt werden
als beantragt wurden, so wird der entsprechende Anteil der
gestellten Sicherheit unverzüglich freigegeben.

(3) Die Beantragung einer oder mehrerer Einfuhrlizenzen, die
insgesamt den zugeteilten Einfuhrrechten entsprechen, stellt eine
Hauptpflicht im Sinne von Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 2220/85 dar.

Artikel 7

(1) Die Einfuhr der zugeteilten Mengen ist an die Vorlage
einer oder mehrerer Einfuhrlizenzen gebunden.

(2) Lizenzanträge können nur in dem Mitgliedstaat gestellt
werden, in dem der Lizenzantragsteller Einfuhrrechte im Rah-
men des Kontingents gemäß Artikel 1 Absatz 1 beantragt und
erhalten hat.

Jede Erteilung einer Einfuhrlizenz zieht eine entsprechende Ver-
ringerung der zugeteilten Einfuhrrechte nach sich.
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(3) Der Lizenzantrag und die Lizenz enthalten folgende Ein-
träge:

a) in Feld 20 eine der Angaben gemäß Anhang II,

b) in Feld 16 eine der folgenden Gruppen von KN-Codes:

— 0202 10 00, 0202 20,

— 0202 30, 0206 29 91.

Artikel 8

(1) Soweit in dieser Verordnung nicht anders geregelt, gelten
die Verordnungen (EG) Nr. 1291/2000 und (EG) Nr. 1445/95.

(2) Gemäß Artikel 50 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1291/2000 wird auf die Mengen, die über die in der Einfuhr-
lizenz angegebenen Mengen hinausgehen, der gesamte am Tag
der Annahme der Zollanmeldung zur Überführung in den zoll-
rechtlich freien Verkehr geltende Zoll des Gemeinsamen Zoll-
tarifs erhoben.

(3) Alle Einfuhrlizenzen laufen am 30. Juni 2006 ab.

Artikel 9

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

EG-Fax: (32-2) 292 17 34

E-Mail: AGRI-IMP-BOVINE@cec.eu.int

Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 715/2005
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ANHANG II

Angaben gemäß Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe a

— Spanisch: Carne de vacuno congelada [Reglamento (CE) no 715/2005]

— Tschechisch: Zmražené hovězí maso (nařízení (ES) č. 715/2005)

— Dänisch: Frosset oksekød (forordning (EF) nr. 715/2005)

— Deutsch: Gefrorenes Rindfleisch (Verordnung (EG) Nr. 715/2005)

— Estnisch: Külmutatud veiseliha (määrus (EÜ) nr 715/2005)

— Griechisch: Κατεψυγμένο βόειο κρέας [κανονισμός (EK) αριθ. 715/2005]

— Englisch: Frozen meat of bovine animals (Regulation (EC) No 715/2005)

— Französisch: Viande bovine congelée [Règlement (CE) no 715/2005]

— Italienisch: Carni bovine congelate [Regolamento (CE) n. 715/2005]

— Lettisch: Saldēta liellopu gaļa (Regula (EK) Nr. 715/2005)

— Litauisch: Sušaldyta galvijiena (Reglamentas (EB) Nr. 715/2005)

— Ungarisch: Fagyasztott szarvasmarhahús (715/2005/EK rendelet)

— Maltesisch: Laħam tal-friża tal-bhejjem ta’ l-ifrat (Regolament (KE) Nru 715/2005)

— Niederländisch: Bevroren rundvlees (Verordening (EG) nr. 715/2005)

— Polnisch: Mrożone mięso wołowe i cielęce (rozporządzenie (WE) nr 715/2005)

— Portugiesisch: Carne de bovino congelada [Regulamento (CE) n.o 715/2005]

— Slowakisch: Zmrazené hovädzie mäso (Smernica (ES) č. 715/2005)

— Slowenisch: Zamrznjeno goveje meso (Uredba (ES) št. 715/2005)

— Finnisch: Jäädytettyä naudanlihaa (asetus (EY) N:o 715/2005)

— Schwedisch: Fryst kött av nötkreatur (förordning (EG) nr 715/2005)
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VERORDNUNG (EG) Nr. 716/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Eröffnung und Verwaltung eines Einfuhrzollkontingents für zur Verarbeitung bestimmtes
gefrorenes Rindfleisch im Zeitraum 1. Juli 2005 bis 30. Juni 2006

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1254/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Rind-
fleisch (1), insbesondere auf Artikel 32 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach der Liste CXL der Welthandelsorganisation ist die
Gemeinschaft verpflichtet, ein jährliches Einfuhrzollkon-
tingent in Höhe von 50 700 Tonnen für zur Verarbei-
tung bestimmtes gefrorenes Rindfleisch zu eröffnen. Für
das am 1. Juli 2005 beginnende Kontingentsjahr
2005/06 sind nunmehr Durchführungsvorschriften fest-
zulegen.

(2) Die Einfuhr von gefrorenem Rindfleisch im Rahmen die-
ses Zollkontingents erfolgt unter Anwendung der Ein-
fuhrzölle und der Bedingungen von Anhang I Teil III
Anhang 7 laufende Nummer 13 der Verordnung
(EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über
die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den
Gemeinsamen Zolltarif (2). Die Aufteilung des Zollkontin-
gents auf diese beiden Gruppen sollte unter Berücksich-
tigung der mit ähnlichen Einfuhren in der Vergangenheit
gewonnenen Erfahrung erfolgen.

(3) Um Spekulationen zu verhindern, ist der Zugang zu dem
Zollkontingent nur Verarbeitern zu gestatten, die die Ver-
arbeitung in einem zugelassenen Verarbeitungsbetrieb ge-
mäß Artikel 8 der Richtlinie 77/99/EWG des Rates vom
21. Dezember 1976 zur Regelung gesundheitlicher Fra-
gen bei der Herstellung und dem Inverkehrbringen von
Fleischerzeugnissen und einigen anderen Erzeugnissen
tierischen Ursprungs (3) vornehmen.

(4) Für Einfuhren in die Gemeinschaft im Rahmen des
Zollkontingents ist eine Einfuhrlizenz gemäß Artikel 29
Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999 erforderlich. Die Lizenzen müssen nach

der Zuteilung von Einfuhrrechten auf Basis der Anträge
der in Betracht kommenden Verarbeiter erteilt werden
können. Für die gemäß der vorliegenden Verordnung
erteilten Einfuhrlizenzen müssen die Bestimmungen der
Verordnung (EG) Nr. 1291/2000 der Kommission vom
9. Juni 2000 über gemeinsame Durchführungsvorschrif-
ten für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfest-
setzungsbescheinigungen für landwirtschaftliche Erzeug-
nisse (4) und der Verordnung (EG) Nr. 1445/95 der Kom-
mission vom 26. Juni 1995 mit Durchführungsvorschrif-
ten für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Rindfleisch und
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/80 (5)
gelten.

(5) Um Spekulationen vorzubeugen, ist die Erteilung von
Einfuhrlizenzen für jeden Verarbeiter auf die Menge zu
beschränken, für die ihm Einfuhrrechte zugeteilt worden
sind. Aus demselben Grund muss bei Beantragung der
Einfuhrrechte eine Sicherheit geleistet werden. Die Bean-
tragung der den zugeteilten Rechten entsprechenden Ein-
fuhrlizenzen muss als Hauptpflicht gemäß der Verord-
nung (EWG) Nr. 2220/85 der Kommission vom
22. Juli 1985 mit gemeinsamen Durchführungsbestim-
mungen zur Regelung der Sicherheiten für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse (6) gelten.

(6) Die Verwaltung dieses Zollkontingents erfordert eine
strenge Überwachung der Einfuhren und eine wirksame
Kontrolle von Verwendung und Bestimmung des einge-
führten Fleisches. Die Verarbeitung sollte daher nur in
dem in der Einfuhrlizenz genannten Betrieb zulässig sein.

(7) Außerdem ist eine Sicherheit zu stellen, damit gewähr-
leistet ist, dass das eingeführte Fleisch entsprechend den
für das Zollkontingent geltenden Bestimmungen verwen-
det wird. Bei der Festsetzung des Betrags der Sicherheit
ist zu berücksichtigen, dass die Zollsätze für die inner-
halb und die außerhalb des Zollkontingents eingeführten
Mengen unterschiedlich hoch sind.

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Rindfleisch —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für den Zeitraum vom 1. Juli 2005 bis 30. Juni 2006 wird
unter den Bedingungen der vorliegenden Verordnung ein Zoll-
kontingent für die Einfuhr von 50 700 Tonnen (Schlachtkörpe-
räquivalent) zur Verarbeitung in der Gemeinschaft bestimmtem
gefrorenen Rindfleisch der KN-Codes 0202 20 30, 0202 30 10,
0202 30 50, 0202 30 90 oder 0206 29 91, nachstehend „das
Kontingent“ genannt, eröffnet.

Artikel 2

(1) „A-Erzeugnisse“ im Sinne dieser Verordnung sind Verar-
beitungserzeugnisse der KN-Codes 1602 10, 1602 50 31,
1602 50 39 oder 1602 50 80, die kein anderes Fleisch als Rind-
fleisch mit einem Verhältnis Kollagen/Eiweiß von höchstens
0,45 und mindestens 20 % mageres Rindfleisch (ohne Schlacht-
nebenerzeugnisse und Fett) enthalten, wobei Fleisch und Gelee
mindestens 85 % des Gesamtnettogewichts ausmachen müssen.

Als Kollagengehalt gilt der mit dem Faktor 8 multiplizierte Ge-
halt an Hydroxyprolin. Der Gehalt an Hydroxyprolin ist nach
dem ISO-Verfahren 3496-1994 zu bestimmen.

Der Gehalt an magerem Rindfleisch ohne Fett wird mit dem
Analyseverfahren gemäß dem Anhang der Verordnung (EWG)
Nr. 2429/86 der Kommission (1) bestimmt.

Zu den Schlachtnebenerzeugnissen gehören: der Kopf und Teile
davon (einschließlich Ohren), Füße, Schwänze, Herz, Euter, Le-
ber, Nieren, Bries (Thymusdrüse), Bauchspeicheldrüse, Hirn,
Lunge, Schlund, Nierenzapfen, Milz, Zunge, Hautfett, Rücken-
mark, essbare Häute, Geschlechtsorgane (Uterus, Ovarien und
Hoden), Schilddrüse und Hypophyse.

Das Erzeugnis ist einer Hitzebehandlung zu unterziehen, die
ausreicht, um das Eiweiß im Fleisch bis ins Innere zu koagulie-
ren, so dass dieses, wenn es an der dicksten Stelle durchschnit-
ten wird, an der Schnittstelle keine Spuren einer rötlichen Flüs-
sigkeit aufweist.

(2) „B-Erzeugnisse“ im Sinne dieser Verordnung sind Verar-
beitungserzeugnisse aus Rindfleisch, jedoch andere als

a) die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG)
Nr. 1254/1999 genannten Erzeugnisse bzw.

b) die Erzeugnisse gemäß Absatz 1.

Verarbeitungserzeugnisse des KN-Codes 0210 20 90, die so ge-
trocknet oder geräuchert wurden, dass Farbe und Konsistenz des

frischen Fleisches vollkommen verschwunden sind und die ein
Verhältnis Wasser/Eiweiß von höchstens 3,2 aufweisen, gelten
jedoch als B-Erzeugnisse.

Artikel 3

(1) Die Gesamtmenge gemäß Artikel 1 wird wie folgt in zwei
Teilmengen aufgeteilt:

a) 40 000 Tonnen gefrorenes Rindfleisch zur Herstellung von
A-Erzeugnissen;

b) 10 700 Tonnen gefrorenes Rindfleisch zur Herstellung von
B-Erzeugnissen.

(2) Das Kontingent trägt folgende laufende Nummern:

— 09.4057 für die Menge gemäß Absatz 1 Buchstabe a,

— 09.4058 für die Menge gemäß Absatz 1 Buchstabe b.

(3) Für gefrorenes Rindfleisch, das im Rahmen des Zollkon-
tingents eingeführt wird, sind die Einfuhrzollsätze in Anhang I
Teil III Anhang 7 laufende Nummer 13 der Verordnung (EG)
Nr. 2658/87 festgesetzt.

Artikel 4

(1) Anträge auf Zuteilung von Einfuhrrechten dürfen nur von
bzw. im Namen von Verarbeitungsbetrieben eingereicht werden,
die gemäß Artikel 8 der Richtlinie 77/99/EWG zugelassen sind
und seit dem 1. Juli 2004 mindestens ein Mal Verarbeitungs-
erzeugnisse aus Rindfleisch hergestellt haben.

Für jeden zugelassenen Verarbeitungsbetrieb darf nur ein Antrag
auf Einfuhrrechte über jeweils höchstens 10 % der in Artikel 3
Absatz 1 aufgeführten Mengen angenommen werden.

Anträge auf Zuteilung von Einfuhrrechten dürfen nur in dem
Mitgliedstaat gestellt werden, in dem der Verarbeiter in ein
MwSt.-Verzeichnis eingetragen ist.

(2) Mit der Beantragung der Einfuhrrechte ist eine Sicherheit
in Höhe von 6 EUR je 100 kg zu leisten.

(3) Die Belege, mit denen die Einhaltung der Bedingungen
von Absatz 1 Unterabsatz 1 nachgewiesen werden kann, sind
zusammen mit dem Antrag auf Zuteilung von Einfuhrrechten
vorzulegen.

Die zuständige nationale Behörde legt die Belege fest, mit denen
die Einhaltung dieser Bedingungen nachgewiesen werden kann.
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Artikel 5

(1) Die Mengen in den Anträgen auf Zuteilung von Einfuhr-
rechten zur Herstellung von A- und B-Erzeugnissen werden in
Schlachtkörperäquivalent ausgedrückt.

Für die Zwecke dieses Absatzes entsprechen 100 kg Fleisch mit
Knochen 77 kg Fleisch ohne Knochen.

(2) Alle Anträge für A- oder B-Erzeugnisse müssen bei der
zuständigen Behörde spätestens am zweiten Freitag, der auf die
Veröffentlichung der vorliegenden Verordnung im Amtsblatt der
Europäischen Union folgt, um 13.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge-
hen.

(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission spätes-
tens am vierten Freitag, der auf die Veröffentlichung der vor-
liegenden Verordnung im Amtsblatt der Europäischen Union folgt,
eine Liste der Antragsteller und der in Bezug auf beide Teil-
kontingente beantragten Mengen sowie die Zulassungsnummern
der betreffenden Verarbeitungsbetriebe.

Alle Mitteilungen, einschließlich solcher mit der Angabe „gegen-
standslos“, sind per Fax oder E-Mail unter Verwendung der
Formulare gemäß den Anhängen I und II zu übermitteln.

(4) Die Kommission entscheidet schnellstmöglich, in wel-
chem Umfang den Anträgen stattgegeben werden kann, und
setzt gegebenenfalls einen Prozentsatz fest, um den die bean-
tragten Mengen gekürzt werden.

Artikel 6

(1) Die Einfuhr von gefrorenem Rindfleisch, für das einem
Verarbeiter Einfuhrrechte gemäß Artikel 5 Absatz 4 zugeteilt
wurden, erfolgt im Rahmen von Einfuhrlizenzen.

(2) Bezüglich der Sicherheit gemäß Artikel 4 Absatz 2 gilt
die Beantragung der Einfuhrlizenzen, die den zugeteilten Ein-
fuhrrechten entsprechen, als Hauptpflicht im Sinne von Artikel
20 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2220/85.

Setzt die Kommission in Anwendung von Artikel 5 Absatz 4
einen Kürzungskoeffizienten fest, so wird die Sicherheit für die
beantragten Einfuhrrechte, die über die zugeteilten Rechte hi-
nausgehen, freigegeben.

(3) Die einem Verarbeiter zugeteilten Einfuhrrechte geben
ihm Anrecht auf die Erteilung von Einfuhrlizenzen für eine
diesen Rechten entsprechende Menge.

Der Lizenzantrag kann nur

a) in dem Mitgliedstaat gestellt werden, in dem der Antrag auf
Zuteilung von Einfuhrrechten gestellt worden ist,

b) von dem oder für den Verarbeiter gestellt werden, dem Ein-
fuhrrechte zugeteilt worden sind.

(4) Der Verarbeiter, dem Einfuhrrechte zugeteilt worden sind,
stellt zum Zeitpunkt der Einfuhr bei der zuständigen Behörde
eine Sicherheit, die gewährleistet, dass er die gesamte einge-
führte Menge Fleisch innerhalb von drei Monaten ab dem Tag
der Einfuhr in seinem im Lizenzantrag angegebenen Betrieb zu
den vorgeschriebenen Enderzeugnissen verarbeitet.

Die Beträge der Sicherheiten sind in Anhang III festgesetzt.

Artikel 7

Unbeschadet der Bestimmungen der vorliegenden Verordnung
finden die Verordnungen (EG) Nr. 1291/2000 und (EG)
Nr. 1445/95 Anwendung.

Artikel 8

(1) Im Lizenzantrag und in der Lizenz sind einzutragen:

a) in Feld 8 das Ursprungsland,

b) in Feld 16 einer der KN-Codes gemäß Artikel 1,

c) in Feld 20 mindestens eine der Angaben gemäß Anhang IV.

(2) Die Gültigkeitsdauer der Einfuhrlizenzen beträgt 120
Tage ab dem Tag ihrer tatsächlichen Erteilung im Sinne von
Artikel 23 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1291/2000. Die
Gültigkeitsdauer endet jedoch spätestens am 30. Juni 2006.

(3) Gemäß Artikel 50 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1291/2000 wird für Mengen, die über die in der Einfuhr-
lizenz angegebenen Mengen hinaus eingeführt werden, der volle
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs erhoben, der zum Zeit-
punkt der Abfertigung zum zollrechtlich freien Verkehr gilt.

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten sehen ein System von Waren- und Beleg-
kontrollen vor, um zu gewährleisten, dass das gesamte Fleisch in
den auf den Tag der Einfuhr folgenden drei Monaten im Ver-
arbeitungsbetrieb zur Herstellung von Erzeugnissen der in der
betreffenden Einfuhrlizenz angegebenen Gruppe verwendet
wird.
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Dieses System muss physische Kontrollen von Menge und Qua-
lität zu Beginn, während und nach Abschluss des Verarbeitungs-
vorgangs umfassen. Der Verarbeiter muss jederzeit in der Lage
sein, anhand entsprechender Produktionsaufzeichnungen die
Nämlichkeit und die Verwendung des eingeführten Fleischs
nachzuweisen.

Bei der technischen Überprüfung des Produktionsverfahrens
durch die zuständige Behörde können nötigenfalls Tropfsaftver-
luste und Abfallstücke berücksichtigt werden.

Zur Überprüfung der Qualität des Enderzeugnisses und seiner
Übereinstimmung mit der Rezeptur des Verarbeiters für die
Zusammensetzung des Erzeugnisses lassen die Mitgliedstaaten
repräsentative Proben entnehmen und analysieren. Die Kosten
hierfür sind von dem betreffenden Verarbeiter zu tragen.

Artikel 10

(1) Die Sicherheit gemäß Artikel 6 Absatz 4 wird anteilmäßig
zu der Menge freigegeben, für die innerhalb von sieben Mona-
ten nach der Einfuhr zur Zufriedenheit der zuständigen Behör-
den nachgewiesen wird, dass sie in den auf den Tag der Einfuhr

folgenden drei Monaten ganz oder teilweise in dem bezeichne-
ten Betrieb zu den jeweiligen Erzeugnissen verarbeitet worden
ist.

Erfolgte die Verarbeitung jedoch nach der vorgenannten Frist
von drei Monaten, so wird die Sicherheit abzüglich 15 % und
abzüglich jeweils 2 % des Restbetrags für jeden Tag, um den
diese Frist überschritten wird, freigegeben.

Wird der Verarbeitungsnachweis innerhalb der vorgenannten
Frist von sieben Monaten erbracht und in den darauf folgenden
18 Monaten vorgelegt, so wird der einbehaltene Betrag abzüg-
lich 15 % des Betrags der Sicherheit zurückgezahlt.

(2) Der nicht freigegebene Betrag der Sicherheit gemäß Arti-
kel 6 Absatz 4 verfällt und wird als Zoll einbehalten.

Artikel 11

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Fax-Nr. der EG: (32-2) 292 17 34

E-Mail: AGRI-IMP-BOVINE@cec.eu.int

Anwendung von Artikel 5 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 716/2005
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ANHANG II

Fax-Nr. der EG: (32-2) 292 17 34

E-Mail: AGRI-IMP-BOVINE@cec.eu.int

Anwendung von Artikel 5 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 716/2005
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ANHANG III

BETRÄGE DER SICHERHEITEN (1)

(in EUR/1 000 kg Nettogewicht)

Erzeugnis
(KN-Code) Für die Herstellung von A Erzeugnissen Für die Herstellung von B Erzeugnissen

0202 20 30 1 414 420

0202 30 10 2 211 657

0202 30 50 2 211 657

0202 30 90 3 041 903

0206 29 91 3 041 903

(1) Der anzuwendende Umrechnungskurs ist derjenige, der am Vortag des Tages galt, an dem die Sicherheit geleistet wurde.
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ANHANG IV

Angaben gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c

— Spanisch: Certificado válido en … (Estado miembro expedidor) / carne destinada a la transformación … [productos A]
[productos B] (táchese lo que no proceda) en … (designación exacta y número de registro del establecimiento en el
que vaya a procederse a la transformación) / Reglamento (CE) no 716/2005

— Tschechisch: Licence platná v … (vydávající členský stát) / Maso určené ke zpracování … [výrobky A] [výrobky B]
(nehodící se škrtněte) v (přesné určení a číslo schválení zpracovatelského zařízení, v němž se má zpracování usku-
tečnit) / nařízení (ES) č. 716/2005

— Dänisch: Licens gyldig i … (udstedende medlemsstat) / Kød bestemt til forarbejdning til (A-produkter) (B-produkter)
(det ikke gældende overstreges) i … (nøjagtig betegnelse for den virksomhed, hvor forarbejdningen sker) / forordning
(EF) nr. 716/2005

— Deutsch: In … (ausstellender Mitgliedstaat) gültige Lizenz / Fleisch für die Verarbeitung zu [A-Erzeugnissen]
[B-Erzeugnissen] (Unzutreffendes bitte streichen) in … (genaue Bezeichnung des Betriebs, in dem die Verarbeitung
erfolgen soll) / Verordnung (EG) Nr. 716/2005

— Estnisch: Litsents on kehtiv … (välja andev liikmesriik) / Liha töötlemiseks … [A toode] [B toode] (kustuta mitte-
vajalik) … (ettevõtte asukoht ja loanumber, kus toimub töötlemine / määrus (EÜ) nr 716/2005

— Griechisch: Η άδεια ισχύει … (κράτος μέλος έκδοσης) / Κρέας που προορίζεται για μεταποίηση … [προϊόντα Α] [προϊόντα
Β] (διαγράφεται η περιττή ένδειξη) … (ακριβής περιγραφή και αριθμός έγκρισης της εγκατάστασης όπου πρόκειται να
πραγματοποιηθεί η μεταποίηση) / Κανονισμός (ΕΚ) αριθ. 716/2005

— Englisch: Licence valid in … (issuing Member State) / Meat intended for processing … [A-products] [B-products]
(delete as appropriate) at … (exact designation and approval No of the establishment where the processing is to take
place) / Regulation (EC) No 716/2005

— Französisch: Certificat valable … (État membre émetteur) / viande destinée à la transformation de … [produits A]
[produits B] (rayer la mention inutile) dans … (désignation exacte et numéro d’agrément de l’établissement dans lequel
la transformation doit avoir lieu) / règlement (CE) no 716/2005

— Italienisch: Titolo valido in … (Stato membro di rilascio) / Carni destinate alla trasformazione … [prodotti A] [prodotti
B] (depennare la voce inutile) presso … (esatta designazione e numero di riconoscimento dello stabilimento nel quale
è prevista la trasformazione) / Regolamento (CE) n. 716/2005

— Lettisch: Atļauja derīga … (dalībvalsts, kas izsniedz ievešanas atļauju) / pārstrādei paredzēta gaļa … [A produktu]
[B produktu] ražošanai (nevajadzīgo nosvītrot) … (precīzs tā uzņēmuma apzīmējums un apstiprinājuma numurs, kurā
notiks pārstrāde) / Regula (EK) Nr. 716/2005

— Litauisch: Licencija galioja … (išdavusioji valstybė narė) / Mėsa skirta perdirbimui … [produktai A] [produktai B]
(ištrinti nereikalingą) … (tikslus įmonės, kurioje bus perdirbama, pavadinimas ir registracijos Nr.) / Reglamentas (EB)
Nr. 716/2005

— Ungarisch: Az engedély … (kibocsátó tagállam) területén érvényes. / Feldolgozásra szánt hús … [A-termék]
[B-termék] (a nem kívánt törlendő) … (pontos rendeltetési hely és a feldolgozást végző létesítmény engedélyezési
száma) / 716/2005/EK rendelet

— Niederländisch: Certificaat geldig in … (lidstaat van afgifte) / Vlees bestemd voor verwerking tot [A-producten]
[B-producten] (doorhalen wat niet van toepassing is) in … (nauwkeurige aanduiding en toelatingsnummer van het
bedrijf waar de verwerking zal plaatsvinden) / Verordening (EG) nr. 716/2005

— Polnisch: Pozwolenie ważne w … (wystawiające Państwo Członkowskie) / Mięso przeznaczone do przetworzenia …

[produkty A] [produkty B] (niepotrzebne skreślić) w … (dokładne miejsce przeznaczenia i nr zatwierdzenia zakładu,
w którym ma mieć miejsce przetwarzanie) / rozporządzenie (WE) nr 716/2005

— Portugiesisch: Certificado válido em … (Estado-Membro emissor) / carne destinada à transformação … [produtos A]
[produtos B] (riscar o que não interessa) em … (designação exacta e número de aprovação do estabelecimento em que
a transformação será efectuada) / Regulamento (CE) n.o 716/2005
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— Slowakisch: Licencia platná v … (vydávajúci členský štát) / Mäso určené na spracovanie … [výrobky A] [výrobky B]
(nehodiace sa prečiarknite) v … (presné určenie a číslo schválenia zariadenia, v ktorom spracovanie prebehne) /
nariadenie (ES) č. 716/2005

— Slowenisch: Dovoljenje velja v … (država članica, ki ga je izdala) / Meso namenjeno predelavi … [proizvodi A]
[proizvodi B] (črtaj neustrezno) v … (točno namembno območje in št. odobritve obrata, kjer bo predelava potekala)
/ Uredba (ES) št. 716/2005

— Finnisch: Todistus on voimassa … (myöntäjäjäsenvaltio) / Liha on tarkoitettu [A-luokan tuotteet] [B-luokan tuotteet]
(tarpeeton poistettava) jalostukseen …:ssa (tarkka ilmoitus laitoksesta, jossa jalostus suoritetaan, hyväksyntänumero
mukaan lukien) / Asetus (EY) N:o 716/2005

— Schwedisch: Licensen är giltig i … (utfärdande medlemsstat) / Kött avsett för bearbetning … [A-produkter]
[B-produkter] (stryk det som inte gäller) vid … (exakt angivelse av och godkännandenummer för anläggningen där
bearbetningen skall ske) / Förordning (EG) nr 716/2005.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 717/2005 DER KOMMISSION

vom 11. Mai 2005

zur fünfundvierzigsten Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates über die
Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und
Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in

Verbindung stehen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des Rates

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom
27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer
restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Orga-
nisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk
und den Taliban in Verbindung stehen, und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des Rates über das Verbot der
Ausfuhr bestimmter Waren und Dienstleistungen nach Afgha-
nistan, über die Ausweitung des Flugverbots und des Einfrierens
von Geldern und anderen Finanzmitteln betreffend die Taliban
von Afghanistan (1), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 1 erster
Gedankenstrich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 enthält die
Liste der Personen, Gruppen und Organisationen, deren
Gelder und wirtschaftliche Ressourcen mit der Verord-
nung eingefroren werden.

(2) Der Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen beschloss am 2. Mai 2005, die Liste der Perso-
nen, Gruppen und Organisationen, deren Gelder und
wirtschaftliche Ressourcen eingefroren werden sollen,
zu ändern; Anhang I ist somit entsprechend zu ändern.

(3) Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vorge-
sehenen Maßnahmen gewährleistet werden kann, muss
diese Verordnung unverzüglich in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird entspre-
chend dem Anhang dieser Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Brüssel, den 11. Mai 2005

Für die Kommission
Eneko LANDÁBURU

Generaldirektor für Außenbeziehungen
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ANHANG

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird wie folgt geändert:

Der folgende Eintrag wird unter „Natürliche Personen, Gruppen oder Organisationen“ angefügt:

„Lashkar e-Tayyiba (alias a) Lashkar-e-Toiba, b) Lashkar-i-Taiba, c) al Mansoorian, d) al Mansooreen, e) Army of the
Pure, f) Army of the Righteous, g) Army of the Pure and Righteous, h) Paasban-e-Kashmir i) Paasban-i-Ahle-Hadith,
j) Pasban-e-Kashmir, k) Pasban-e-Ahle-Hadith, l) Paasban-e-Ahle-Hadis).“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 718/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2368/2002 des Rates zur Umsetzung des
Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses für den internationalen Handel mit Rohdiamanten

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2368/2002 des Rates vom
20. Dezember 2002 zur Umsetzung des Zertifikationssystems
des Kimberley-Prozesses für den internationalen Handel mit
Rohdiamanten (1), insbesondere auf Artikel 19 Absatz 6,

in der Erwägung nachstehenden Grundes:

Um die Funktionalität des Gemeinschaftszertifikats zu verbes-
sern, müssen einige in Anhang IV der Verordnung (EG) Nr.
2368/2002 geregelte technische Merkmale geändert werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Abschnitt „Nummerierung“ des Anhangs IV der Verordnung
(EG) Nr. 2368/2002 wird wie folgt geändert:

a) Unter dem vierten Gedankenstrich

i) werden in der ersten Zeile die Worte „(unter UV-Licht
grün fluoreszierend)“ gestrichen;

ii) wird der dritte Untergedankenstrich gestrichen.

b) Der fünfte Gedankenstrich erhält folgende Fassung: „Zwei-
tens = unsichtbar gedruckte achtstellige laufende Nummer
(mit der vorstehend erwähnten Nummerierung übereinstim-
mend), die unter UV-Licht fluoresziert“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Benita FERRERO-WALDNER

Mitglied der Kommission

DEL 121/64 Amtsblatt der Europäischen Union 13.5.2005

(1) ABl. L 358 vom 31.12.2002, S. 28. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 522/2005 der Kommission (ABl.
L 84 vom 2.4.2005, S. 8).



VERORDNUNG (EG) Nr. 719/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und Milcherzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 31 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
kann der Unterschied zwischen den Preisen der in Artikel
1 der genannten Verordnung aufgeführten Erzeugnisse
im internationalen Handel und den Preisen dieser Erzeug-
nisse in der Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der
Ausfuhr ausgeglichen werden, ohne dass die Grenzen
überschritten werden, die sich aus den gemäß Artikel
300 des Vertrags geschlossenen Abkommen ergeben.

(2) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 müssen die
Erstattungen für die in Artikel 1 derselben Verordnung
genannten Erzeugnisse, die in unverändertem Zustand
ausgeführt werden, unter Berücksichtigung folgender Fak-
toren festgesetzt werden:

— der Lage und voraussichtlichen Entwicklung der
Preise für Milch und Milcherzeugnisse und der ver-
fügbaren Mengen auf dem Markt der Gemeinschaft
sowie der Preise für Milch und Milcherzeugnisse im
internationalen Handel,

— der Vermarktungskosten und der günstigsten Kosten
für den Transport von Märkten der Gemeinschaft zu
den Ausfuhrhäfen oder sonstigen Ausfuhrorten der
Gemeinschaft sowie der Heranführungskosten zum
Bestimmungsland,

— der Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse, die diesen Märkten eine
ausgeglichene Lage und eine natürliche Entwicklung
bei den Preisen und dem Handel gewährleisten sollen,

— der sich aus den gemäß Artikel 300 des Vertrags
geschlossenen Abkommen ergebenden Beschränkun-
gen,

— der Erfordernisse, Störungen auf dem Markt der
Gemeinschaft zu verhindern,

— des wirtschaftlichen Aspekts der beabsichtigten Aus-
fuhren.

(3) Gemäß Artikel 31 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 werden die Preise in der Gemeinschaft unter
Berücksichtigung der im Hinblick auf die Ausfuhr güns-
tigsten tatsächlichen Preise ermittelt. Die Ermittlung der

Preise im internationalen Handel erfolgt insbesondere un-
ter Berücksichtigung

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der dritten
Länder,

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den dritten Bestim-
mungsländern bei der Einfuhr aus dritten Ländern,

c) der in den ausführenden dritten Ländern festgestellten
Erzeugerpreise, gegebenenfalls unter Berücksichtigung
der Subventionen, die von diesen Ländern gewährt
werden,

d) der Angebotspreise frei Grenze der Gemeinschaft.

(4) Gemäß Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 können die Lage im internationalen Handel
oder die besonderen Erfordernisse bestimmter Märkte es
notwendig machen, die Erstattung für die in Artikel 1
derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je nach
der Bestimmung oder dem Bestimmungsgebiet in unter-
schiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
sieht vor, dass die Liste der Erzeugnisse, für welche eine
Erstattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der Betrag
dieser Erstattung mindestens alle vier Wochen neu fest-
gesetzt werden. Der Erstattungsbetrag kann jedoch wäh-
rend eines vier Wochen überschreitenden Zeitraums un-
verändert beibehalten werden.

(6) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 174/1999
der Kommission vom 26. Januar 1999 mit besonderen
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EWG) Nr.
804/68 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen
und die Ausfuhrerstattungen im Sektor Milch und Milch-
erzeugnisse (2) entspricht die Erstattung, die für zuge-
setzte Saccharose enthaltende Milcherzeugnisse gewährt
wird, der Summe aus zwei Teilbeträgen, von denen der
eine der Milcherzeugnismenge Rechnung trägt und durch
Multiplizieren des Grundbetrags mit dem Gehalt des be-
treffenden Erzeugnisses an Milcherzeugnissen berechnet
wird. Der zweite Teilbetrag trägt der zugesetzten Saccha-
rose Rechnung und wird berechnet durch Multiplizieren
des Gehalts des Gesamterzeugnisses an Saccharose mit
dem Grundbetrag der Erstattung, die am Tag der Aus-
fuhr für die Erzeugnisse gilt, die genannt sind in
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 des Rates vom 19. Juni 2001 über die ge-
meinsame Marktorganisation für Zucker (3). Der letztere
Teilbetrag wird jedoch nur berücksichtigt, wenn die zu-
gesetzte Saccharose aus in der Gemeinschaft geernteten
Zuckerrüben oder aus in der Gemeinschaft geerntetem
Zuckerrohr hergestellt worden ist.
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(7) Die Verordnung (EWG) Nr. 896/84 der Kommission (1)
sieht ergänzende Bestimmungen für die Gewährung der
Erstattungen beim Wechsel des Wirtschaftsjahres vor.
Diese Bestimmungen betreffen die mögliche unterschied-
liche Festsetzung der Erstattungen nach Maßgabe des
Herstellungsdatums der Erzeugnisse.

(8) Zur Berechnung der Erstattung für die Schmelzkäsesorten
ist vorzusehen, dass, wenn Kasein und/oder Kaseinat zu-
gefügt sind, die betreffende Menge unberücksichtigt
bleibt.

(9) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die derzeitige
Lage der Märkte für Milch und Milcherzeugnisse und
insbesondere auf die Preise dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft und im internationalen Handel führt
dazu, die Erstattung für die Erzeugnisse auf die im An-
hang dieser Verordnung genannten Beträge festzusetzen.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 genann-
ten Ausfuhrerstattungen für ausgeführte Erzeugnisse in unver-
ändertem Zustand werden auf die im Anhang wiedergegebenen
Beträge festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 12. Mai 2005 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und
Milcherzeugnisse

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0401 10 10 9000 970 EUR/100 kg 1,548
0401 10 90 9000 970 EUR/100 kg 1,548
0401 20 11 9500 970 EUR/100 kg 2,393
0401 20 19 9500 970 EUR/100 kg 2,393
0401 20 91 9000 970 EUR/100 kg 3,028
0401 30 11 9400 970 EUR/100 kg 6,987
0401 30 11 9700 970 EUR/100 kg 10,49
0401 30 31 9100 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 17,84
A01 EUR/100 kg 25,49

0401 30 31 9400 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 27,87
A01 EUR/100 kg 39,82

0401 30 31 9700 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 30,74
A01 EUR/100 kg 43,91

0401 30 39 9100 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 17,84
A01 EUR/100 kg 25,49

0401 30 39 9400 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 27,87
A01 EUR/100 kg 39,82

0401 30 39 9700 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 30,74
A01 EUR/100 kg 43,91

0401 30 91 9100 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 35,03
A01 EUR/100 kg 50,05

0401 30 99 9100 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 35,03
A01 EUR/100 kg 50,05

0401 30 99 9500 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,49
A01 EUR/100 kg 73,55

0402 10 11 9000 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 23,20
A01 EUR/100 kg 28,00

0402 10 19 9000 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 23,20
A01 EUR/100 kg 28,00

0402 10 91 9000 L01 EUR/kg —

068 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,2320
A01 EUR/kg 0,2800

0402 10 99 9000 L01 EUR/kg —

068 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,2320
A01 EUR/kg 0,2800

0402 21 11 9200 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 23,20
A01 EUR/100 kg 28,00

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0402 21 11 9300 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 45,96
A01 EUR/100 kg 58,97

0402 21 11 9500 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 47,95
A01 EUR/100 kg 61,56

0402 21 11 9900 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,10
A01 EUR/100 kg 65,60

0402 21 17 9000 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 23,20
A01 EUR/100 kg 28,00

0402 21 19 9300 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 45,96
A01 EUR/100 kg 58,97

0402 21 19 9500 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 47,95
A01 EUR/100 kg 61,56

0402 21 19 9900 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,10
A01 EUR/100 kg 65,60

0402 21 91 9100 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,42
A01 EUR/100 kg 66,00

0402 21 91 9200 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,72
A01 EUR/100 kg 66,40

0402 21 91 9350 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 52,26
A01 EUR/100 kg 67,08

0402 21 91 9500 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 56,16
A01 EUR/100 kg 72,09

0402 21 99 9100 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,42
A01 EUR/100 kg 66,00

0402 21 99 9200 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,72
A01 EUR/100 kg 66,40
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0402 21 99 9300 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 52,26
A01 EUR/100 kg 67,08

0402 21 99 9400 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 55,15
A01 EUR/100 kg 70,80

0402 21 99 9500 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 56,16
A01 EUR/100 kg 72,09

0402 21 99 9600 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 60,12
A01 EUR/100 kg 77,17

0402 21 99 9700 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 62,36
A01 EUR/100 kg 80,06

0402 21 99 9900 L01 EUR/100 kg —

068 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 64,96
A01 EUR/100 kg 83,38

0402 29 15 9200 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,2320
A01 EUR/kg 0,2800

0402 29 15 9300 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,4596
A01 EUR/kg 0,5897

0402 29 15 9500 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,4795
A01 EUR/kg 0,6156

0402 29 15 9900 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,5110
A01 EUR/kg 0,6560

0402 29 19 9300 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,4596
A01 EUR/kg 0,5897

0402 29 19 9500 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,4795
A01 EUR/kg 0,6156

0402 29 19 9900 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,5110
A01 EUR/kg 0,6560

0402 29 91 9000 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,5142
A01 EUR/kg 0,6600

0402 29 99 9100 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,5142
A01 EUR/kg 0,6600

0402 29 99 9500 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,5515
A01 EUR/kg 0,7080

0402 91 11 9370 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 4,958
A01 EUR/100 kg 7,083

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0402 91 19 9370 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 4,958
A01 EUR/100 kg 7,083

0402 91 31 9300 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 5,859
A01 EUR/100 kg 8,371

0402 91 39 9300 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 5,859
A01 EUR/100 kg 8,371

0402 91 99 9000 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 21,53
A01 EUR/100 kg 30,75

0402 99 11 9350 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,1268
A01 EUR/kg 0,1812

0402 99 19 9350 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,1268
A01 EUR/kg 0,1812

0402 99 31 9150 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,1316
A01 EUR/kg 0,1880

0402 99 31 9300 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,1288
A01 EUR/kg 0,1840

0402 99 39 9150 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,1316
A01 EUR/kg 0,1880

0403 90 11 9000 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 22,88
A01 EUR/100 kg 27,61

0403 90 13 9200 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 22,88
A01 EUR/100 kg 27,61

0403 90 13 9300 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 45,54
A01 EUR/100 kg 58,45

0403 90 13 9500 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 47,53
A01 EUR/100 kg 61,01

0403 90 13 9900 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 50,65
A01 EUR/100 kg 65,01

0403 90 19 9000 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 50,96
A01 EUR/100 kg 65,41

0403 90 33 9400 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,4554
A01 EUR/kg 0,5845

0403 90 33 9900 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,5065
A01 EUR/kg 0,6501

0403 90 51 9100 970 EUR/100 kg 1,548
0403 90 59 9170 970 EUR/100 kg 10,49
0403 90 59 9310 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 17,84
A01 EUR/100 kg 25,49
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0403 90 59 9340 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 26,11
A01 EUR/100 kg 37,29

0403 90 59 9370 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 26,11
A01 EUR/100 kg 37,29

0403 90 59 9510 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 26,11
A01 EUR/100 kg 37,29

0404 90 21 9120 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 19,79
A01 EUR/100 kg 23,88

0404 90 21 9160 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 23,20
A01 EUR/100 kg 28,00

0404 90 23 9120 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 23,20
A01 EUR/100 kg 28,00

0404 90 23 9130 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 45,96
A01 EUR/100 kg 58,97

0404 90 23 9140 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 47,95
A01 EUR/100 kg 61,56

0404 90 23 9150 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,10
A01 EUR/100 kg 65,60

0404 90 29 9110 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,42
A01 EUR/100 kg 66,00

0404 90 29 9115 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 51,72
A01 EUR/100 kg 66,40

0404 90 29 9125 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 52,26
A01 EUR/100 kg 67,08

0404 90 29 9140 L01 EUR/100 kg —

L02 EUR/100 kg 56,16
A01 EUR/100 kg 72,09

0404 90 81 9100 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,2320
A01 EUR/kg 0,2800

0404 90 83 9110 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,2320
A01 EUR/kg 0,2800

0404 90 83 9130 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,4596
A01 EUR/kg 0,5897

0404 90 83 9150 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,4795
A01 EUR/kg 0,6156

0404 90 83 9170 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,5110
A01 EUR/kg 0,6560

0404 90 83 9936 L01 EUR/kg —

L02 EUR/kg 0,1268
A01 EUR/kg 0,1812

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0405 10 11 9500 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 118,16
L02 EUR/100 kg 93,35
A01 EUR/100 kg 125,86

0405 10 11 9700 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 121,10
L02 EUR/100 kg 95,68
A01 EUR/100 kg 129,00

0405 10 19 9500 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 118,16
L02 EUR/100 kg 93,35
A01 EUR/100 kg 125,86

0405 10 19 9700 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 121,10
L02 EUR/100 kg 95,68
A01 EUR/100 kg 129,00

0405 10 30 9100 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 118,16
L02 EUR/100 kg 93,35
A01 EUR/100 kg 125,86

0405 10 30 9300 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 121,10
L02 EUR/100 kg 95,68
A01 EUR/100 kg 129,00

0405 10 30 9700 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 121,10
L02 EUR/100 kg 95,68
A01 EUR/100 kg 129,00

0405 10 50 9300 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 121,10
L02 EUR/100 kg 95,68
A01 EUR/100 kg 129,00

0405 10 50 9500 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 118,16
L02 EUR/100 kg 93,35
A01 EUR/100 kg 125,86

0405 10 50 9700 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 121,10
L02 EUR/100 kg 95,68
A01 EUR/100 kg 129,00

0405 10 90 9000 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 125,54
L02 EUR/100 kg 99,17
A01 EUR/100 kg 133,72

0405 20 90 9500 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 110,78
L02 EUR/100 kg 87,51
A01 EUR/100 kg 118,00

0405 20 90 9700 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 115,20
L02 EUR/100 kg 91,01
A01 EUR/100 kg 122,71

0405 90 10 9000 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 151,14
L02 EUR/100 kg 119,41
A01 EUR/100 kg 161,00
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0405 90 90 9000 L01 EUR/100 kg —

075 EUR/100 kg 120,90
L02 EUR/100 kg 95,50
A01 EUR/100 kg 128,76

0406 10 20 9100 A00 EUR/100 kg —

0406 10 20 9230 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 14,01
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 17,51
0406 10 20 9290 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 13,04
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 16,29
0406 10 20 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 5,72
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 7,14
0406 10 20 9610 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 19,00
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 23,76
0406 10 20 9620 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 19,29
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 24,09
0406 10 20 9630 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 21,52
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 26,89
0406 10 20 9640 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 31,62
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 39,52
0406 10 20 9650 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 26,35
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 32,94
0406 10 20 9830 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 9,79
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 12,22
0406 10 20 9850 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 11,85
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 14,82
0406 20 90 9100 A00 EUR/100 kg —

0406 20 90 9913 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 24,27
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 30,34
0406 20 90 9915 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 32,03
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 40,05
0406 20 90 9917 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 34,06
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 42,55

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 20 90 9919 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 38,05
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 47,57
0406 30 31 9710 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 2,89
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 6,74
0406 30 31 9730 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 4,22
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 9,89
0406 30 31 9910 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 2,89
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 6,74
0406 30 31 9930 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 4,22
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 9,89
0406 30 31 9950 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 6,14
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 14,38
0406 30 39 9500 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 4,22
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 9,89
0406 30 39 9700 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 6,14
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 14,38
0406 30 39 9930 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 6,14
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 14,38
0406 30 39 9950 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 6,94
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 16,27
0406 30 90 9000 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 7,28
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 17,06
0406 40 50 9000 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 37,18
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 46,47
0406 40 90 9000 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 38,18
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 47,73
0406 90 13 9000 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 41,99
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 60,10
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 90 15 9100 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 43,40
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 62,10
0406 90 17 9100 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 43,40
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 62,10

0406 90 21 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 42,52
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 60,71
0406 90 23 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 37,34
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 53,67
0406 90 25 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 37,09
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 53,09
0406 90 27 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 33,58
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 48,09
0406 90 31 9119 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 30,88
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 44,25
0406 90 33 9119 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 30,88
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 44,25
0406 90 33 9919 A00 EUR/100 kg —

0406 90 33 9951 A00 EUR/100 kg —

0406 90 35 9190 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 43,66
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 62,79
0406 90 35 9990 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 43,66
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 62,79
0406 90 37 9000 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 41,99
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 60,10
0406 90 61 9000 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 46,27
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 66,95

0406 90 63 9100 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 46,04
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 66,40

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 90 63 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 44,25

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 64,13

0406 90 69 9100 A00 EUR/100 kg —

0406 90 69 9910 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 44,25

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 64,13

0406 90 73 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 38,54

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 55,21

0406 90 75 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 38,80

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 55,80

0406 90 76 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 34,99

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 50,08

0406 90 76 9400 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 39,19

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 56,10

0406 90 76 9500 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 37,28

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 52,91

0406 90 78 9100 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 36,15

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 52,81

0406 90 78 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 38,33

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 54,74

0406 90 78 9500 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 37,97

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 53,89

0406 90 79 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 31,00

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 44,56

0406 90 81 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 39,19

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 56,10

0406 90 85 9930 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 42,31

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 60,89
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 90 85 9970 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 38,80

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 55,80

0406 90 86 9100 A00 EUR/100 kg —

0406 90 86 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 35,61

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 52,80

0406 90 86 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 36,13

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 53,36

0406 90 86 9400 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 38,36

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 56,10

0406 90 86 9900 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 42,31

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 60,89

0406 90 87 9100 A00 EUR/100 kg —

0406 90 87 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 29,68

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 43,99

0406 90 87 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 33,16

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 49,00

0406 90 87 9400 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 34,03

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 49,74

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
Erstattung

0406 90 87 9951 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 38,48
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 55,09

0406 90 87 9971 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 38,48
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 55,09
0406 90 87 9972 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 16,40
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 23,57
0406 90 87 9973 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 37,79
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 54,08
0406 90 87 9974 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 41,01
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 58,45

0406 90 87 9975 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 41,83
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 59,11
0406 90 87 9979 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 37,34
400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 53,67

0406 90 88 9100 A00 EUR/100 kg —

0406 90 88 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 29,29

400 EUR/100 kg —

A01 EUR/100 kg 43,13

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1)
festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert:
L01 Vatikanstadt, die Vereinigten Staaten von Amerika und die Landesteile der Republik Zypern, in denen die Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche

Kontrolle ausübt.
L02 Andorra und Gibraltar.
L03 Ceuta, Melilla, Island, Norwegen, Schweiz, Liechtenstein, Andorra, Gibraltar, Vatikanstadt, Türkei, Rumänien, Bulgarien, Kroatien, Kanada, Australien, Neuseeland

und die Landesteile der Republik Zypern, in denen die Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche Kontrolle ausübt.
L04 Albanien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro und die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien.
Der Code „970“ umfasst die Ausfuhren gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben a) und c) und Artikel 44 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der Verordnung (EG) Nr.
800/1999 der Kommission (ABl. L 102 vom 17.4.1999, S. 11) sowie Ausfuhren aufgrund von Verträgen mit Streitkräften, die auf dem Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaats stationiert sind, aber nicht dessen Flagge führen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 720/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung des Ausfuhrerstattungshöchstbetrags für Butter im Rahmen der Dauerausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 581/2004

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 31 Absatz 3
Unterabsatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 581/2004 der Kommission
vom 26. März 2004 zur Eröffnung einer Dauerausschrei-
bung für Ausfuhrerstattungen für bestimmte Arten von
Butter (2) wurde eine Dauerausschreibung vorgesehen.

(2) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 580/2004 der
Kommission vom 26. März 2004 zur Einführung eines
Ausschreibungsverfahrens für Ausfuhrerstattungen für be-
stimmte Milcherzeugnisse (3) und nach Prüfung der im

Rahmen der Ausschreibung eingereichten Angebote ist es
angebracht, für die am 10. Mai 2005 endende Angebots-
frist einen Ausfuhrerstattungshöchstbetrag festzusetzen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die mit der Verordnung (EG) Nr. 581/2004 eröffnete Dauer-
ausschreibung und die am 10. Mai 2005 endende Angebotsfrist
wird folgender Erstattungshöchstbetrag für die Erzeugnisse ge-
mäß Artikel 1 Absatz 1 derselben Verordnung im Anhang der
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 186/2004 der Kommission (ABl.
L 29 vom 3.2.2004, S. 6).

(2) ABl. L 90 vom 27.3.2004, S. 64. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 2250/2004 (ABl. L 381 vom 28.12.2004,
S. 25).

(3) ABl. L 90 vom 27.3.2004, S. 58. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2250/2004 (ABl. L 381 vom 28.12.2004,
S. 25).



ANHANG

(EUR/100 kg)

Erzeugnis Code der Ausfuhrerstattungs-
nomenklatur

Ausfuhrerstattungshöchstbetrag

bei Ausfuhr nach der Bestimmung
gemäß Artikel 1 Absatz 1 erster
Gedankenstrich der Verordnung

(EG) Nr. 581/2004

bei Ausfuhr nach den Bestimmungen
gemäß Artikel 1 Absatz 1 zweiter
Gedankenstrich der Verordnung

(EG) Nr. 581/2004

Butter ex 0405 10 19 9500 — 132,00

Butter ex 0405 10 19 9700 131,00 136,50

Butteroil ex 0405 90 10 9000 — 166,00
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VERORDNUNG (EG) Nr. 721/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung des Ausfuhrerstattungshöchstbetrags für Magermilchpulver im Rahmen der
Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 582/2004

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 31 Absatz 3
Unterabsatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 582/2004 der Kommission
vom 26. März 2004 zur Eröffnung einer Dauerausschrei-
bung für Ausfuhrerstattungen für Magermilchpulver (2)
wurde eine Dauerausschreibung vorgesehen.

(2) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 580/2004 der
Kommission vom 26. März 2004 zur Einführung eines
Ausschreibungsverfahrens für Ausfuhrerstattungen für be-
stimmte Milcherzeugnisse (3) und nach Prüfung der im
Rahmen der Ausschreibung eingereichten Angebote ist

es angebracht, für die am 10. Mai 2005 endende Ange-
botsfrist einen Ausfuhrerstattungshöchstbetrag festzuset-
zen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die mit der Verordnung (EG) Nr. 582/2004 eröffnete Dauer-
ausschreibung und die am 10. Mai 2005 endende Angebotsfrist
wird der Erstattungshöchstbetrag für die Erzeugnisse und Be-
stimmungen gemäß Artikel 1 Absatz 1 derselben Verordnung
auf 31,00 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 558/2005 der Kommission (ABl.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 722/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für Melasse im
Zuckersektor ab dem 13. Mai 2005

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom
19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zu-
cker (1), insbesondere auf Artikel 24 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 der Kommis-
sion vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmun-
gen für die Einfuhr von Melasse im Zuckersektor und zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 (2), wird
der cif-Preis bei der Einfuhr von Melasse nach Maßgabe
der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 der Kommission (3)
bestimmt und gilt als „repräsentativer Preis“. Dieser Preis
gilt für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der Verord-
nung (EWG) Nr. 785/68.

(2) Bei der Festlegung der repräsentativen Preise muss allen
Informationen gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG)
Nr. 785/68 Rechnung getragen werden, mit Ausnahme
der Fälle gemäß Artikel 4 der genannten Verordnung und
gegebenenfalls kann die Festlegung auch gemäß dem Ver-
fahren des Artikels 7 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68
erfolgen.

(3) Bei anderer als der Standardqualität wird der Preis je nach
Qualität der angebotenen Melasse in Anwendung von

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 erhöht oder
gesenkt.

(4) Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unterschied,
so sind nach Maßgabe von Artikel 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1422/95 zusätzliche Einfuhrzölle festzusetzen.
Bei Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1422/95 sind für diese Zölle be-
sondere Beträge festzusetzen.

(5) Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei
der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse sind gemäß Ar-
tikel 1 Absatz 2 und Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1422/95 festzusetzen.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei der
Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1422/95 werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG

Repräsentative Preise und zusätzliche Zölle bei der Einfuhr von Melasse im Zuckersektor ab dem
13. Mai 2005

(EUR)

KN-Code
Repräsentativer Preis pro
100 kg Eigengewicht des

Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll pro
100 kg Eigengewicht des

Erzeugnisses

Bei der Einfuhr des Erzeugnisses wegen der
Aussetzung gemäß Artikel 5 der Verordnung
(EG) Nr. 1422/95 anzuwendender Betrag (1)

pro 100 kg Eigengewicht

1703 10 00 (2) 10,71 — 0

1703 90 00 (2) 11,20 — 0

(1) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz des
Gemeinsamen Zolltarifs.

(2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 785/68.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 723/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem
Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation
für Zucker (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5 Unterab-
satz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe a der angeführten Verordnung genannten Er-
zeugnisse und den Preisen dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr aus-
geglichen werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sind die
Erstattungen für den nicht denaturierten und in unver-
ändertem Zustand ausgeführten Weißzucker und Roh-
zucker unter Berücksichtigung der Lage auf dem Markt
der Gemeinschaft und auf dem Weltzuckermarkt und
insbesondere der in Artikel 28 der angeführten Verord-
nung genannten Preise und Kostenelemente festzusetzen.
Nach demselben Artikel sind zugleich die wirtschaftlichen
Aspekte der beabsichtigten Ausfuhr zu berücksichtigen.

(3) Für Rohzucker ist die Erstattung für die Standardqualität
festzusetzen. Diese ist in Anhang I Punkt II der Verord-
nung (EG) Nr. 1260/2001 festgelegt worden. Diese Er-
stattung ist im Übrigen gemäß Artikel 28 Absatz 4 der
genannten Verordnung festzusetzen. Kandiszucker wurde
in der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 der Kommission
vom 7. September 1995 mit Durchführungsvorschriften
für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen im Zucker-
sektor (2) definiert. Die so berechnete Erstattung muss bei
aromatisiertem oder gefärbtem Zucker für dessen Saccha-
rosegehalt gelten und somit für 1 v. H. dieses Gehalts
festgesetzt werden.

(4) In besonderen Fällen kann der Erstattungsbetrag durch
Rechtsakte anderer Art festgesetzt werden.

(5) Die Erstattung wird alle zwei Wochen festgesetzt. Sie
kann zwischenzeitlich geändert werden.

(6) Nach Artikel 27 Absatz 5 Unterabsatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1260/2001 können die Lage auf dem Welt-
markt oder die besonderen Erfordernisse bestimmter
Märkte es notwendig machen, die Erstattung für die in
Artikel 1 derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je
nach Zielbestimmung unterschiedlich festzusetzen.

(7) Der erhebliche und rasche Anstieg der präferenziellen
Zuckereinfuhren aus den Ländern des Westbalkans seit
Beginn 2001 sowie der Zuckerausfuhren der Gemein-
schaft nach diesen Ländern scheint in hohem Maße
künstlich zu sein.

(8) Um jeglichen Missbrauch bei der Wiedereinfuhr von Zu-
ckererzeugnissen, für die eine Ausfuhrerstattung gewährt
wurde, in die Gemeinschaft zu vermeiden, empfiehlt es
sich, für die Länder des Westbalkans keine Erstattung für
die unter diese Verordnung fallenden Erzeugnisse festzu-
setzen.

(9) Aufgrund dieser Faktoren und der aktuellen Marktsitua-
tion im Zuckersektor, insbesondere der Notierungen und
Preise für Zucker in der Gemeinschaft und auf dem Welt-
markt, sind angemessene Erstattungsbeträge festzusetzen.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem Zustand der
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG)
Nr. 1260/2001 genannten und nicht denaturierten Erzeugnisse
werden wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

AUSFUHRERSTATTUNGEN FÜR WEISSZUCKER UND ROHZUCKER IN UNVERÄNDERTEM ZUSTAND,
ANWENDBAR AB DEM 13. MAI 2005 (1)

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1701 11 90 9100 S00 EUR/100 kg 34,31 (2)

1701 11 90 9910 S00 EUR/100 kg 35,15 (2)

1701 12 90 9100 S00 EUR/100 kg 34,31 (2)

1701 12 90 9910 S00 EUR/100 kg 35,15 (2)

1701 91 00 9000 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3730

1701 99 10 9100 S00 EUR/100 kg 37,30

1701 99 10 9910 S00 EUR/100 kg 38,21

1701 99 10 9950 S00 EUR/100 kg 38,21

1701 99 90 9100 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3730

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 der Kommission (ABl. L 313 vom
28.11.2003, S. 11) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungen sind folgendermaßen festgelegt:
S00: Alle Bestimmungen (Drittländer, sonstige Gebiete, Bevorratung und einer Ausfuhr aus der Gemeinschaft gleichgestellte Be-

stimmungen) mit Ausnahme von Albanien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro (einschließlich des
Kosovo im Sinne der Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999), sowie der Ehemaligen Jugoslawischen
Republik Mazedonien, außer bei Zucker, der den Erzeugnissen gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EG)
Nr. 2201/96 des Rates (ABl. L 297 vom 21.11.1996, S. 29) zugesetzt worden ist.

(1) Die in diesem Anhang genannten Erstattungssätze gelten gemäß dem Beschluss 2005/45/EG des Rates vom 22. Dezember 2004 mit
Wirkung vom 1. Februar 2005 nicht mehr für den Abschluss und die vorläufige Anwendung des Abkommens zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 22. Juli 1972 in Bezug auf die Bestimmungen über land-
wirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse (ABl. L 23 vom 26.1.2005, S. 17).

(2) Dieser Betrag gilt für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 %. Wenn der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von
92 % abweicht, wird der anwendbare Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1260/2001 errechnet.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 724/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Erstattung für Weißzucker bei Ausfuhr nach bestimmten
Drittländern für die im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr.

1327/2004 durchgeführte 25. Teilausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom
19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für Zu-
cker (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5 zweiter Unterab-
satz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1327/2004 der Kom-
mission vom 19. Juli 2004 betreffend eine Daueraus-
schreibung zu der Festsetzung von Abschöpfungen und/
oder Erstattungen bei der Ausfuhr von Weißzucker für
das Wirtschaftsjahr 2004/05 (2) werden Teilausschreibun-
gen für die Ausfuhr dieses Zuckers nach bestimmten
Drittländern durchgeführt.

(2) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1327/2004 ist gegebenenfalls ein Höchstbetrag der

Ausfuhrerstattung für die betreffende Teilausschreibung,
insbesondere unter Berücksichtigung der Lage und der
voraussichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarktes, festzusetzen.

(3) Der Verwaltungsausschusses für Zucker hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1327/2004 durchge-
führte 25. Teilausschreibung für Weißzucker wird eine Ausfuhr-
erstattung von höchstens 40,811 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 725/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen
oder Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 be-
stimmt, dass der Unterschied zwischen den Notierungen
oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1
derselben Verordnung genannten Erzeugnisse und den
Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden
kann.

(2) Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren
zu berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei Störun-
gen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (2).

(3) Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen muss die auf diese Erzeugnisse anwendbare Er-
stattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung der
betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreidemenge be-
rechnet werden. Diese Mengen sind in der Verordnung
(EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

(5) Die Erstattung muss mindestens einmal monatlich festge-
setzt werden. Sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge-
ändert werden.

(6) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf die No-
tierungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der Gemein-
schaft und auf dem Weltmarkt führt zur Festsetzung der
Erstattung in Höhe der im Anhang genannten Beträge.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a,
b und c der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 genannten Er-
zeugnisse, Malz ausgenommen, in unverändertem Zustand sind
im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 12. Mai 2005 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1001 10 00 9200 — EUR/t —

1001 10 00 9400 A00 EUR/t 0
1001 90 91 9000 — EUR/t —

1001 90 99 9000 A00 EUR/t 0
1002 00 00 9000 A00 EUR/t 0
1003 00 10 9000 — EUR/t —

1003 00 90 9000 A00 EUR/t 0
1004 00 00 9200 — EUR/t —

1004 00 00 9400 A00 EUR/t 0
1005 10 90 9000 — EUR/t —

1005 90 00 9000 A00 EUR/t 0
1007 00 90 9000 — EUR/t —

1008 20 00 9000 — EUR/t —

1101 00 11 9000 — EUR/t —

1101 00 15 9100 C01 EUR/t 8,22

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1101 00 15 9130 C01 EUR/t 7,68

1101 00 15 9150 C01 EUR/t 7,08

1101 00 15 9170 C01 EUR/t 6,54

1101 00 15 9180 C01 EUR/t 6,12

1101 00 15 9190 — EUR/t —

1101 00 90 9000 — EUR/t —

1102 10 00 9500 A00 EUR/t 0

1102 10 00 9700 A00 EUR/t 0

1102 10 00 9900 — EUR/t —

1103 11 10 9200 A00 EUR/t 0

1103 11 10 9400 A00 EUR/t 0

1103 11 10 9900 — EUR/t —

1103 11 90 9200 A00 EUR/t 0

1103 11 90 9800 — EUR/t —

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1)
festgelegt.

C01: Alle Drittländer außer Albanien, Bulgarien, Rumänien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro, der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien, Liechtenstein und der Schweiz.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 726/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung der Produktionserstattungen für Getreide

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1748/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1722/93 der Kommission
vom 30. Juni 1993 mit Durchführungsbestimmungen zu
den Verordnungen (EWG) Nr. 1766/92 und (EWG) Nr.
1418/76 des Rates hinsichtlich der Produktionserstattun-
gen für Getreide und Reis (2) sind die Bedingungen für
die Gewährung der Produktionserstattung festgelegt wor-
den. Die diesbezügliche Berechnungsgrundlage ist in Ar-
tikel 3 derselben Verordnung enthalten. Die so berech-
nete Erstattung, die erforderlichenfalls für Kartoffelstärke
differenziert wird, muss einmal im Monat festgesetzt
werden und kann geändert werden, wenn sich der Mais-
und/oder der Weizenpreis erheblich ändern.

(2) Um den zu zahlenden Betrag genau zu bestimmen, sind
die mit dieser Verordnung festzusetzenden Produktions-
erstattungen durch die in Anhang II der Verordnung
(EWG) Nr. 1722/93 angegebenen Koeffizienten anzupas-
sen.

(3) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1722/93
genannte Erstattung wird

a) für Mais-, Weizen-, Gerste- und Haferstärke auf 10,86 EUR/t
festgesetzt;

b) für Kartoffelstärke auf 10,85 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 727/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1757/2004
eingereichten Angebote für die Ausfuhr von Gerste

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3 erster
Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung und/oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Gerste nach bestimmten Drittlän-
dern wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 1757/2004
der Kommission (2) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattun-
gen und zur Festlegung der bei Störungen im Getreide-
sektor zu treffenden Maßnahmen (3) kann die Kommis-
sion auf der Grundlage der eingereichten Angebote be-

schließen, die auf die Ausschreibung eingegangenen An-
gebote nicht zu berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung oder der Ab-
gabe bei der Ausfuhr von Gerste gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 1757/2004 vom 6. bis 12. Mai 2005 eingereichten Ange-
bote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 728/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Hafer im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1565/2004

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 7,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewäh-
rung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei Stö-
rungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (2), insbe-
sondere auf Artikel 4,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1565/2004 der Kommis-
sion vom 3. September 2004 über eine besondere Interven-
tionsmaßnahme für Hafer in Finnland und Schweden für das
Wirtschaftsjahr 2004/05 (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr aus
Finnland und Schweden von in diesen beiden Ländern
erzeugtem Hafer nach allen Drittländern, mit Ausnahme

Bulgariens, Norwegens, Rumäniens und der Schweiz,
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 1565/2004 eröff-
net.

(2) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung angezeigt.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Hafer wird für die
vom 6. bis zum 12. Mai 2005 im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1565/2004 eingereichten An-
gebote auf 34,96 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 729/2005 DER KOMMISSION

vom 12. Mai 2005

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 115/2005

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3 erster
Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Weichweizen nach bestimmten Drittländern wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 115/2005 der Kommission (2)
eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattun-
gen und zur Festlegung der bei Störungen im Getreide-
sektor zu treffenden Maßnahmen (3) kann die Kommis-
sion auf der Grundlage der eingereichten Angebote be-
schließen, unter Berücksichtigung der Kriterien nach Arti-

kel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstaus-
fuhrerstattung festzusetzen. In einem solchen Fall wird
der Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die der-
zeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart führt
zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen wird
für die vom 6. bis 12. Mai 2005 im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 115/2005 eingereichten Ange-
bote auf 6,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 13. Mai 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 12. Mai 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission

DEL 121/86 Amtsblatt der Europäischen Union 13.5.2005

(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78.
(2) ABl. L 24 vom 27.1.2005, S. 3.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7. Verordnung zuletzt geändert durch

die Verordnung (EG) Nr. 777/2004 (ABl. L 123 vom 27.4.2004,
S. 50).



II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 11. Mai 2005

zur Änderung der Entscheidung 90/255/EWG hinsichtlich der Eintragung männlicher Schafe und
Ziegen in einen Anhang des Zuchtbuchs

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 1409)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2005/375/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/361/EWG des Rates vom 30. Mai
1989 über reinrassige Zuchtschafe und -ziegen (1), insbesondere
auf Artikel 4 zweiter Gedankenstrich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Entscheidung 90/255/EWG der Kommission
vom 10. Mai 1990 über die Kriterien für die Eintragung
reinrassiger Zuchtschafe und -ziegen in Zuchtbücher (2)
kann eine Züchtervereinigung oder eine Zuchtorganisa-
tion beschließen, dass männliche Tiere bestimmter Ras-
sen, die in einer abgeschlossenen Liste aufgeführt sind, in
einem Anhang zum Zuchtbuch eingetragen werden.

(2) Diese Liste hat sich als sehr unpraktisch und unflexibel
erwiesen und sollte durch ein flexibles Verfahren ersetzt
werden, nach dem Züchtervereinigungen sich im Rahmen
eines klar definierten und überwachten Zuchtprogramms
für die Nutzung der notwendigen genetischen Ressourcen
entscheiden können.

(3) Im Interesse des Schutzes der genetischen Ressourcen
von Tieren sollten anerkannte Züchtervereinigungen
und Zuchtorganisationen die Möglichkeit haben, gegebe-
nenfalls Anhänge ihrer Zuchtbücher für männliche Tiere
zu erstellen, die die Kriterien für eine Eintragung in den
Hauptteil nicht erfüllen aber wertvoll für die Erhaltung
der Rasse sind.

(4) Die Regeln für die Eintragung bestimmter männlicher
Tiere in einen Anhang zum Zuchtbuch und die Zulas-
sung der Eintragung der Nachkommen solcher männli-
chen Tiere in den Hauptteil des Zuchtbuchs sollten aus-
reichend streng und nicht diskriminierend sein; aus die-
sem Grund sind sie gemäß der Entscheidung
90/254/EWG der Kommission vom 10. Mai 1990 über
die Kriterien für die Zulassung der Züchtervereinigungen
und Zuchtorganisationen, die Zuchtbücher für reinrassige
Zuchtschafe und -ziegen führen oder anlegen (3), der zu-
ständigen Behörde zur Annahme vorzulegen.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Tierzucht-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Entscheidung 90/255/EWG wird durch den
Anhang der vorliegenden Entscheidung ersetzt.
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Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 11. Mai 2005

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG

Anforderungen in Bezug auf Artikel 4 vierter Gedankenstrich

1. Das Zuchtbuch muss auf eine ‚robuste‘ Rasse verweisen, die normalerweise nicht für die intensive Erzeugung bestimmt
ist. Die Züchtervereinigung oder Zuchtorganisation muss nachgewiesen haben, dass im Hauptteil des Zuchtbuches
nicht genügend männliche Tiere eingetragen und damit nicht für die Zucht gemäß dem Zuchtprogramm verfügbar
sind.

2. Der Züchterverband oder die Zuchtorganisation müssen die Notwendigkeit eines Anhangs für das Zuchtbuch für
männliche Tiere im Rahmen des Zuchtprogramms nachgewiesen haben.

3. Die Bedingungen, unter denen Nachkommen von männlichen Tieren, die in einem Anhang des Zuchtbuchs aufgeführt
sind, in den Hauptteil des Zuchtbuchs eingetragen werden können, müssen festgelegt werden und mindestens so
streng wie die für die entsprechenden weiblichen Tiere geltenden Bedingungen sein. Zu diesem Zweck müssen die
Züchtervereinigung oder die Zuchtorganisation die vorherige Zustimmung der zuständigen Behörde einholen, die diese
Organisation gemäß der Entscheidung 90/254/EWG genehmigt.“
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung des Beschlusses BiH/3/2004 des Politischen und Sicherheitspolitischen Komitees vom 29.
September 2004 zur Einsetzung des Ausschusses der beitragenden Länder für die militärische Operation der

Europäischen Union in Bosnien und Herzegowina

(2004/739/GASP)

(Amtsblatt der Europäischen Union L 325 vom 28. Oktober 2004)

Auf Seite 64, Artikel 3 Absatz 1 erster Spiegelstrich:

anstatt: „— die EU-Mitgliedstaaten, die an Operationen der EU teilnehmen, die unter Rückgriff auf gemeinsame
NATO-Mittel und Fähigkeiten durchgeführt werden, sowie Dänemark;“

muss es heißen: „— die Mitgliedstaaten, die an Operationen der EU teilnehmen, die unter Rückgriff auf gemeinsame
NATO-Mittel und Fähigkeiten durchgeführt werden, sowie Dänemark;“.
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